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Arbeitsplätze bedroht 

Massenproteste und inter¬ 
nationale Aktionen sind 
Reaktion auf die Pläne von 
Ford, das Werk im belgi¬ 
schen Genk zu schließen. 
Seite 2 


Steinbrück, Bochum und 
der Schattenhaushalt 

Interview mit Günter 
Gleising (DKP), Ratsherr 
in Bochum für die Sozia¬ 
le Liste. 

Seite § 


Rückkehr der Defizit-Krieger 

Erste Bewährungsprobe für Ob- 
ama nach der Wahl: Das „fiscal 
cliff“, eine Art „Schuldenbrem¬ 
se“. Die Republikaner nutzen sie 
zur Erpressung. 
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Unter Verschluss: NS-Geschichte 

Der Bundestag debattierte am 8. November... 


A m 9. November 1938 wurden jü¬ 
dische Menschen misshandelt, 
ermordet und mehr als 20 000 
in den folgenden Tagen in Konzent¬ 
rationslager verschleppt. Synagogen 
brannten, Geschäfte wurden geplün¬ 
dert und zerstört. Ausschreitungen 
und Morde fanden auch in den Tagen 
vor und nach dem 9. November statt. 
Die KPD und die Exil-SPD wandten 
sich empört gegen die Pogrome, die 
KPD mit ihrer Erklärung „Gegen die 
Schmach der Judenpogrome“. 

Im November 1938 ahnte niemand - 
obgleich der bevorstehende Krieg 
schon fast „greifbar“ war -, dass diese 
Aktion am Beginn des größten Ver¬ 
brechens der bisherigen Geschichte 
stand: des fabrikmäßigen Massenmor¬ 
des an sechs Millionen europäischen 
Juden, aber auch an Hunderttausen¬ 
den Sinti und Roma und Millionen 
Menschen slawischer Herkunft 
Nicht wenige ihrer Mörder machten 
später in der Bundesrepublik Karrie¬ 
re oder wurden durch bundesdeutsche 
Ämter geschützt - so Eichmann, Bar- 
bie und viele andere. Nur wenige wur¬ 
den bestraft. Ihre Gegner - vor allem 
die Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten - wurden weiter verfolgt. 
Während auch in diesem Jahr in vielen 
deutschen Städten und Gemeinden 
Menschen unterschiedlicher weltan¬ 
schaulicher und politischer Orientie¬ 
rung der Reichspogromnacht gedach¬ 
ten oder sich Naziprovokationen ent¬ 
gegenstellten, gab es im Bundestag, 
dessen N SU-Untersuchungsausschuss 
sich gerade mit den Vertuschungen 
und Lügen von Verfassungsschutz und 
anderen Ämtern beschäftigt, eine er¬ 
bärmliche Debatte. 

Die Fraktion der Partei „Die Linke“ 
hatte eine große Anfrage mit dem Ti¬ 
tel „Umgang mit der NS-Vergangen- 
heit“ an die Bundesregierung gestellt. 
Diese antwortete mit einem 85-Sei- 
ten-Papier. In diesem wird auf einen 
Teil der Fragen umfassend eingegan¬ 
gen. 

Dort steht immerhin: „Die personel¬ 
le und in Teilen auch inhaltliche Kon¬ 
tinuität, etwa im Beamtenapparat, in 
einzelnen Bundesministerien, in Poli¬ 
zeien, Geheimdiensten, der Bundes¬ 
wehr und dem Justizapparat haben 
schwerwiegende Folgen für das poli¬ 
tische Klima dieser Phase gehabt ... 


Die Frage der Verfolgung und Be¬ 
strafung von NS-Tätern stellte sich 
vor dem Hintergrund der oben ge¬ 
schilderten Kontinuitäten als äußerst 
problematisch und defizitär dar. Selbst 
bei der Verfolgung von schwerstbe- 
lasteten NS-Tätern, 
wie etwa Adolf Eich¬ 
mann, taten sich Er¬ 
mittlungsbehörden 
der Bundesrepublik 
Deutschland eher als 
Bremser und Verhin¬ 
derer, denn als ak¬ 
tiver Part der Ver¬ 
folgung hervor. Die 
Aufarbeitung dieses 
Teils der Geschich¬ 
te der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland ist 
bis heute keineswegs 
abgeschlossen. 

Zahlreiche Opfer 
der NS-Politik muss¬ 
ten über Jahrzehnte 
auf finanziell häufig 
geringe Entschädi¬ 
gungen warten oder 
bleiben bis heute von 
solchen Entschädi¬ 
gungen ausgenom¬ 
men, während die 
Versorgung von Mitläufern und Tä¬ 
tern des NS-Regimes politische Prio¬ 
rität genoss...“ 

Zugleich wird jedoch versucht, die ei¬ 
gene Vergangenheit und die Ausein¬ 
andersetzung mit der Nazi Vergangen¬ 
heit im Staatsapparat der alten Bun¬ 
desrepublik zu schönen, denn es geht 
dabei eben nicht nur um „Bremser 
und Verhinderer“. Es geht auch um 
Verstrickungen der Geheimdienste, 
die bis heute nicht vollständig offen¬ 
gelegt wurden. Es geht auch hier um 
Akten, die geschreddert wurden. Dar¬ 
auf machten Jan Körte („Die Linke“), 
aber auch Claudia Roth (Bündnis 90/ 
Die Grünen) in der Bundestagsdebat¬ 
te immer wieder aufmerksam. 

Jan Körte erklärte in der Bundestags¬ 
debatte am 8. November eingangs un¬ 
ter anderem: „Heute, einen Tag vor 
dem 9. November, führen wir eine 
wichtige Debatte, die aktueller denn 
je ist. Wieso? Vor kurzem wurde be¬ 
kannt, dass der BND jahrelang den 
Aufenthaltsort von Adolf Eichmann 
kannte. Geschehen ist nichts. 


Klaus Barbie, der Schlächter von 
Lyon, verantwortlich für 7 591 De¬ 
portationen und 4 342 Hinrichtungen, 
wurde 1966 Informant des BND. Er 
erhielt 500 DM pro Monat. Carl-Theo¬ 
dor Schütz, ehemaliger SS-Haupt- 


sturmführer, befehligte die Hinrich¬ 
tung von 335 italienischen Geiseln. 
Wie gerade bekannt wurde, wurde er 
hauptamtlicher Abteilungsleiter beim 
BND. Es hieß, er sei eine charakterlich 
einwandfreie Persönlichkeit... 

Die 50er- und 60er-Jahre waren ge¬ 
prägt durch das Schweigen und die 
große Rückkehr der Täter in Amt und 
Würden ... 

Körte weiter: „Die Abwehr und Be¬ 
endigung der Entnazifizierung war ein 
wesentlicher Kern der frühen bundes¬ 
deutschen Politik - im Hintergrund 
übrigens gesteuert und vorangetrie¬ 
ben von Leuten wie Werner Best, dem 
ehemaligen Justiziar im Reichssicher¬ 
heitshauptamt.“ 

In der Debatte betonten Abgeord¬ 
nete von CDU/CSU, FDP, aber auch 
der SPD dagegen immer wieder die 
demokratische „Erfolgsgeschichte“ 
der Bundesrepublik Deutschlands, in 
der man im Gegensatz zur DDR „früh 
eine stabile freiheitlich-demokratische 
und sozial-marktwirtschaftliche Ord¬ 
nung“ geschaffen habe. Immer wieder 


wurde auch argumentiert, man habe 
schließlich zum Wiederaufbau kompe¬ 
tente Fachleute gebraucht. Die DDR 
habe sich - so auch von Wolfgang 
Thierse (SPD) - dagegen nicht wirk¬ 
lich mit der faschistischen Vergangen¬ 


heit auseinandergesetzt. 

Man weigerte sich, den kommunisti¬ 
schen Widerstand anzuerkennen. 

Alle von der Fraktion der Partei „Die 
Linke“ eingebrachten Anträge zu den 
Themen „NS-Vergangenheit in Bun¬ 
desministerien aufklären“ (auch von 
den Bündnisgrünen lag ein ähnlicher 
Antrag vor), zur Offenlegung und zum 
offenen Zugang zu Akten sowie zur 
Anerkennung des antifaschistischen 
Widerstandes von Kommunistinnen 
und Kommunisten wurden - auch mit 
Stimmen aus der SPD-Fraktion - ab¬ 
gelehnt. 

Wenige Tage später berichten die Me¬ 
dien über wachsende rechte Überzeu¬ 
gungen im Land, über zunehmenden 
Rassismus, Hass und Gewalt gegen Mi- 
grantinnen und Migrantinnen. Gefragt 
wird nicht, welchen Beitrag die Politik 
dazu liefert. Auch durch das Verdrän¬ 
gen, das Verschweigen, das Beschö¬ 
nigen, auch durch den Umgang der 
Mehrheit der Bundestagsabgeordne¬ 
ten mit der eigenen Geschichte. 

Nina Hager 



16. Europatreffen der Solidarität mit Kuba 

Am Wochenende fand in Berlin das 16. Europatreffen der Solidarität mit Kuba statt 


Das Treffen wurde gemeinsam mit 
dem ICAP (Instituto Cubano de 
Amistad entre los Pueblos) vom Netz¬ 
werk Cuba organisiert. Das Netzwerk 
ist eine deutsche Bündnisorganisation 
mit über 30 Mitgliedsorganisationen, 
zu denen auch die DKP und die SDAJ 
gehören. 

120 Delegierte aus 30 Ländern waren 
angereist und diskutierten inhaltliche 
und praktische Fragen der Solidari¬ 
tätsarbeit mit Kuba. 

Als eine der Ehrengäste war Elisa¬ 
beth Palmeiro, die Frau des seit mehr 
als 14 Jahren in den USA inhaftierten 
Ramon Labanino, eingeladen. In ei¬ 
ner bewegenden Rede rief sie dazu 
auf, die Anstrengungen für die Frei¬ 
heit der Fünf zu verdoppeln. In diesem 
Jahr musste Rene nicht nur den Tod 
seines Bruders verkraften, ihm war es 


durch seine Haftauflagen auch ver¬ 
wehrt, in diesem Moment bei seinen 
Lieben sein zu können und im Kreise 
seiner Familie Trost und Kraft zu fin¬ 
den. Die Familie verwahrt eine Urne 
mit der Asche Robertos, damit Rene 
sie bei seiner Rückkehr nach Kuba an 
einem Strand verstreuen kann, an dem 
die Brüder als Kinder gemeinsam viel 
Zeit verbrachten. 

Dies ist nur ein Beispiel, welches Eli¬ 
sabeth anführte, was die Haft für die 
Fünf und ihre Angehörigen bedeutet. 
Die Frage, wie die Freiheit für die Fünf 
erstritten werden kann, war auch das 
Thema einer der drei Arbeitsgruppen, 
die während des Treffens stattfanden. 
Unter anderem wurde beschlossen, 
im Frühjahr 2014 in London ein in¬ 
ternationales Hearing für die Fünf 
durchzuführen. Die Arbeitsgruppe 2 


beschäftigte sich mit dem Gemeinsa¬ 
men Standpunkt der Europäischen 
Union, der lediglich eine abgewan¬ 
delte Variante der US-amerikanischen 
Blockade darstellt. In der dritten Ar¬ 
beitsgruppe wurde die Rolle der Me¬ 
dien beleuchtet, sowohl hinsichtlich 
der Frage, welche und wie man sie für 
die politische Arbeit nutzen kann, als 
auch über die Abwehr der zahlreichen 
Medienkampagnen gegen Kuba. 

Ein weiteres wichtiges Thema des 
Treffens waren die Folgen des Hurri¬ 
kans Sandy auf Kuba und die Notwen¬ 
digkeit, jetzt schnell Hilfe und Unter¬ 
stützung zu leisten. 

Nach den kämpferischen Schlusswor¬ 
ten von Kenia Serano (Präsidentin des 
ICAP), die verdeutlichte, dass Kuba 
vor großen Herausforderungen steht, 
aber auf Basis der Errungenschaf¬ 



ten der Revolution unbeirrt weiter 
am Aufbau des Sozialismus arbeiten 
wird, entrollten einige Teilnehmerin¬ 
nen und Teilnehmer ein Banner mit 
einer spanischen Aufschrift „Eine an¬ 
dere Welt ist möglich - Danke Kuba 
für Dein Beispiel“. Dies brachte wohl 
die Auffassung der meisten Teilneh¬ 
menden zum Ausdruck, dass Kuba 
und seine Revolution eine Quelle von 
Kraft und Zuversicht für die Kämpfe 
in Europa ist. 

Nicole Drücker 


Thema der Woche 


Die Spur der 
faschistischen Gewalt 

Mindestens 182 Morde wurden zwi¬ 
schen 1990 und 2011 von Faschisten 
und Neo-Nazis in Deutschland verübt. 
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Neues Sozialdemokratisches 
Manifest (Lex Steinbrück) 

Die Geschichte aller bisherigen Gesell¬ 
schaften (GmbHs) ist die Geschichte 
von Nebeneinkünften. 

Die Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands wurde nicht zu ihrem 
Selbstzweck gegründet, sondern einzig 
zum Ziel der ständigen Vermehrung 
des Vermögens ihrer Parteifunktionäre. 
Als Bundeskanzlerkandidat oder als 
Parteivorsitzender wird ohne Mitglie¬ 
derbefragung immer derjenige gewählt, 
der am schlauesten ist. - Die Schlauheit 
des Kandidaten bestimmt sich einzig 
und allein aus der Höhe der Einnah¬ 
men durch seine Nebeneinkünfte. Die 
Untergrenze liegt bei 1 Million Euro 
in zwei Jahren. 

Unsere Epoche zeichnet sich dadurch 
aus, dass sie die Klassengegensätze 
endgültig überwunden hat. Stattdessen 
gibt es nur noch Kassengegensätze. - 
Um auch diese erfolgreich zu überwin¬ 
den, ist die revolutionäre Losung der 
SPD auch weiterhin „alle Macht un¬ 
seren Kassen “. 

Wir Sozialdemokraten haben nichts zu 
verlieren außer gut bezahlten Honora¬ 
ren. Deshalb: Neben- und Hauptein¬ 
künfte, vereinigt euch! 

Werner Lutz 


Immernoch gegen den Wind 

4. Kulturforum der DKP 

16./17. November 2012 in Hannover, 
Freizeitheim Linden 

Eingangsstatements von Dietmar 
Dath und Dr. Diether Dehrn 
Workshops: Gemeinsam gegen kultu¬ 
rellen Kahlschlag/Deutsche Leitkul¬ 
tur/Das politische Lied heute/Bildbe¬ 
trachtung 

Konzert: Hannover hört Rot - mit DGB- 
Chor Hannover, Peter Schenzer + Dirk 
Wilke (Ex Rotdorn), Oma Körner Band, 
Diether Dehrn und Michael Letz. 

Infos und Anmeldungen unter: 
einheiztext@t-online.de 


Solidarität mit dem 
sozialistischen Kuba! 

Die durch den Hurrikan „Sandy“ 
verursachten Schäden in Kuba ha¬ 
ben sich als erheblich größer er¬ 
wiesen, als zuerst abgeschätzt. Es 
wurden über 200 000 Gebäude 
beschädigt oder zerstört. Der Scha¬ 
den an den elektrischen Leitungen 
und Elektrizitätswerken ist enorm. 
Große landwirtschaftliche Anbau¬ 
flächen der Region sind verwüstet. 
Mindestens 100 000 Hektar land¬ 
wirtschaftliche Fläche wurden laut 
UN-Angaben beschädigt. Die Schä¬ 
den belaufen sich in den betroffe¬ 
nen Gebieten auf etwa zwei Mrd. 
US-Dollar. 

Auf dem Solidaritätskonto der DKP 
sind inzwischen ca. 6 500 Euro 
Spenden mit dem Stichwort „Hur- 
rican-Hilfe“ eingegangen. Diese 
Spenden werden umgehend an 
die zuständigen kubanischen Stel¬ 
len weitergeleitet. 

Das Kuba-Solidaritätskonto der 
DKP: 

DKP Parteivorstand 
Konto Nr.: 253 525 502 
Postbank Köln 
BLZ 370100 50 
Stichwort: Hurrican-Hilfe 
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Besser als gar nix Widerstand gegen Werksschließung 

Ein Morgengespräch mit Frau Höfle • Von Eva Petermann Internationale Proteste an Ford-Standorten in Genk und Köln 


D as Ford-Werk im belgischen 
Genk soll nach den Plänen der 
Konzernleitung schließen. Die 
4 300 Kolleginnen und Kollegen sol¬ 
len entlassen werden. Betroffen sind 
die Familien und im Umfeld weite¬ 
re 6 000 von dieser Fabrik abhängige 
Beschäftigte. Im Jahre 2010 waren 12 
Prozent Lohnverlust erpresst worden, 
angeblich, um die Zukunft des Wer¬ 
kes zu sichern. Prompt hat Ford 2011 
weltweit einen Rekordgewinn von acht 
Mrd. Euro einfahren können. Belgien 
pumpte in den vergangenen 50 Jah¬ 
ren so hohe Summen an Subventionen 
in das Werk, dass es eigentlich schon 
längst dem Staat gehören müsste. 

Am 7. November 2012 fuhren ange¬ 
sichts ihrer drohenden Entlassung 250 


Kolleginnen und Kollegen aus Genk 
nach Köln. Als die Genker Arbeiter 
alte Autoreifen in Brand setzen, Feu¬ 
erwerkskörper anzünden, die Werks¬ 
feuerwehr zum Löschen herausfährt 
und dazu das Tor öffnet, strömte die 
Genker Delegation aufs Werksgelän¬ 
de. Werkschutz und Polizei drängte die 
Delegation vom Werksgelände. 

Am 11. November haben mehrere 
zehntausend Menschen in Genk de¬ 
monstriert. 

„Diese Demonstration ist eindeutig 
ein Beginn und kein Ende. Es war 
eine kämpferische Demonstration, die 
zeigt, dass die Arbeiter von Ford und 
von den Zulieferbetrieben weiter für 
ihre Arbeitsplätze kämpfen werden“, 
sagte Stany Nimmegeers, der Vorsit- 



Unter den 20 000 Demonstranten am 11. November in Genk war die belgische 
PvdA mit einem starken Block vertreten. Mitglieder der DKP beteiligten sich 
ebenfalls an der Aktion. 


Kampfentschlossenheit bei den Beschäftigten 

Sana-Krankenhäuser wollen Tarifsystem zerschlagen 


„Haben Sie schon gehört? Jetzt krie¬ 
gen wir‘s doch, die Christine und ich!“ 
„Wie? Wer was?“ 

„Na, 4 s Betreuungsgeld natürlich. 

„Ach so. Sie meinen die Kristina Schrö¬ 
der, die Bundesfamilienministerin?“ 
„Ah, gehen 4 s mir mit der! Ich mein 
unsere, die Haderthauerin, von der 
CSU!“ 

„Meine ist die nicht.“ 

„.Worscht. Sie ist die leibliche Mutter 
des Betreuungsgeldes, sozusagen.“ 
„Mit Rösler und Merkel als Geburts¬ 
helfern - ein Alptraum. Nur damit 4 s 
bei den Wahlen wenigstens etwas zum 
Vorzeigen haben - also ...“ 

„Worscht! Ich find 4 s super!“ 

„Super? Hören Sie mal, seit wann 
gibt 4 s denn eine Belohnung, wenn je¬ 
mand staatliche Einrichtungen nicht 
nutzt? 

„Wie meinen Sie das jetzt?“ 

„Na, wenn ich nicht in die Stadtbüche¬ 
rei gehe, sondern mir selber Bücher 
kaufen kann, krieg ich auch kein Geld 
dafür. Oder wenn ich mein Kind nicht 
zur Schule schicke und selbst...“ 
„Nana, das geht fei net, Sie! Was hat 
das do domit zu tun! Mich freut‘s ein¬ 
fach. Endlich mal Gerechtigkeit, end¬ 
lich mal ein Dank für die ganze Mühe 
mit den Gunga.“ 

„Aber Ihre Kinder sind doch längst er¬ 
wachsen.“ 

„Freilich, mein Sohn hat schon selber 
eins. Mei Tochter auch.“ 

„Und da lässt jetzt Ihr Sohn seinen Job 
sausen, für die 150 Euro?“ 

„Warum das denn?“ 

„Weil das Betreuungsgeld auch für die 
vollzeitbeschäftigte Führungskraft da 
ist. Sagt die Frau Haderthauer.“ 

„Sind Sie noch gescheit? Denken Sie 
etwa, mei Schwiegertochter hat keinen 
wichtigen Job?“ 

„Umso besser! Aber einen Krippen¬ 
platz zu finden wird schwierig sein ...“ 
„Gehen‘s fort! Wie im Osten, was? 
Töpfchengehen nach der Stechuhr? 
Damit ist jetzt Schluss, zum Glück. 
Jetzt haben wir „illogiefreie Alterna¬ 
tiven“. 

„Was für 4 n Ding? Ach so: Idee - o- lo- 
gie- frei?“ 

„Verbessernd mich net dauernd. Ich 
hab 4 s schließlich gelesen.“ 

„Tolle Alternativen! Die wollen doch 
nur das Geld für die Krippenplätze 
sparen.“ 

„Na, Sie, das Betreuungsgeld kostet fei 
auch a bissala. - Mei Tochter kann sich 
auch freuen.“ 

„So?“ 

„Die ist doch arbeitslos.“ 

„Was? Da soll sie sich freuen?“ 
„Wegen ihrem Gung, mein ich doch. 
Sie hat schee Zeit fürs Bobbela und 
hat a paar Märkla mehr in der Kasse.“ 
„Und der Vater des Kindes?“ 

„Was soll mit dem sein?“ 

„Ich mein, weil es doch heißt, dass das 
Betreuungsgeld der „Türöffner für die 


Emanzipation der Männer“ ist, Frau 
Höfle.“ 

„Emanzipation, der Simpl? Der ist so 
emanzipiert, dass er abgehauen ist!“ 
„O, das ist ja ...“ 

„Nana, das passt scho, dass sie den los 
ist. Nicht mal gescheit Deitsch hat er 
gekennt, der Gimbl.“ 

„Äh, tja, es gibt mehr Leute mit 
Sprachproblemen, als man so denkt. 
Aus dem Grund finde ich ja diese frü¬ 
he Sprachförderung in der Kita ...“! 
„Ja, so a Kitta hätt dem auch gutgetan, 
dem...!“ 

„Es geht ja nicht nur um die Migranten, 
Frau Höfle. Wer‘s Geld am dringends¬ 
ten braucht, wird die Kinder daheim 
behalten, wegen dem Betreuungsgeld. 
Unsozial und ungerecht. Das ganze 
Geld gehört in die Kita-Infrastruktur.“ 
„Kita-Infra-Struggdur? So Zeugs brau¬ 
chen mir net!“ 

„Frau Höfle, dann hätte es doch auch 
Ihre Tochter leichter bei der Jobsuche.“ 
„Jaja, studiert hat sie und für was? 
Hartz IV. Finden Sie mal‘n Job mit‘m 
Kind aufm Arm. Wird Zeit, dass die 
Christine ihr die 150 Euro rüberlangt.“ 
„Erst mal wären es nur 100 und außer¬ 
dem, nee, leider ... 

„Was jetzt? „Freie Wahl der Betreu¬ 
ungsform für alle Eltern“, heißt 4 s doch.“ 
„Tut mir wirklich leid, Frau Höfle, aber 
bei Leuten mit Hartz IV wird das Be¬ 
treuungsgeld „angerechnet“ 

„Hm. Jawoll. Sie, das passt scho - von 
wegen endlos Abkassieren von Vater 
Staat! Schmarotzer, die!“ 

„Was, Ihre Tochter...?“ 
„Unterbrechn's mich net immerzu. 
Das Maadla doch net. Aber, also, Sie 
meinen, sie kriegt gar nix? So eine Un¬ 
gerechtigkeit! Typisch die Schröderin - 
bei dem Vater!“ 

„Was hat der damit zu tun? 44 

„Ist der Schröder von der SPD etwa 

net ihr Vater?“ 

„Nee, aber das würd auch keinen gro¬ 
ßen Unterschied machen.“ 

„Ho. Jedenfalls gut, dass wenigstens ich 
mein Geld krieg.“ 

„Wieso denn Sie?“ 

„Verstehend net? Das Betreuungs¬ 
geld ist auch „für Doppelverdiener, die 
die Großeltern einspannen.“ Sagt die 
Christine. Die Schröderin jetzt auch.“ 
„Ja und?“ 

„Groooßeltern! Das bin ich! Super! 
Ich kann 4 s wirklich gebrauchen, bei 
dem bissala Rente.“ 

„Moment mal, Frau Höfle! Das krie¬ 
gen doch net Sie. Das bekommen 
höchstens Ihr Sohn und Ihre Schwie¬ 
gertochter.“ 

„Ja was? Wer passt denn immer auf die 
Gunga auf? Und putzt ihnen den Bob- 
bes? So ein Beschiss! Das soll Gerech¬ 
tigkeit sein? - Sie, am End - am End 
weiß die Christina gar nix davon? 44 
„Von Gerechtigkeit? Garantiert gar 
nix, Frau Höfle, da könnend wetten!“ 


Der Sana-Krankenhauskonzern will 
das Tarifsystem TVöD bei den Be¬ 
schäftigten seiner beiden Krankenhäu¬ 
ser und Seniorenresidenzen in Düssel¬ 
dorf zerschlagen. Auf dem Spiel stehen 
Lohnverluste von 300 Euro, Streichung 
des Weihnachtsgeldes. Große Kampf¬ 
entschlossenheit demonstrierten die 
Verdi-Kolleginnen und -Kollegen, die 
sich am Eingang des Gerresheimer 
Krankenhauses lautstark bemerkbar 
machten. 

Nach den eindrucksvollen Ansprachen 
von Gewerkschaftssekretär Stefan 
Röhrhoff und dem Betriebsratsvorsit- 
zenden Hartmut Holschbach drück¬ 
te Uwe Koopmann für die DKP den 
Streikenden seine Solidarität aus: Der 
Skandal habe damit begonnen, dass 
das kommunale Krankenhaus mehr¬ 
heitlich an den Sana-Konzern ver¬ 
kauft worden sei. Der Beschluss war 
mit Mehrheit im Rathaus gefällt wor¬ 


den. Koopmann hatte vor dem Verkauf 
gewarnt, denn das Ziel des Konzerns 
sei nicht die Verbesserung der Arbeits¬ 
bedingungen für die „lieben Mitarbei¬ 
ter“, sondern ihre Auspressung. Mit 
anhaltendem Beifall bedankten sich 


zende des PTB-Bezirks Limburg. Die 
Partei der Arbeit Belgiens (PvdA/ 
PTB) stand seit der Ankündigung der 
möglichen Schließung von Ford Genk 
jeden Tag an der Seite der Arbeiter, 
unterstützte die Streikposten und war 
auch auf der Demonstration mit einem 
großen Block vertreten. 

Aus vielen anderen Betrieben waren 
Delegationen nach Genk gekommen. 
Von Audi Brussel, Volvo, Dow, Van 
Hool, von Philips Turnhout, Echo, Ar- 
celorMittal. „Die Präsenz von Unter¬ 
nehmen, bei denen selbst die Arbeits¬ 
plätze auf dem Spiel stehen, war auf¬ 
fällig“, sagte Stany Nimmegeers. Aus 
Frankreich war eine Delegation von 
Peugeot gekommen. Besonders beach¬ 
tet wurde die Beteiligung von Kollegen 
der Ford-Werke Köln. Die IG Metall 
fuhr aus Köln mit neun Bussen nach 
Genk. Auch von Ford Valencia war 
eine Delegation angereist. 

Die Partei der Arbeit Belgiens und die 
DKP solidarisierten sich in einem ge¬ 
meinsamen Solidaritätsflugblatt mit 
den Ford-Beschäftigten. In dem Flug¬ 
blatt heißt es u.a.: „Die Bosse werden 
versuchen, die Belegschaften gegen¬ 
einander auszuspielen. Nötig ist die 
Solidarität der Standorte untereinan¬ 
der.“ Beide Parteien fordern ein Kon¬ 
zept „nicht zu Lasten der Beschäftig¬ 
ten, sondern mit einer allgemeinen 
Arbeitszeitverkürzung mit vollem 
Lohnausgleich in der ganzen Automo¬ 
bilbranche“. Das Flugblatt wurde am 
Dienstag bei Ford in Köln verteilt und 
stieß auf großes Interesse bei den Kol¬ 
leginnen. In der kommenden Woche 
wird es auch bei Ford in Genk verteilt. 

Gerd Ziegler 


die Streikenden für die Solidaritäts¬ 
bekundung. Holschbach warnte Sana: 
Man werde kämpfen und, wenn es sein 
müsse, auch nach München zum Sana- 
Konzern fahren. 

UK 



Ein Herz für Langzeitarbeitslose 

Initiative der Grünen zu einem „neuen“ Arbeitsmarkt 


Die Bundestagswahl naht und bei den 
Parteien macht eine Umtriebigkeit in 
Sachen angeblicher sozialer Wohltaten 
wieder die Runde. 

Neben einem ähnlichen Vorschlag (s. 
letzte UZ) von U. Schneider, Paritä¬ 
tischer Gesamtverband, und P. Kober 
(FDP) traten Bündnis 90/Die Grünen 
mit einer Gesetzesinitiative zur „Ein¬ 
führung eines Sozialen Arbeitsmark¬ 
tes“ in der letzten Woche hervor. Die 
SPD will noch dieses Jahr eine eigene 
Initiative zur Teilhabe Langzeitarbeits¬ 
loser am Arbeitsmarkt in den Bundes¬ 
tag einbringen. 

Solche als neue Initiativen getarnte 
Scheinlösungen kommen durchge¬ 
hend von politischen Kräften, die mit 
einem Recht auf Arbeit nichts am Hut 
haben. Vorweg gesagt bieten auch die 
Grünen mit ihrer neuen Initiative nur 
einen Aufguss von längst Bekanntem. 
Die grünen Doktoren am Kranken¬ 
bett des Systems haben im amtlichen 
Instrumentenkasten eine Lücke ge¬ 
funden, die das Wohlfeilbieten einer 


bestimmten Form der Ware Arbeits¬ 
kraft ins Stocken gebracht hat. Sie ha¬ 
ben zum wiederholten Mal entdeckt, 
dass bei reichlich williger und billiger 
Ausbeutungsmasse diejenigen immer 
hinten runter fallen, die vielfältige so¬ 
genannte „Vermittlungshemmnisse“ 
besitzen. Ihnen möchte man einen 
„Sozialen Arbeitsmarkt“(auf Basis 
von § 16e SGB II) zukommen lassen, 
um wenigsten ein paar von den sog. 
„abgehängten 44 Erwerbslosen „neue 
Perspektiven“ jenseits der Hartz-IV- 
Mühle zu eröffnen. 

Wahlpolitisch handelt es sich um eine 
Wählermasse von gut über einer Mil¬ 
lion, was auch für kleinbürgerliche 
Parteien nicht ganz ohne Belang sein 
dürfte. 

Seit der Abschaffung bzw. Kürzung 
der „Ein-Euro-Jobs“ und ABM-Maß- 
nahmen hat sich bei den Betroffenen 
einiger Frust über „die“ Politiker an¬ 
gesammelt. Der Vorschlag der Grünen 
zielt vorrangig auf das Besänftigen der 
Arbeitslosen und das Sorgen um den 


„sozialen Frieden“. Und so gestaltet 
sich auch seine Ausführung im Detail. 
Der zu niedrig gewordene Wert der 
Arbeitskraft der Betroffenen soll min¬ 
destens auf einen Mindestlohn von 
8,50 Euro aufgestockt werden. Der 
Billiglohn knapp über der Armuts¬ 
grenze wird zu dreiviertel bis zur vol¬ 
len Höhe aus Bundesmitteln des SGB 
II bezuschusst. Prinzipiell steht die 
Verwertung der Arbeitskraft für ma¬ 
ximal zwei Jahre (bei Verlängerung im 
Einzelfall) allen sogenannten Arbeit¬ 
gebern zu Verfügung. Es wird Wert da¬ 
rauf gelegt, dass auf lokaler Ebene die 
profitierenden Unternehmen in einen 
sozialpartnerschaftlichen Konsens ein¬ 
bezogen werden. Wo hier eine verläss¬ 
liche Perspektive oder irgendeine wir¬ 
kungsvolle Verpflichtung für die Kapi¬ 
talseite sein soll, bleibt offen. Statt die 
bestehenden Arbeitsverhältnisse als 
elementare Verhinderung einer gleich¬ 
berechtigten dauerhaften Integration 
aller zu sehen, werden die Langzeitar¬ 
beitslosen mit „multiplen Problemla¬ 


gen“ wieder nur in einen gesonderten 
Arbeitsmarkt ausgelagert. 

Also beim Allerwichtigsten - der ge¬ 
sicherten Perspektive - für jeden län¬ 
ger Arbeitsuchenden wieder einmal 
großes Schweigen. Auch Bundestags¬ 
abgeordnete leben ja in einer „freien 
Marktwirtschaft“, die seit Jahrzehnten 
acht bis zehn Millionen Arbeitsuchen¬ 
de hat, die zu wenig verdienen und 
weiter suchen müssen oder die bei der 
Suche ganz zu kurz kommen. Das ist 
offiziell leicht zu verschmerzen, weil 
„unvermeidbar“, jedoch die praktische 
Infragestellung der kapitalistischen 
Aneignung der Ergebnisse fremder 
Arbeitskraft nicht, weil sie immer und 
ewig gültig zu sein hat. 

Es dürfen auch laut grünem Vorschlag 
keine sogenannten regulären Jobs er¬ 
setzt werden. Wie wir das schon frü¬ 
her bei ABM-Programmen und in der 
Praxis der „Ein-Euro-Jobs“ verfolgen 
konnten, geschieht das jedoch in gro¬ 
ßem Ausmaß. Es heißt, dass der neue 
Billiglohnmarkt eine Brückenfunktion 
in den regulären Markt habe. Welchen 
meinen sie? Es kann sich in aller Regel 
wohl nur um einen Wechsel in einen 
anderen Niedriglohnsektor handeln. 


Großzügig meinen die Grünen, dass 
das Arbeitsangebot freiwillig ist und 
keine Verpflichtung sein darf. Sie ver¬ 
lassen sich auf die Erfahrung mit „Ein- 
Euro-Jobs“, die gezeigt hätte, dass auch 
ohne Zwang die schlechtesten Arbeits¬ 
gelegenheiten angenommen werden. 
Trotz solcher und anderer Generositä¬ 
ten werden wir uns die Notstandsarbeit 
in neuem Gewand schenken können. 
Wenn die Grünen, wie bei integrier¬ 
ten Parteien üblich, das verursachen¬ 
de Kapital schonen wollen, dann wird 
staatlich subventionierte Arbeitsbe¬ 
schaffung immer diskriminierend sein, 
unabhängig davon, wie der einzelne, 
der von ihr abhängig ist, sie betrach¬ 
ten mag. Sie wird für die Betroffenen 
eine Drehtür bleiben - vom vorüber¬ 
gehenden Ausstieg in den Wiederein¬ 
stieg der Alimentierung. Der humane 
Ausweg und zugleich das alternative 
Programm: Die Kapitalmacht bei der 
Vergabe von Arbeit und Lebenschan¬ 
cen muss konsequent beschnitten und 
dann tatsächlich in einem demokra¬ 
tisch-planvollen und kontrollierten 
Verfahren beseitigt werden. 

Helmut Hammerbauer 
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Gewerkschaftsjugend in Bewegung 

SDAJ Dortmund diskutierte mit Gewerkschaftern über Leiharbeit, Übernahme und die Tarifverhandlungen 2013 



Für den vergangenen 7. November hat¬ 
te die SDAJ Dortmund zur Diskussi¬ 
onsrunde „Gewerkschaft - Jugend - 
in Bewegung“ eingeladen. Dass das 
Thema gut gewählt war, zeigte die 
große Resonanz. Rund 25 bis 30 ge¬ 
werkschaftlich aktive und interessier¬ 
te Jugendliche fanden sich ein, um mit 
den örtlichen Jugendsekretären von 
IG BAU und IG Metall über die ver¬ 
gangenen Tarifauseinandersetzungen 
zu diskutieren und den Blick auf das 
kommende Jahr zu richten. 

Nach den Eingangs-Statements der 
Jugendsekretäre entwickelte sich eine 
lebhafte Diskussion. Unter den Nägeln 
brannte vielen Teilnehmenden beson¬ 
ders die Frage der Übernahme im er¬ 
lernten Beruf sowie die zunehmenden 
prekären Beschäftigungsverhältnisse, 
vor allem der Leiharbeit. 

Maurice Behrent von der IG Metall- 
Jugend betonte, dass die IG Metall hier 
Erfolge zu verzeichnen habe. Im Rah¬ 
men der Kampagne „Operation Über¬ 
nahme“ sei es gelungen, eine Übernah¬ 
meregelung im Metall- und Elektro- 
bereich durchzusetzen. ver.di-Aktive 
konnten hier anknüpfen und verwie¬ 
sen auf die neuen Übernahmeregelun¬ 


gen, die im Zuge der TVÖD-Verhand¬ 
lungen vereinbart wurden. Allerdings 
gab es hierzu auch kritische Töne, da 
die jeweiligen Formulierungen Hinter¬ 
türen beinhalten würden und nicht für 
alle Auszubildenden eine Übernahme 
garantierten. Man sei auch noch weit 
von einer allgemein verbindlichen 
Ausbildungsgarantie entfernt, die al¬ 
len Jugendlichen die Übernahme im 
erlernten Beruf zusichere. Deutlich 
wurde an diesem Punkt, dass die Ge¬ 
werkschaftsjugendverbände noch lan¬ 
ge nicht am Ziel sind. In 2013 kommt 
somit auf die Gewerkschaften die Auf¬ 
gabe zu, die Umsetzung der Übernah¬ 
meregelungen zu prüfen und auf die 
Einhaltung hinzu wirken. 

Den Anwesenden ging es aber nicht 
nur um eine quantitative Regelung. 
Wenn Jugendliche nach der Ausbil¬ 
dung in Leiharbeit übernommen wür¬ 
den, sei dadurch die Unsicherheit nicht 
behoben. Immer mehr junge Men¬ 
schen fänden sich nach der Ausbildung 
in prekären Beschäftigungsverhältnis- 
sen wieder, die keine sichere Perspek¬ 
tive bieten könnte. 

Für die IG BAU rückte Sebastian 
Zöppel andere Themen in den Fo¬ 


kus. Übernahme sei bei der derzeiti¬ 
gen Arbeitsmarktsituation nicht die 
dringlichste Frage, zumal es in eini¬ 
gen Bereichen bereits Übernahmere¬ 
gelungen gäbe. Auch der Leiharbeit 
sei auf dem Bau ein wirksamer Riegel 
durch hohe Mindestlöhne vorgescho¬ 
ben. Dringendes Thema sei derzeit die 
Ausbildungsqualität, die Bekämpfung 
von Schmalspurausbildungen und die 


anschließende Übernahme in die rich¬ 
tige Entgeltgruppe. Zöppel erläuterte 
weiter, dass für das kommende Jahr 
umfangreiche Tarifverhandlungen im 
Bauhauptgewerbe, im Baustoffgewer¬ 
be und weiteren Branchen anstünden 
und man sich auf größere Auseinan¬ 
dersetzungen vorbereite. 

Im zweiten Teil der Veranstaltung war¬ 
fen die Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 


mer die Frage auf, wie vor Ort Ge¬ 
werkschaftsarbeit im Jugendbereich 
weiterentwickelt werden kann. Dabei 
wurde deutlich, dass insbesondere in 
Dortmund noch große Potentiale zur 
Organisierung von Jugendlichen be¬ 
stehen. Wichtig hierbei, so die Runde, 
sei insbesondere, die Jugendlichen für 
ihre eigenen Interessen in Bewegung 
zu setzen und sie aktiv in die Gewerk¬ 
schaftsarbeit einzubinden. 

Im Verlauf der Diskussion wurde deut¬ 
lich, dass es zwischen den Branchen 
und den einzelnen Gewerkschaften 
einige Unterschiede, aber auch vie¬ 
le Gemeinsamkeiten gibt. Jugend¬ 
liche aller Bereiche fordern sichere 
Arbeitsverhältnisse, das Verbot von 
Leiharbeit und eine Übernahmega¬ 
rantie. Wie sie sich dabei gegenseitig 
unterstützen können, dazu gab es ers¬ 
te Ideen. So soll es auch nächstes Jahr 
wieder einen gemeinsamen Jugend¬ 
block auf der l.-Mai-Demo des DGB 
in Dortmund geben. Aufgrund der er¬ 
folgreichen Diskussion verabredeten 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
zudem ein weiteres Vernetzungstreffen 
im nächsten Jahr. 

Daniel Zimmermann 


Leiharbeit bremst Berufskarriere 

Immer weniger Berufsanfänger steigen „normal“ ins 
Arbeitsleben ein 


u 


„Wir lassen uns nicht spalten! 

Aktion der SDAJ gegen Leiharbeit und befristete Beschäftigung 



Das Rheinisch-Westfälische Institut 
für Wirtschaftsforschung (RWI) hat 
jetzt eine Studie vorgelegt, die das von 
Regierung und den Kapitalisten immer 
wieder gern erzählte Märchen entlarvt, 
dass Leiharbeit dazu tauge, Erwerbs¬ 
lose in reguläre Arbeit zu überführen. 
Und auch nach einer neuen Studie des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs¬ 
forschung (IAB) werden immer weni¬ 
ger Berufsanfängerinnen in ein Nor¬ 
malarbeitsverhältnis eingestellt. 

Der Einstieg, etwa über Leiharbeit, 
wird aber immer häufiger zum berufs¬ 
lebenslangen Nachteil: „Gelingt ein 
passender Einstieg in den ersten drei 
Jahren nicht, dann ist das nur schwer zu 
korrigieren“, warnte IAB-Direktor Jo¬ 
achim Möller bei der Präsentation des 
„Handbuch Arbeitsmarkt 2013“. Aber 
Immer mehr Berufsanfänger müssen 
zumindest die ersten Berufsjahre mit 
Leiharbeit, Praktika, Befristungen 
oder immer öfter auch mit Werkver¬ 
trägen zubringen, so das RWI. 

Einen befristeten Arbeitsvertrag hat¬ 
ten 2010 - ohne Auszubildende - etwa 
zehn Prozent der Beschäftigten. Vor 
allem Jüngere seien von Befristung 
überproportional häufig betroffen, 
konstatieren die Forscher. Die unter 
25-Jährigen stellen nur vier Prozent 
der unbefristet, aber 19 Prozent der 
befristet Beschäftigten. Diese miese 
Entwicklung hat sich in den letzten 
Jahren weiter verschärft, heißt es in 
der Studie. 

Im Jahr 2000 fanden noch 60 Prozent 
Einsteiger im ersten Jahr nach ihrem 
Ausbildungsabschluss eine unbefriste¬ 
te Vollzeitbeschäftigung. Heute sind es 
nur noch rund 50 Prozent. 

Wem aber nach der Berufsausbildung 
der Einstieg in die Welt der Arbeit 
nur über eine befristete Anstellung 
oder als Leiharbeiterin gelingt, droht 
ein besonders hohes Arbeitslosigkeits¬ 
risiko. Das belegt die neu vorgelegte 
Studie: Drei Jahre nach dem Berufs¬ 
abschluss waren sie durchschnittlich 
schon 196 Tage lang arbeitslos und da¬ 
mit fast doppelt so lange wie die übri¬ 
gen Berufsanfänger. 

Aber auch beim Einkommen sind 
Leiharbeitnehmerinnen langfristig 
benachteiligt. Wer beim Berufseinstieg 
drei Monate oder länger befristet ar¬ 
beitet oder einen Leiharbeitsvertrag 
unterschreibt, liegt fünf Jahre später 
rund 17 Prozent unter dem Einkom¬ 
men gleich Qualifizierter im Normal¬ 
arbeitsverhältnis. 

Nur den wenigsten Leiharbeitern ver- 
hilft Zeitarbeit zu einem festen Job. 
Nach einem Jahr Leiharbeit haben 
nur 34 Prozent, nach zwei Jahren rund 


45 Prozent ein BeschäftigungsVerhält¬ 
nis außerhalb der Zeitarbeit. Doch die 
allermeisten Leiharbeiter werden nur 
drei Monate und weniger eingesetzt. 
Rund 47 Prozent der Leiharbeitsein¬ 
steiger hatten drei Jahre nach Ausbil¬ 
dungsende schon mindestens eine wei¬ 
tere Leiharbeitsphase hinter sich. Und 
auch fünf Jahre später waren es immer 
noch über 36 Prozent. 

Den meisten Berufseinsteigern mit 
Leiharbeitsverträgen gelingt es nicht, 
diese Nachteile in späteren Jahren noch 
aufzuholen. Die IAB-Arbeitsmarkt¬ 
forscher gehen davon aus, dass sich die 
atypische Beschäftigung immer mehr 
zur Standard-Erwerbsform entwickelt, 
weil „die Brücke in ein stabiles Be¬ 
schäftigungsverhältnis außerhalb der 
Zeitarbeitsbranche schmal ist“. 

Die DGB-Gewerkschaften wissen 
auch um diesen Teil der Problema¬ 
tik von prekärer Beschäftigung. Aber 
sie glauben scheinbar selbst nicht 
mehr daran, dass eine Rückkehr zur 
Normalarbeit noch möglich ist. Die¬ 
se Einschätzung führte offensichtlich 
das DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach zu folgender Aussage: 
„Wenn Phasen atypischer Beschäfti¬ 
gung sich nicht ganz vermeiden las¬ 
sen, muss das Ziel sein, diese möglichst 
kurz zu halten und besser abzusichern. 
Leiharbeit muss deswegen gleich be¬ 
zahlt und die Einsatzdauer befristet 
werden.“ Die sachgrundlose Befris¬ 
tung müsse beendet werden, Praktika 
nach Ende der Ausbildung müssten 
grundsätzlich bezahlt und die Mini¬ 
jobs in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
integriert werden. 

Deutlich positioniert sich die Sozi¬ 
alistische Deutsche Arbeiterjugend 
(SDAJ) in Sachen Leiharbeit und 
prekärer Beschäftigung. Am ersten 
Samstag dieses Monats machte die sie 
in der Essener Innenstadt mit einer 
spektakulären Aktion gegen die Leih¬ 
arbeit und ihre Auswirkungen auf¬ 
merksam. Die SDAJ klagte an, dass 
immer mehr Jugendliche und junge 
Erwachsene eine „brüchige Berufs¬ 
biografie“ haben. Nur die Hälfte aller 
Schulabgänger schaffte es überhaupt, 
direkt nach der Schule einen geeigne¬ 
ten Ausbildungsplatz zu bekommen. 
Und auf die Ausbildung folge dann 
nicht mehr automatisch die Über¬ 
nahme im Beruf. Weitere Zukunfts¬ 
unsicherheit führe - besonders junge 
Leute - heutzutage in Leiharbeit. Die 
SDAJ kritisiert diesen Zustand und 
forderte das Verbot von Leiharbeit 
und eine Übernahme nach der Aus¬ 
bildung im erlernten Beruf. 

Manfred Dietenberger 


„Wer nimmt eigentlich wem die Fest¬ 
anstellung weg? Der Arbeitslose dem 
Leiharbeiter, der Werkvertragsarbei¬ 
ter dem Leiharbeiter? Der Leiharbei¬ 
ter dem Azubi oder der Leiharbeiter 
dem Festangestellten?“ 

Um das herauszufinden, eröffnete die 
SDAJ am vergangenem Wochenende 
eine Boxarena in der Essener Innen- 


Zum 1. November wurden die Entgelte 
für Leiharbeitnehmer erhöht, und das 
durch mehrere Elemente. 

Die Tarifentgelte wurden um 2,5 Pro¬ 
zent erhöht. 

Bei Einsatz in der Metall- oder Che¬ 
mieindustrie wird ein Branchenzu¬ 
schlag bezahlt, der bis zu 50 Prozent 
betragen kann. 

In der Bundesrepublik sind etwa 
900 000 Menschen in Leiharbeit be¬ 
schäftigt. Bei tarifgebundenen Verlei¬ 
hern erhalten Facharbeiter (Entgelt¬ 
gruppe 3) im Westen einen Stunden¬ 
lohn von 10,22 Euro, im Osten 8,93 
Euro. In der niedrigsten Entgeltgrup¬ 
pe (El, keine Anlernzeit) werden im 
Westen 8,19 Euro bezahlt. 

Zum Vergleich: Der Ecklohn (Fachar¬ 
beiter ohne Berufserfahrung) beträgt 
in der Metallindustrie in Hessen 15,80, 
das sind 54 Prozent mehr als der Leih¬ 
arbeiter am gleichen Arbeitsplatz be¬ 
kommt. 

Auf das Jahr betrachtet erhält der fest 
beschäftigte Metaller in Hessen mit 
Leistungszulage, Urlaubs- und Weih¬ 
nachtsgeld 85 Prozent mehr. 

Equal pay, equal treatment? 

Eine europäische Richtlinie von 2008 
sieht - zumindest auf den ersten 
Blick - eine Absicherung von Leihar¬ 
beitern vor, neudeutsch als „equal pay“ 
(gleiche Bezahlung) und „equal treat¬ 
ment“ (gleiche Arbeitsbedingungen) 
bezeichnet. Nicht in allen EU-Ländern 
ist Leiharbeit identisch mit Lohndum¬ 
ping. In Frankreich etwa müssen per 


stadt und ließ verschiedene Abteilun¬ 
gen der Arbeiterklasse gegeneinander 
antreten. Anlass war der Auftakt des 
bundesweiten Schwerpunktes zu Ar¬ 
beiterjugendpolitik der SDAJ. Wäh¬ 
rend des Kampfes wurde der Gegner 
dann recht schnell herausgefunden. 
Es ist derjenige, der die Arbeitsplät¬ 
ze abbaut, die Löhne drückt und ver- 


Gesetz Entleihbetriebe sogar zehn 
Prozent Aufschlag auf „equal pay“ be¬ 
zahlen. 

Auch das deutsche Gesetz über Ar¬ 
beitnehmerüberlassung, so die offizi¬ 
elle Bezeichnung für Leih- und Zeit¬ 
arbeit, untersagt für Leiharbeiter 
„schlechtere als für die im Betrieb des 
Entleihers für einen vergleichbaren 
Arbeitnehmer des Entleihers gelten¬ 
den Arbeitsbedingungen einschließlich 
des Arbeitsentgelts“. 

Leiharbeit nach Clements Art 

Allerdings hat der damalige Arbeits¬ 
minister Wolfgang Clement zum 1. 1. 
2003 diesem Satz einen weiteren in der 
Gesetzesvorlage hinzugefügt: „Ein Ta¬ 
rifvertrag kann abweichende Regelun¬ 
gen zulassen“. Nur wenige Wochen da¬ 
rauf hat im Februar 2003 ein „christ¬ 
licher“ Gewerkschaftsverband einen 
Tarifvertrag für die Leiharbeitsbran¬ 
che unterschrieben, der solche Abwei¬ 
chung vorsah, natürlich Abweichungen 
nach unten. 

Es hat mehrere Jahre gedauert, bis das 
BAG dem unchristlichen Spuk einer 
Scheingewerkschaft ein Ende bereite¬ 
te. Solange waren es legale Dumping¬ 
bedingungen. Kurz nach dem Ende der 
Regierung Schröder dankte die Leih¬ 
arbeitsbranche Herrn Clement für die¬ 
sen Dienst: Er kam in den Aufsichts¬ 
rat von Adecco, dem zweitgrößten 
deutschen Leiharbeitsunternehmen, 
und übernahm den Vorsitz des neu¬ 
en „Adecco Institute“. Dass er Vorsit¬ 
zender der „Initiative Neue Soziale 


sucht, die Beschäftigten gegeneinander 
auszuspielen: der Kapitalist. Da war 
die Schlussfolgerung der SDAJ recht 
eindeutig: „Wir müssen alle gemein¬ 
sam gegen den Kapitalisten kämpfen, 
denn nur gemeinsam können wir unse¬ 
re Interessen durchsetzen: Ausbildung 
und Übernahme statt Leiharbeit und 
Werkverträge!“ 


Marktwirtschaft“ ist, nimmt nicht wei¬ 
ter wunder, auch dass er 2008 aus der 
SPD austrat, um Ausschlussanträgen 
aus seinem Heimatort Bochum vorzu¬ 
beugen, war eher eine Formsache. 

Spaltung der Belegschaften 
zurückdrängen 

Mit den Branchenzuschlägen, die jetzt 
bei Einsätzen von Leiharbeitern in der 
Metall- oder Chemieindustrie bezahlt 
werden, wird der Abstand zur Entloh¬ 
nung der Stammbelegschaften gerin¬ 
ger. Die Zuschläge betragen - abhän¬ 
gig von der Dauer des Einsatzes in der 
Branche - 15 Prozent (nach sechs Wo¬ 
chen) bis 50 Prozent (nach neun Mo¬ 
naten). 

Damit wird die Ungerechtigkeit bei 
der Entlohnung geringer. Von „fai¬ 
rer Leiharbeit“ möchte ich aber nicht 
reden, soweit Lohnarbeit überhaupt 
unter Bedingungen des Klassenge¬ 
gensatzes von Arbeit und Kapital fair 
sein kann. 

In einigen Betrieben gibt es darüber 
hinaus Vereinbarungen zur weiteren 
Angleichung der Beschäftigungsbe¬ 
dingungen für Leiharbeiter bis hin zu 
verbindlichen Übernahmeangeboten, 
die bei uns per Betriebsvereinbarung 
nach neun Monaten fällig sind. Es sind 
kleine, aber für die Betroffenen per¬ 
sönlich und für die Arbeiterbewegung 
gesellschaftlich wichtige Schritte, um 
der Spaltung der Belegschaften ent¬ 
gegenzuwirken und prekäre Beschäf¬ 
tigungsbedingungen zu begrenzen. 
Gebhard Hofner, GBR-Vorsitzender Dematic 


Faire Leiharbeit? 

Verbesserungen ab dem i. November 
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Alle alles ganz lehren 

Bildungspolitische Konferenz der DKP in Bottrop 


A ls einen ersten Schritt oder 
Neuanfang bezeichneten meh¬ 
rere Teilnehmer die Bildungs¬ 
politische Konferenz der DKP, die am 
vergangenen Samstag im Jugendkom¬ 
bihaus in Bottrop stattfand. Auf Ein¬ 
ladung der Jugendkommission des Par¬ 
teivorstandes diskutierten knapp 40 
Teilnehmer, darunter eine Reihe von 
Mitgliedern der SDAJ, über Positionen 
von Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten im Bildungs-, vor allem im Schulbe¬ 
reich und Möglichkeiten des gemeinsa¬ 
men Eingreifens. 

Im Mittelpunkt der Diskussion stand 
die Forderung nach einer Schule für 
alle, also der Abschaffung des geglie¬ 
derten Schulsystems. Welche Auswir¬ 
kung die soziale und ethnische Selekti¬ 
on in Schule und auch schon Vorschule 
nach der Vorgabe wirtschaftlicher Inte¬ 
ressen hat, verdeutlichte Wera Richter 
als Leiterin der Jugendkommission ein¬ 
leitend anhand von Zahlen. So werde 
Hauptschülern und zunehmend auch 
Realschülern der Weg in das duale 
Ausbildungssystem versperrt. 2,2 Mil¬ 
lionen Menschen im Alter von 20 bis 34 
Jahren, 15 Prozent dieser Altersgrup¬ 
pe, hatten laut DGB 2011 keinen Be¬ 
rufsschulabschluss. Diese „abgehängte 
Generation“ werde kaum ihren eige¬ 
nen Lebensunterhalt verdienen kön¬ 
nen. Ihr drohe ein Leben aus Zeiten in 
Warteschleifen, Erwerbslosigkeit, pre¬ 
kärer Beschäftigung. 

Rolf Jüngermann, Mitglied des Be¬ 
zirksvorstandes der DKP Ruhr-Westfa¬ 
len, gab einen Überblick über die lange 
Geschichte des Kampfes um eine Schu¬ 
le für alle, in der es gelte „alle alles ganz 
zu lehren“; ein Kampf, der auch weiter¬ 
hin eines langen Atems bedürfe. Der 
Klassenkampf von oben, der über die 
Bildung gezielt die Arbeiterklasse ver¬ 
nachlässige, könne nur funktionieren, 
weil die soziale Selektion als Leistungs¬ 
selektion getarnt werde. Es sei hin¬ 
länglich bewiesen, dass das gegliederte 
Schulsystem Ungleichheit erzeuge. Die 


Grundschule übernehme dabei in vor¬ 
auseilendem Gehorsam die Drecksar¬ 
beit, um die parasitäre Rolle des Gym¬ 
nasiums zu bewahren. „Wer das Gym¬ 
nasium nicht integrieren will, soll von 
Chancengleichheit schweigen“, so Rolf 
Jüngermann. Der Königsweg bleibe die 
Gesamtschule, so ungenügend sie auch 
heute oft sei. Ein wichtiger Bündnis¬ 
partner in dieser Auseinandersetzung 
seien die Eltern, die sich mit etwa 70 
Prozent für ein einheitliches Schulwe¬ 
sen im Anschluss an die Grundschule 
aussprächen. Max Matthes, Landes¬ 
vorsitzender der SDAJ Hessen, wies 
wie mehrere weitere Diskussionsteil¬ 
nehmer darauf hin, dass die steigende 
Rolle der Privatschulen nicht außer 
Acht gelassen werden dürfe. In Zu¬ 
kunft könnten sie die Gymnasien ablö- 
sen. Er wies angesichts der verschärften 


Bildungsdemonstration in Dortmund. 

sozialen und ethnischen Ausgrenzung 
auf das Problem des wachsenden Ras¬ 
sismus hin, das angesichts des Konkur¬ 
renzkampfes der Schüler untereinan¬ 


der die Forderung nach einer Schule 
für alle untergraben könne. Daher sei 
es besonders wichtig, konsequent bei 
der Forderung eine Schule für alle zu 
bleiben. 

Klaus Stein, stellvertretender Bezirks¬ 
vorsitzender der DKP Rheinland, er- 
öffnete den zweiten Diskussionsstrang 
mit Ausführungen zur Forderung nach 
demokratischer Allgemeinbildung, 
die die DKP in ihren bildungspoliti¬ 
schen Forderungen für NRW aufge¬ 
stellt hat. „Wir können noch nicht mit 
einem fertigen Konzept einer demo¬ 
kratischen Allgemeinbildung aufwar¬ 
ten. Die politische Debatte über die 
Inhalte sollte aber schleunigst begin¬ 
nen. Und wir sind als DKP durchaus in 
der Lage, dazu Anstöße zu geben“, so 
Stein. Es gehe am Ende um Antworten 
auf die Frage, welche Kenntnisse und 


Fähigkeiten benötigt das Volk, um zu 
herrschen? Das sei der Kern unseres 
Begriffs von Allgemeinbildung. Ange¬ 
sichts des gegenwärtigen Niveaus der 


Klassenauseinandersetzungen müss¬ 
ten wir aber zunächst fragen, „wel¬ 
che Kenntnisse und Fähigkeiten be¬ 


nötigt die arbeitende Klasse, um sich 
selbst zu organisieren und Widerstand 
zu leisten? Oder noch bescheidener: 
welche falschen Vorstellungen, irrea¬ 
len Phantasien, Legenden und Lügen 
müssen raus aus den Köpfen? Welche 
Kenntnisse, Fähigkeiten, Haltungen 
erschweren es den Herrschenden, die 
Herrschaft über die ar¬ 
beitenden Menschen 
auszuüben?“ Als nächst- 
liegende Anknüpfungs¬ 
punkte benannte Klaus 
Stein die Friedens- und 
antifaschistische Erzie¬ 
hung. 

Für den SDAJ-Bun- 
desvorstand gab Paul 
Rodermund nach einer 
Bilanz der Bildungs¬ 
streikbewegung einen 
Ausblick auf die derzeit 
laufende bundesweite 
Aktionswoche für kos¬ 
tenfreie Bildung. „Auch 
hierzulande beginnen 
wir die Maßnahmen 
zur,Überwindung 4 der 
Weltwirtschaftskrise zu 
spüren. Immer mehr 
Landes- und Bezirks¬ 
regierungen erarbeiten 
Pläne zur Umsetzung 
der Schuldenbremse“, so Paul Roder¬ 
mund. Baden-Württemberg wolle über 
8 000 Lehrer einsparen, in Köln werde 
die Unterstützung von Materialkosten 


für Erstklässler in Höhe von 500 000 
Euro gestrichen, der Koalitionsvertrag 
in NRW benenne als einzige konkrete 


Sparmaßnahme Stellenstreichungen an 
Berufskollegs und in Hessen werde die 
Bezuschussung des Mensaessens einge¬ 
stellt. In der Aktionswoche für kosten¬ 
freie Bildung vom 14. bis 22. November 
gehe es vor allem darum, Aktionen vor 
Ort, an den Schulen selbst zu organi¬ 
sieren. So könne der Zusammenhang 
zwischen der kapitalistischen Krise und 
den steigenden Bildungskosten greif¬ 
bar werden. „Wir haben als SDAJ in 
den Bildungsstreiks stets darum ge¬ 
rungen, das Kleine mit dem Großen 
zu verbinden. Denn klar ist, eine los¬ 
gelöste vereinzelte Aktion wird nicht 
ausreichen um das Bildungssystem um¬ 
zukrempeln. Dafür braucht es dauer¬ 
hafteren Druck“. Mitglieder der DKP 
könnten in den Bildungskämpfen eine 
wichtige Scharnierfunktion zwischen 
Schülern, Eltern und Lehrern bilden. 
Um die gemeinsame Aktionsorien¬ 
tierung ging es unter anderem auch 
in den anschließenden Arbeitsgrup¬ 
pen zum Widerstand gegen das Tur- 
bo-Abi, zu Bundeswehreinsätzen an 
Schulen und Universitäten, zur Inte¬ 
ressenvertretung an Schulen und zur 
desolaten Situation der Beschäftigten 
vor allem in der Weiterbildung. Die 
Jugendkommission wird die Ergebnis¬ 
se der Arbeitsgruppen, die Referate 
und Diskussionsbeiträge der Konfe¬ 
renz auswerten und der Partei in ge¬ 
eigneter Weise zur Verfügung stellen. 

Wera Richter 



Welche falschen Vorstellungen , irrealen Phantasien , Le¬ 
genden und Lügen müssen raus aus den Köpfen? Wel¬ 
che Kenntnisse , Fähigkeiten , Haltungen erschweren es 
den Herrschenden , die Herrschaft über die arbeitenden 
Menschen auszuüben? 


Nur das Beste fürs Kapital 

Arbeitgeber Hundt ist sauer auf Schwarz-Gelb 



Wie Herr Hundt sich auch mal freute. 


W ollen sich nun sogar die Un¬ 
ternehmer dem Unmut der 
arbeitenden und erwerbs¬ 
losen Menschen über Schwarz-Gelb 
anschließen? „Hundt stellt Schwarz- 
Gelb vernichtendes Zeugnis aus“ la¬ 
sen wir vor einigen Tagen in der „Welt? 
Der „Spiegel“ ließ sich nicht lumpen: 
„Hundt rechnet mit Schwarz-Gelb ab? 
lautete die Überschrift eines Hinter¬ 
grundberichtes am 7. November. Der 
Gleichklang zwischen Kapital und Ar¬ 
beit, der hier sichtbar wird, entspringt 
natürlich aus bekanntlich unterschied¬ 
lichen Interessenlagen. 

Zehn Monate vor der Bundestagswahl 
sind die Kapitalkreise in der Diskus¬ 
sion darüber, wer denn ab September 
2013 wohl der beste Sachwalter sei¬ 
ner Interessen sein könnte. Und da 
kommt erst mal auf den Prüfstand, 
was denn die 2009 von allen Unter¬ 
nehmerverbänden favorisierte Koali¬ 
tion gebracht habe. Soviel Selbstkri¬ 
tik muss sein. Die Unternehmerkreise 
hatten bekanntlich die Schwarz-Rosa- 
Koalition zum Teufel gewünscht und 
die FDP zum Juniorpartner der CDU/ 
CSU hochgepuscht. Doch schon ein 
Jahr später entwickelte sich insbeson¬ 
dere über die FDP, die nicht brachte, 
was sie versprochen hatte, Unmut. In 
den darauffolgenden Monaten bekam 
sie den plötzlichen Liebesentzug durch 
Unternehmer und Manager deutlich in 
Wahlergebnissen zu spüren. Und nun 
scheint das Ende dieser Koalition ge¬ 
kommen zu sein, denn aus Unterneh¬ 
mersicht wird Schwarz-Gelb keine Er¬ 
folgsstory mehr werden. 

Der geschäftsführende Ausschuss des 
hier herrschenden Großkapitals - das 
ist die Regierungsfunktion - ist natür¬ 
lich dafür da, bestmögliche Verwer¬ 
tungsbedingungen für das Kapital zu 
schaffen. Und so gab Arbeitgeberprä¬ 


sident Hundt am 7. November in der 
Springer-Zeitung „Die Welt“ bekannt: 
„Meine Hoffnung war, dass die Koali¬ 
tion die Rahmenbedingungen für Wirt¬ 
schaft und Arbeit weiter verbessert. 
Das Fazit ist ernüchternd: Zwar hat 
sich die Bundesregierung auf europä¬ 
ischer Ebene bei der Bewältigung der 
Schuldenkrise verdient gemacht. Aber 
innenpolitisch wurden viele Erwartun¬ 
gen der Wirtschaft nicht erfüllt. Man¬ 
che vernünftigen Reformen der Vor¬ 
gängerregierungen haben Union und 
FDP sogar verwässert und zurückge¬ 
dreht. Das hatte ich nicht erwartet.“ 
Besonders enttäuscht ist Hundt über 
die Energie- und Sozialpolitik. Die 
Energiewende sei überstürzt erfolgt 
und werde noch schwere Folgen nach 
sich ziehen. In der Sozialpolitik wettert 
er aktuell gegen die insbesondere von 
der FDP betriebene Abschaffung der 
Praxisgebühr, die er „in mehrfacher 


Hinsicht für falsch“ hält. Schon auf dem 
vor wenigen Wochen durchgeführten 
Arbeitgebertag hatte Hundt die Bun¬ 
deskanzlerin vorgeführt und sie ange¬ 
sichts der Rentenpläne ihrer Ministe¬ 
rin unverblümt vor großem Publikum 
aufgefordert: „Stoppen Sie Frau von 
der Leyen.“Aber auch die CSU kriegt 


ihr Fett weg. „Das Betreuungsgeld wi¬ 
derspricht den Zielen der Bildungs-, 
Arbeitsmarkt- und Haushaltspolitik. 
Diese neue Sozialleistung ist das Ge¬ 
genteil von Haushaltskonsolidierung“, 
wettert Hundt. Er hatte erwartet, dass 
bereits 2013 ein ausgeglichener Haus¬ 
halt vorgelegt werde. Die Koalition sei 


angesichts der Bekenntnisse zu Finanz¬ 
konsolidierung und Schuldenabbau 
bezüglich ihrer Haushaltspolitik nicht 
glaubwürdig. 

Hundt weiß, dass er nicht die gan¬ 
ze Politikerkaste niedermachen darf, 
die er ja noch braucht. So würdigt er 
den momentanen FDP-Vorsitzenden 
Rösler, der sich als Wirtschaftsminis¬ 
ter einer Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns „erfolgreich widersetzt“ 
habe und der auch in der Energiepoli¬ 
tik „richtige Akzente“ setze. Trotz al¬ 
ler Zweifel an der FDP - wegen der 
Praxisgebühr - schätze er auch Herrn 
Bürderle, der gerade „die Interessen 
der Wirtschaft als Bestandteil des Ge¬ 
meinwohls sieht“. Der Bundeskanzlerin 
bescheinigt er großmütig, dass mit ihr 
eine Politik, wie sie sich die Wirtschaft 
wünscht, möglich sei. Hundt schätzt ei¬ 
nen anderen besonders. Der habe als 
„Finanzminister der großen Koalition 
zusammen mit der Bundeskanzlerin in 
der Finanzkrise 2008 die richtige Po¬ 
litik gemacht.“ Peer Steinbrück habe 
genauso wie die Sozialpartner dazu 
beigetragen, „dass Deutschland die 
Krise besser als alle anderen Länder 
bewältigt hat. Jetzt muss er aber die 
Pläne der SPD für massive Steuerer¬ 


höhungen und massive Leistungsaus¬ 
weitungen in der Rentenversicherung 
korrigieren“. Im übrigen sei die Kritik 
an dessen Nebeneinkünften „nicht be¬ 
rechtigt“. Daran habe er, Hundt, nichts 
zu kritisieren. 

Nun hat der Wunschpartner neben 
Frau Merkel auf seiner Wahlkreisver¬ 


sammlung vollmundig erklärt, dass er 
kein Minister in Merkels Kabinett sein 
werde. Herr Hundt wird sicher auch 
Herrn Steinmeier schätzen, der es 
nicht schlechter als Steinbrück selbst 
machen wird. Er hat immerhin die von 
allen Unternehmern hochgewürdigte 
Agendapolitik mitentworfen. 

Aber - Alarm - da gibt es, entgegen der 
momentanen Wünsche aus dem Unter¬ 
nehmerlager immer noch die Absich¬ 
ten von Sozialdemokraten und Grünen, 
miteinander eine eigene Koalition an¬ 
zustreben. Von der hält Hundt, wie aus 
dem Interview zu entnehmen ist, wenig. 
Offen prophezeit er: „Nach den Ren¬ 
ten- und Steuerplänen von SPD und 
Grünen wären massive Steuererhö¬ 
hungen zugunsten von Wirtschaft und 
Arbeit zu befürchten. Gleichzeitig wäre 
eine massive Ausweitung der Sozial¬ 
ausgaben zu erwarten, mit beispiels¬ 
weise jährlich über 30 Milliarden Euro 
zusätzlichen Lasten durch die Renten¬ 
pläne der SPD. Deshalb appelliere ich 
an Herrn Steinbrück, die Renten- und 
Steuerpolitik der SPD grundlegend zu 
korrigieren.“ 

Angela Merkel und Peer Steinreich 
sollen es also richten, ist dem Wunsch¬ 
denken vom Arbeitgeber-Hundt zu 
entnehmen. 

Der sagt auch klar, welche Richtung 
die Republik nehmen soll: „Wenn es 
der Wirtschaft gut geht, geht es auch 
dem Land gut. Wenn die Wirtschaft 
nicht läuft, hat auch das Land Prob¬ 
leme.“ Vor einigen Jahrzehnten gab es 
schon mal einen ähnlichen Spruch vom 
Großbankier Hermann-Josef Abs, der 
seinerzeit den Kurs, den diese Republik 
zu steuern hat, klar bestimmte. Abs sag¬ 
te: „Was gut ist für die Deutsche Bank, 
ist auch gut für die Bundesrepublik 
Deutschland.“ 

RolfPriemer 


„Steinbrück hat als Finanzminister der großen Koaliti¬ 
on zusammen mit der Bundeskanzler in in der Finanz¬ 
krise 2008 die richtige Politik gemacht.“ 
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„Arsch huh, Zäng ussenander! 

8o ooo bei der Neuauflage nach 20 Jahren 


u 


„In den vergangenen 20 Jahren hat 
das Rassismusproblem nicht an Ge¬ 
wicht verloren. Die Nazis zeigen sich 
immer wieder unverhohlen - auch in 
Köln. Ihre populistische Ausgabe in 
Gestalt von Pro Köln schafft es immer 
wieder, Plätze im Stadtrat zu besetzen. 
Wir wissen seit einigen Monaten, dass 
Neonazis bereit sind, für ihre Ideolo¬ 
gie zu morden. Der 20. Jahrestag von 
,Arsch huh’ muss ein Tag des Protes¬ 
tes sein. Diskriminierung, Menschen¬ 
rechtsverletzungen, Rassismus, Aus¬ 
grenzung und Ausbeutung sind nicht 
hinzunehmen ...“ 

Das erklärt die Journalistin Sonia Mi- 
kich im Namen der Künstler, die am 
vergangenen Freitag, den 9. Novem¬ 
ber, diese Veranstaltung tragen. Motto: 
„Arsch huh - Zäng ussenander gegen 
Rassismus und Neonazismus“. Eintritt 
frei. Die Deutzer Werft ist übervoll. 
Alle wollen BAP, Bläck Fööss, Klaus, 
den Geiger, Köbes Underground, die 
Höhner, Nick Nikitakis, Zeltinger, 150 
Mitglieder von Spielmannszügen sowie 
Carolin Kebekus, Mariele Millowitsch 
und andere hören. Den Oberbürger¬ 
meister Roters nehmen sie hin. 

Das titelgebende Lied beginnt: „Do 
mähst et Fröhstöcksfernsehen ahn un - 
selvsverständlich wie die Wetterkaat - 
kütt unger ,ferner liefen’, wo ,se wievill 
Asylante plattjemaat. Na klar, dä Mob 
hätt widder randaliert, dä Bürger ap¬ 
plaudiert: ,Die Kanake sinn ald öm- 
quartiert, die Naach hätt sich rentiert.’“ 
Und endet: „Dä Schoß ess fruchtbar 
noch, uss dämm die Nazibrut russkroch. 
Jetz jillt et: Arsch huh, Zäng ussenan¬ 
der! Jetz, nit nähxte Woch!“ 

[Du machst das Frühstücksfernse¬ 
hen an und - selbstverständlich wie 
die Wetterkarte - kommt unter „fer¬ 
ner liefen“, wo sie wie viele Asylanten 



platt gemacht. Na klar, der Mob hat 
wieder randaliert, der Bürger applau- 
Deutzer Werft auf der rechten Rheinseite. 

diert: „Die Kanaken sind schon um¬ 
quartiert, die Nacht hat sich rentiert.“ - 
Der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem 
die Nazibrut herauskroch. Jetzt gilt es: 
Arsch hoch, Zähne auseinander! Jetzt, 
nicht nächste Woche!] 

Der Kabarettist Winfried Schmick- 
ler trägt ein Gedicht vor. Da heißt es: 
„Wenn die Reichsten den Ärmsten 
Kredite geben, zum Sterben zu viel, zu 
wenig zum Leben, wenn sie dann, kurz 
bevor diese Ärmsten verrecken, ganz 
schnell noch die Pfändungsbescheide 
vollstrecken.“ Das ist normal. 

„Wenn 7,3 Mio Niedriglöhner zu einem 
Stundenlohn von unter 7,18 Euro arbei¬ 
ten, wenn 7 Millionen Menschen Hartz 


IV bekommen, davon 2 Mio. Kinder 
und Jugendliche, wenn es keinen Min¬ 


destlohn gibt, kein halbwegs bezahlba¬ 
rer Wohnraum in den Städten.“ Dann 
ist auch das normal, sagt er. Und Ro¬ 
ters, der Oberbürgermeister, der so 
schön gegen soziale Ausgrenzung re¬ 
det, hört nicht hin. 

Am 20. September 2008 konnten die 
Rassisten von „Pro Köln“ ihren An- 
ti-Islam-Kongress nicht durchführen. 
Mehrere 10 000 Menschen verhinder¬ 
ten das. Die Musiker von „Arsch huh - 
Zäng ussenander!“ halfen mit einem 
Konzert. Am 9. November 1992 hat¬ 
ten sich erstmalig unter diesem Mot¬ 
to 100 000 Menschen auf dem Chlod¬ 
wigplatz eingefunden. Daran soll die 
Veranstaltung in Deutz erinnern. Das 


scheint angesichts 
der Nazimorde 
nötig. Wir haben 
es auch wieder 
mit Hetze gegen 
Flüchtlinge zu tun. 
BAP, Bläck Fööss, 
die Höhner, Zel¬ 
tinger waren 1992 
dabei: In der Liste 
der Redner finden 
sich Jürgen Be¬ 
cker, Klaus Bed- 
narz, Willy Mil¬ 
lowitsch - und 
Kurt Bachmann, 
heißt es. Tatsäch¬ 
lich hat der 83jäh- 
rige Widerstands¬ 
kämpfer, Über¬ 
lebender des KZ 
Buchenwald und 
zeitweilige (1969- 
1973) DKP-Vorsit¬ 
zende an diesem Tag gesprochen, aber 
nicht auf dem Chlodwigplatz, son¬ 
dern auf dem Of¬ 
fenbachplatz. Hier 
endete kurz vorher die Demonstrati¬ 
on „Grundrechte verteidigen, Flücht¬ 
linge schützen, Rassismus bekämp¬ 
fen“. 20 000 Menschen waren durch 


Was heute auf dem Spiel steht, sind 
alle Grundrechte unserer Verfassung, 
konkret das Recht auf politisches Asyl. 
Noch nie traten Neonazis, Skinheads 
und ihre Mitläufer so gewalttätig und 
organisiert auf. Offensichtlich besteht 
die Gefahr, dass eine bundesweite Be¬ 
fehlsstruktur aus bestehenden neofa¬ 
schistischen Organisationen entsteht. 
[...] Die Rechtskonservativen in den 
Regierungsparteien betreiben eine 
Politik der Aushöhlung unantastba¬ 
rer Grundrechte unserer Verfassung. 
Dabei wird ein Zusammenspiel mit 
rechtsextremen Kräften sichtbar. Die 
Übergänge sind fließend [...] Eine de¬ 
mokratische, antifaschistische Bewe¬ 
gung, die Bündelung all dieser Kräf¬ 
te - dies ist das Gebot der Stunde.“ 
1992 beherrschte das Asylrecht die 
öffentliche Diskussion. Allein in dem 
Jahr gab es 27 Morde an Ausländern 
und Flüchtlingen, verbunden mit einer 
beispiellosen Hetze. Im August hatten 
in Rostock-Lichtenhagen Hunderte, 
vor allem Jugendliche, ein Vietname- 
sen-Wohnheim in Brand gesetzt. Die 
Polizei behinderte sie nicht. Das war 
Teil der Strategie, den vorgeblichen 
Volkszorn als Rückenwind für die Ab¬ 
schaffung des Asylrechts zu nutzen. Es 
gelang binnen Jahresfrist im Mai 1993. 


„ Eine demokratische, antifaschistische Bewegung, die 
Bündelung all dieser Kräfte - dies ist das Gebot der 
Stunde“, Kurt Bachmann (DKP) im Jahre 1992. 


Köln gezogen. Kurt Bachmann sagte 
damals: „1992 ist nicht 1933. Aber es 
ist auf dem Weg dahin. Heute brennen 
täglich Ausländerheime. Junge Neofa¬ 
schisten sind diesmal die Brandstifter. 


Nun wurde 20 Jahre später das legen¬ 
däre Konzert wiederholt. 80 000 Men¬ 
schen freuten sich, wieder dabei zu sein. 

Klaus Stein 


Steinbrück, Bochum und der Schattenhaushalt 

Mit Glanz und Glamour gegen die Krise 


UZ: Was ist der Atrium-Talk der Stadt¬ 
werke, der Bochum jetzt so in die Me¬ 
dien gebracht hat? 

Günter Gleising: Am 29. Februar 2008 
präsentierten die Stadtwerke der er¬ 
staunten Öffentlichkeit ein „neues 
Veranstaltungsformat“, den Atrium- 
Talk. Das kommunale Energieversor¬ 
gungsunternehmen der Stadt Bochum 
schloss damit die „lange Suche nach ei¬ 
nem Leuchtturmprojekt“ ab und sieht 
sich damit bis heute auch „als politi¬ 
scher Akteur“. 

Die bisherigen acht Veranstaltungen 
der Reihe liefen alle gleich ab. Einge¬ 
laden wurden „Prominente“, u.a. Uli 
Hoeneß, Senta Berger und ehemali¬ 
ge oder aktive Politiker wie Genscher, 
Gauck oder von Weizsäcker. Promi¬ 
nent besetzt war auch der Moderato¬ 
renstuhl u.a. durch den Sportreporter 
Werner Hansch und den Schauspieler 
Peter Lohmeyer, Musik steuerten u.a. 
Klaus Doldinger und Wolfgang Nie¬ 
decken bei. Die Plaudereien dauerten 
meist anderthalb Stunden, danach wur¬ 
de an den Tischen zum Dinner aufge¬ 
tragen. Zu dem Atrium-Talk hatten die 
Stadtwerke in der Regel 160 Gäste aus 
dem Kreis von (Groß-)„Kunden, Part¬ 
nern und Journalisten“ geladen. 

In die Schlagzeilen kam das Ganze erst 
vor kurzem durch Steinbrücks Liste 
über seine Veranstaltungseinkünfte. 
Seitdem werden die Bochumer Pro¬ 
mi-Runden öffentlich thematisiert. In 
der turbulenten Ratssitzung am 8. No¬ 
vember gab Stadtwerke-Geschäftsfüh- 
rer Bernt Wilmert dann bekannt, dass 
„im Durchschnitt“ eine Veranstaltung 
87 000 Euro gekostet habe und der Or¬ 
ganisator Sascha Hellen 125 000 Euro 
erhalten hat. Damit liegt das finanzi¬ 
elle Volumen der Veranstaltungsreihe 
insgesamt bei weit über 800 000 Euro. 
Das in einer Stadt mit Haushaltssiche¬ 
rungskonzept. 

UZ :Aber die Honorare sollen doch ge¬ 
spendet worden sein, der Atrium-Talk 
ab geschafft werden? 


Günter Gleising: Das ist mehr oder 
weniger eine Behauptung, die erst¬ 
mals 2010 von den Stadtwerken aufge¬ 
stellt wurde. „Alle Honorare kommen 
wohltätigen Zwecken zu Gute“ hieß es 
damals erstmals in einer Stadtwerke- 
Pressemitteilung. 

Im Fall Steinbrück mussten die Stadt- 
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werke einräumen, dass es weder münd¬ 
lich noch schriftlich Absprachen ge¬ 
geben hat „dass er sein Honorar aus 
dem Auftritt vom 26.11.2011 in Höhe 
von 25 000 Euro einem von ihm zu be¬ 
stimmenden karitativen Zweck hätte 
spenden müssen“. Aber selbst wenn es 
stimmen sollte, dass Uli Hoeneß und 
Peter Maffay ihre Honorare gespendet 
haben, bleibt durch die steuerliche Be¬ 
günstigung noch immer rund die Hälfte 
des Honorars beim Einkommen. 
Abgeschafft ist noch nichts. Im Ge¬ 
spräch ist, statt des Atrium-Talks eine 
neue Veranstaltungsreihe für „Groß¬ 
kunden“ durchzuführen. 

UZ: Wie ordnet ihr die Bochumer Pro¬ 
mi-Talks ein, ist das Teil eines überge¬ 


ordneten Versorgungsgeflechts für (Ex-) 
Politiker? 

Günter Gleising: Das ist es sicher¬ 
lich. Die zusätzliche Versorgung wird 
z.B. auch bei Ex-Bundespräsident von 
Weizsäcker deutlich, der ja aus Steuer¬ 
geldern mit 199 000 Euro „Ehrensold“ 
finanziert und zusätzlich mit Büro, 
Personal und Dienstwagen ausgestat¬ 
tet wird. 2008 bekam er 20 000 Euro 
für seine Plauderstunde bei den Stadt¬ 
werken. 

Aus kommunaler Sicht ist aber der 
Punkt „sehen und gesehen werden“ 
wichtig. Oberbürgermeisterinnen, ört¬ 
liche Bundes-und Landtagsabgeordne¬ 
te, Vertreterinnen der etablierten Par¬ 
teien zeigen sich gerne im Kreis von 
Prominenten, um ihre „Bedeutung“ 
und Macht zur Schau zu stellen. 

Nicht zuletzt will man mit Glanz und 
Glamour vom wirtschaftlichen Nie¬ 
dergang durch Werksschließungen 
(Nokia) und Arbeitsplatzabbau (Opel, 
ThyssenKrupp) und dem Sozialabbau 
ablenken. 

UZ: Ihr habt zum Atrium-Komplex An¬ 
fragen im Rat gestellt. Dabei wird auch 
u. a. der sogenannte Steiger-Award ange¬ 
sprochen. Worum geht es da? 

Günter Gleising: Der Atrium-Talk ist 
in Bochum nur die Spitze des Eisber¬ 
ges. 

Es gibt da noch die Gala-Veranstaltung 
zur Verleihung des Steiger Awards. Das 
läuft ähnlich ab wie die Stadtwerke- 
Veranstaltung, nur alles viel größer in 
der Jahrhunderthalle, viel teurer und 
mit noch prominenteren Prominenten. 
Die Verleihung eines völlig unbedeu¬ 
tenden Preises ist eigentlich nur ein 
Vorwand, um ein großes Schaulaufen 
in Bochum präsentieren zu können. 
Eine weitere Veranstaltung trägt den 
Titel „Herausforderung Zukunft“. Hier 
ist die Oberbürgermeisterin Schirm¬ 
frau. Relativ unwichtige Reden, zu¬ 
letzt u.a. von Ex-US-Präsident Jimmy 
Carter, sind auch hier der Vorwand, um 
viele Promis in der Ruhrgebietsstadt zu 


präsentieren und sich im Medienrum¬ 
mel zu sonnen. 

Die Soziale Liste im Rat hat schon im 
Jahr 2007 und in den Folgejahren im¬ 
mer wieder Anfragen gestellt, wer das 
alles finanziert, welche Beiträge die 
Stadt Bochum leistet und wie hoch die 
Sponsorengeider der Stadtwerke und 
Sparkasse Bochum sind. Antworten, 
die ihren Namen verdient haben, haben 
wir nicht bekommen. Auf eine unserer 
Anfragen antwortete die Sparkasse zur 
Ratssitzung am 26.4.2012 beispielswei¬ 
se: „Wir bitten um Verständnis, dass 
wir für eine Veröffentlichung von de¬ 
taillierten Angaben weiterhin keinen 
Raum sehen“. 

UZ: Wie stehen die anderen Parteien zu 
den Fragen? Kann Oberbürgermeiste¬ 
rin Ottilie Scholz (SPD) im Amt blei¬ 
ben? 

Günter Gleising: Die Oberbürgermeis¬ 
terin sowie SPD, CDU und Grüne sind 
maßgeblich in den Aufsichtsräten der 
Stadtwerke und Sparkasse vertreten. 
Ich kann mir nicht vorstellen, dass die 
Finanzierung für die Events und das 
Promischaulaufen an ihnen vorbei ge¬ 
laufen ist. Sie tragen daher in hohem 
Maße die Verantwortung für diese Ent¬ 
wicklung. Ob die Oberbürgermeisterin 
im Amt bleiben kann, wird sich in ho¬ 
hem Maße an ihrem Aufklärungs- und 
Veränderungswillen festmachen. 

UZ: Wie ist die Stimmung bei den Bo¬ 
chumer Bürgerrinnen und Bürgern? 
Stichwort Strompreiserhöhung! 

Günter Gleising: Die Stimmung in Bo¬ 
chum ist geladen. Viel Geld für Promi- 
Aufläufe zum Fenster raus schmeißen 
und anderseits die Strompreise um 10 
Prozent zu erhöhen, ist kaum vermittel¬ 
bar. Hinzu kommt, dass es ja auch noch 
das millionenschwere Sponsoring für 
den Profisport gibt und ein Konzerthaus 
für 33 Mio. Euro gebaut werden soll, ob¬ 
wohl 15 000 Menschen ein Bürgerbe¬ 
gehren dagegen unterschrieben haben. 
UZ: Was ist erforderlich, um „saubere 
Verhältnisse “ in der Bochumer Stadt¬ 


verwaltung zu schaffen? Welche allge¬ 
meinen Überlegungen zur Kommunal¬ 
politik ergeben sich für Euch aus den 
Bochumer Ereignissen? 

Günter Gleising: Die Millionen, die die 
städtischen Töchter Stadtwerke, Spar¬ 
kasse und andere für das Sponsoring 
ausgeben, bilden einen Schattenhaus¬ 
halt, der der Kontrolle des Rates und 
der Öffentlichkeit entzogen ist. Hinzu 
kommt die Tendenz, Teile der kommu¬ 
nalen Tätigkeit auszugliedern oder zu 
privatisieren. Das ist sicherlich nicht 
nur für Bochum typisch, es dürfte sie 
in jeder anderen Stadt ebenfalls geben. 
In diesem Zusammenhang sehe ich 
auch Defizite linker Politik. Dies durch 
eine Geringschätzung der Kommunal¬ 
politik insgesamt, aber auch in der Fra¬ 
ge der Finanz- und Steuerpolitik. Ger¬ 
ne wird j a, in berechtigter Weise, auf die 
Ursachen der kommunalen Finanzpro¬ 
bleme beim Bund und dem Land hin¬ 
gewiesen, aber die Beschäftigung mit 
dem Umgang und die Verwendung der 
vorhandenen Finanzen vor Ort, für was 
und für wen, ist ungenügend. Dabei 
zeigt sich an dem Bochumer Beispiel 
der Event- und Promiaffäre, wie eng 
die verschiedenen Politikfelder mitei¬ 
nander in Verbindung stehen. 

Unsere Schlussfolgerung ist jetzt aber 
nicht, die Stadtwerke oder die Spar¬ 
kasse zu schwächen, die Kunden zum 
Anbieterwechsel aufzufordern oder 
der Privatisierung das Wort zu reden. 
Im Gegenteil, der kommunale Sektor 
muss gestärkt, aber/und demokratisiert 
werden. Transparenz über Geschäfts¬ 
abläufe, Investitionen, die Verwendung 
der erwirtschafteten Gelder usw. sind 
wichtig. Sponsoring nach „Gutsherren¬ 
art“ muss unmöglich gemacht werden. 
Den Räten und den Bürgerinnen und 
Bürgern sind alle Auskünfte zu geben. 
Die Praxis der Schattenhaushalte muss 
beendet werden. 

Die Fragen stellte Adi Reiher 

Weitere Infos: www.soziale-Liste-bochum.de 
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Parteitag der KP Chinas 

Zum 18. Parteitag der Kommunisti¬ 
schen Partei Chinas hatten sich 2 200 
Delegierte versammelt, die rund 82 
Millionen Mitglieder repräsentieren. 
Im Mittelpunkt der siebentägigen Be¬ 
ratungen stand die Diskussion über 
den Bericht von Hu Jintao, die Über¬ 
prüfung und Billigung eines revidierten 
Entwurfs des Parteistatuts, die Diskus¬ 
sion des Tätigkeitsberichts des zentra¬ 
len Disziplinkomitees sowie die Wahl 
eines neuen Zentralkomitees. Im Na¬ 
men des ZK legte dessen Generalse¬ 
kretär Hu Jintao seinen Rechenschafts¬ 
bericht vor. „Der Kampf gegen die 
Korruption ist eine langfristige, kom¬ 
plizierte und harte Aufgabe für die KP 
Chinas“, betonte Parteitagssprecher Cai 
Mingzhao. Eine Analyse des Kongres¬ 
ses und der personellen Veränderungen 
in der chinesischen Führung lesen Sie 
in der nächsten Ausgabe der UZ. 

Orban schränkt Wahlrecht ein 

Ungarns Ministerpräsident Orban will 
das Wahlrecht und die Freiheit der 
Wahlwerbung einschränken. Mit den 
Stimmen seiner Regierungspartei Fi- 
desz nahm das Parlament am 12. No¬ 
vember Vorschläge an, nach denen 
wahlwillige Bürgern sich registrieren 
lassen sollen. Außerdem sollen die Par¬ 
teien künftig keine Wahlwerbung mehr 
in privaten Fernseh- und Radiosendern 
sowie im Internet platzieren dürfen. 
Die Abstimmung ist für kommenden 
Montag geplant. Orban treibt offenbar 
die Sorge um seine Wiederwahl im Jahr 
2014 um. 

Skandal in Washington 

Wenige Tage nach der Präsidentschafts¬ 
wahl in den USA hat der Skandal um 
CIA-Chef David Petraeus Washington 
erschüttert. Der Vier-Sterne-General 
musste wegen einer außerehelichen 
Beziehung zurücktreten, weil sie „ihn 
erpressbar gemacht“ hätte. Das FBI 
hatte die Affäre aufgedeckt, öffentlich 
gemacht wurde sie erst einen Tag nach 
der Wahl. Das wird zu einem politi¬ 
schen Nachspiel führen, weil die Un¬ 
tersuchung offenbar schon vor Mona¬ 
ten begonnen wurde. Die Republika¬ 
ner werfen dem Weißen Haus vor, die 
zeitliche Abfolge lasse auf eine Vertu¬ 
schungsaktion schließen. 

US-Soldaten bestraft 

In den USA sind sieben Mitglieder der 
Marine-Spezialeinheit „Navy Seals“ 
wegen der Weitergabe geheimer Infor¬ 
mationen mit einer Rüge und dem Ent¬ 
zug von zwei Monatsgehältern bestraft 
worden. Ähnliche Vorwürfe gegen vier 
weitere „Seals“ werden derzeit unter¬ 
sucht. Sie sollen wie die bereits bestraf¬ 
ten Soldaten, von denen einer an der 
Tötung von Al-Kaida-Führer Osama 
bin Faden beteiligt war, einen Herstel¬ 
ler von Computerspielen mit vertrau¬ 
lichen Informationen versorgt haben. 

Neue Militärführung 

Nach der Entlassung des Militärminis¬ 
ters Anatoli Serdjukow hat Russlands 
Präsident Putin auch einen neuen Ge¬ 
neralstabschef ernannt. Der gefeuerte 
Minister hatte die Waffenschmieden 
des Tandes unter Druck gesetzt und 
eine modernere Ausrüstung der Trup¬ 
pen verlangt. Zudem wurde einer der 
stellvertretenden Minister entlassen 
und zwei weitere neue Generäle er¬ 
nannt. 

Bomben auf Gaza 

Nach einer neuen Runde der Gewalt 
zwischen der israelischen Armee und 
militanten Palästinensern im Gaza¬ 
streifen mehren sich in Israel die Hin¬ 
weise auf eine härtere Gangart. Am 
Montag informierte Netanjahu Bot¬ 
schafter über Gegenmaßnahmen. Is¬ 
rael werde handeln, um die Raketen¬ 
angriffe zu beenden, zitierte ihn die 
Zeitung „Haaretz“. Vize-Premier Sil¬ 
van Schalom drohte mit einem erneu¬ 
ten Einmarsch der Armee in den Ga¬ 
zastreifen. Nach israelischen Angaben 
hatte die Konfrontation am Samstag 
mit einem Angriff auf einen israeli¬ 
schen Jeep auf der israelischen Sei¬ 
te des Grenzzauns zum Gazastreifen 
begonnen. Vier Soldaten waren dabei 
verletzt worden. Die israelischen Streit¬ 
kräfte antworteten mit Beschuss und 
einer Reihe von Fuftangriffen, bei de¬ 
nen mindestens sechs Palästinenser ge¬ 
tötet und 40 weitere verletzt wurden. 


Erkenntnisse aus Frau Merkels EU-Rede 


Sie wurde regierungsamtlich als 
„Grundsatzrede“ ausgegeben. Die 
Rede, die Kanzlerin Merkel am 7. No¬ 
vember im EU-Parlament in Brüssel 
hielt*. Neues war nicht viel dabei.Trotz¬ 
dem ist es ganz aufschlussreich, für wel¬ 
che Grundsätze sich die deutsche Kanz¬ 
lerin da mitten in der fortdauernden 
Euro-Krise stark gemacht hat. 

Den Wust der üblichen wohlklingenden 
Formeln und Phrasen kann man na¬ 
türlich getrost beiseiteschieben. Da ist 
höchstens bemerkenswert, mit welcher 
scheinbaren Realitätsferne die deutsche 
Kanzlerin über die Wohltaten der EU- 
Politik herumschwadroniert. Der Euro 
sei „das Symbol für ein Europa der 
Freiheit, des Wohlstands und des Fort¬ 
schritts“, behauptete sie. Das kann in 
den Ohren der Opfer der EU-Spardik- 
tate, deren Febensverhältnisse sich im¬ 
mer mehr verschlechtern, nur wie blan¬ 
ker Hohn klingen. Aber vermutlich ist 
das gar nicht Realitätsferne, sondern nur 
die brutale Kaltschnäuzigkeit, die frau 
sich zugelegt hat, um dem einen Prozent 
zu dienen, dem die derzeitige EU-Poli- 
tik tatsächlich immer mehr „Wohlstand 
und Fortschritt“ bringt, nämlich bei ihren 
Milliardenvermögen. 

Nach welchen Grundsätzen soll die EU 
und Eurozone laut Merkel also künftig 
weiterentwickelt werden? 

Kernpunkt Nummer 1: Der Euro muss 
unter allen Umständen erhalten werden, 
und Europa (gemeint ist die EU) muss 
„gestärkt aus der Krise“ hervorgehen, 
um sich „im internationalen Wettbewerb 
des 21. Jahrhunderts zu behaupten“. Ziel 
ist für Frau Merkel „ein Europa der Sta¬ 
bilität und der Stärke“, das „stärker denn 
je“ werden soll. 

Merkels einziger Gesichtspunkt für die 
Zukunft Europas ist also der internati¬ 
onale Konkurrenzkampf gegen die an¬ 
deren alten und neu aufkommenden 
Wirtschaftsmächte der kapitalistischen 
Welt. So sehen es auch die in der EU 
ansässigen transnationalen Konzerne. 
Für ein Europa der gegenseitigen Soli¬ 
darität und des sozialen Fortschritts, für 
ein Europa von mehr sozialer Gerech¬ 
tigkeit, mehr Bildung und mehr Kultur 
ist da kein Platz. 

Es ist kein Zufall, dass in Merkels Brüs¬ 
seler Rede jeder Bezug auf eine Ziel- 


Die Gespräche zwischen kolumbianischer Regierung und den FARC in Havanna laufen an 

Mit einer Pressekonferenz startete am 
5. November in Havanna der zweite Teil 
der Friedensverhandlungen im kolum¬ 
bianischen Bürgerkrieg. Dabei ging es 
im Wesentlichen um technische Fragen 
der Funktionsweise des Dialogs und wie 
die kolumbianische Gesellschaft an dem 
Prozess teilhaben könne, so FARC-Ver¬ 
handlungsführer Ivan Märquez. Diese 
Problematik ist auch in einem Aufruf 
benannt, der auf Initiative von in Euro¬ 
pa lebenden Mitgliedern der PCC Mit¬ 
te Oktober in Oslo beschlossen wurde 
(siehe Kasten). Auch ist noch unklar, ob 
der in den USA inhaftierte Guerillero 
Simon Trinidad von der US-Regierung 
eine Freistellung für die Gespräche be¬ 
kommt. Beide Seiten können bis zu drei¬ 
ßig Teilnehmer/innen benennen. 

Kuba ist neben Norwegen der zweite 
Garant für den Fortlauf der Gespräche, 
die Mitte Oktober in Hurdal (Norwe¬ 
gen) starteten. Der Beginn der eigentli¬ 
chen Verhandlungen war für den 15. No¬ 
vember vorgesehen, von wo aus dann die 
Themen „Landverteilung, Garantien 
für die Oppositionsausübung, Ende des 
Konflikts, Drogenhandel und Opferaus¬ 
gleich“ besprochen werden. 

Die Gespräche finden im Krieg statt; zu 
einem Waffenstillstand ist die kolum¬ 
bianische Regierung nicht bereit. Dass 
die Oligarchie nicht zu einem wirklichen 
und von der Öffentlichkeit mitgetrage¬ 
nen politischen Dialog bereit ist, zeigte 
sich bereits, als die großen TV-Kanäle 
„Caracol“ und RCN am 18. Oktober die 
Erklärungen von Hurdal abschalteten, 
als die Guerillavertreter sprachen. Statt 
die Argumente der FARC dem Volk zu¬ 
kommen zu lassen, ist es genehmer wei¬ 
ter von der „unpolitischen Terror- und 
Drogenguerilla“ zu fabulieren. G.P. 


Europäische Plattform für den Frieden 


1. Unserer Auffassung nach ist der bewaffnete Konflikt in Ko¬ 
lumbien auf soziale, wirtschaftliche und politische Faktoren zurückzu¬ 
führen, die seit langer Zeit auf die kolumbianische Gesellschaft ein¬ 
wirken. Nach mehreren Jahrzehnten hat der Konflikt das Land so sehr 
zermürbt, dass es sich heute inmitten einer der schwersten humani¬ 
tären Krisen der Welt befindet. 

2. Nachdem man über ein Jahrzehnt lang versucht hat, den 
Konflikt mit militärischen Mitteln zu lösen, und dies in großem Umfang 
zu Binnenvertreibungen und verstärkter Flucht ins Ausland, einer grö¬ 
ßeren Konzentration an Land und Reichtum, zu Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit wie dem so genannten „Falsos Positivos“-Skandal und 
allgemein zu Gewalttaten in allen gesellschaftlichen Bereichen geführt 
hat, bekräftigen wir, dass eine politische Lösung auf dem Verhand¬ 
lungswege der einzige Ausweg aus der militärischen Konfrontation ist. 
Diese politische Lösung wird die Gesellschaft auf bestmögliche Weise 
auf ein Leben in Demokratie und Frieden vorbereiten. 

3. Daher unterstützen wir den derzeitigen Verhandlungspro¬ 
zess zwischen den FARC-EP und der kolumbianischen Regierung, was 
sich in unserer Verpflichtung widerspiegelt, ausgehend von unserer 
jeweiligen Situation alles in unserer Macht Stehende zu tun, um breite 
gesellschaftliche Schichten in Europa für eine politische Lösung des 
bewaffneten Konflikts in Kolumbien zu sensibilisieren, zu mobilisieren 
und zu organisieren. Gleichzeitig sprechen wir uns für die Einbeziehung 
des ELN in den aktuellen Friedensprozess und den raschen Abschluss 
humanitärer Vereinbarungen aus, um den Konflikt zu entschärfen und 
einen Waffenstillstand herbeizuführen. 

4. Wir erkennen an, dass die umfassende und demokrati¬ 
sche Beteiligung der Zivilgesellschaft an diesem Verhandlungsprozess 
grundsätzliche Voraussetzung für die Verwirklichung eines gerechten 
und dauerhaften Friedens ist. Daher fordern wir die FARC sowie die 
Regierung und alle möglichen weiteren Verhandlungsteilnehmer auf, 
die zu diesem Zweck notwendigen Mechanismen und Instrumente zu 
garantieren. 

5. Die internationale Gemeinschaft muss darüber hinaus eine 
wichtige Rolle bei der Begleitung des Prozesses spielen, damit dieser 
zu einem glücklichen Abschluss kommt, und dabei die Einhaltung der 
Vereinbarungen überprüfen sowie diesbezügliche Initiativen, die aus 
der Zivilgesellschaft kommen, voranbringen. Bei dieser Mobilisierung 


müssen insbesondere die im Ausland lebenden Kolumbianerinnen und 
Kolumbianer eine wichtige Rolle einnehmen. 

6. Aus unserer Sicht müssen die Anerkennung der Exilierten 
als Opfer des Konflikts und die Würdigung der Wirtschaftsmigranten 
sowie Rückkehrgarantien bei der Erarbeitung von Friedensvorschlägen 
am Verhandlungstisch berücksichtigt werden. Darüber hinaus weisen 
wir auf das Problem der vielen tausend kolumbianischen Mädchen 
und Jungen hin, die aufgrund der unterschiedlichen Ausprägungen 
des Konfliktes in verschiedenen Ländern der Welt adoptiert wurden. 
Auch sie müssen als Opfer anerkannt werden. 

7. Um diesen Forderungen Nachdruck zu verleihen, wird die 
„Europäische Plattform für den Frieden“ (Plataforma Europea por la 
Paz) gegründet, ein weit verzweigtes und demokratisches Netzwerk, 
in dem Menschen aller Altersklassen vertreten sind und das auch 
sozialen, politischen, solidarischen und sich für die internationale 
Zusammenarbeit einsetzenden Organisationen offensteht, die diese 
Grundsätze teilen. Die Plattform wird als Zentrum der Koordinierung 
und für die Impulse aus den verschiedenen Initiativen fungieren, die 
sich unserem Aktionsplan anschließen. 

8. Zwecks Unterstützung der Friedensdialoge und Vermeidung 
von Situationen, die die Fortführung dieser Dialoge gefährden könn¬ 
ten, fordern wir die europäischen Regierungen auf, die aufständischen 
Organisationen Kolumbiens von der Liste der Terrororganisationen zu 
streichen. 

9. Darüber hinaus appellieren wir an die soziale Verantwor¬ 
tung der europäischen Medien im Hinblick darauf, durch Wortwahl und 
Darstellungsweise bei der Berichterstattung über die Lage in Kolum¬ 
bien zur Schaffung einer Kultur des Friedens und der Versöhnung in 
diesem Land beizutragen. 

10. Die „Europäische Plattform für den Frieden“ führt die un¬ 
terschiedlichen Prozesse zusammen, die in Kolumbien und der Welt 
nach einer politischen Lösung zur Beendigung des bewaffneten Kon¬ 
flikts in Kolumbien suchen, insbesondere dem „gemeinsamen Weg 
zum Frieden“ (Ruta Comün por la Paz). Darüber hinaus verpflichtet 
sie sich, Themen vorzuschlagen, zu verbreiten und zu erörtern sowie 
Vorschläge zu einzelnen Punkten zu erarbeiten, die zu einer struktu¬ 
rellen Lösung des Konflikts führen. 

Oslo, den 15. Oktober 2012 


Die deutsche Kanzlerin will „mehr Durchgriffsrechte' 



Mit dem vierten großen Generalstreik in diesem Jahr, einem der größten in der Geschichte des Landes, protestierten 
Millionen Griechen am 6-/7. November 48 Stunden lang gegen das neue Sparpaket der Regierung. U-Bahnen, Züge, Fähren, 
Flughäfen lagen still, ebenso Banken, Post und öffentliche Dienste. Diese klare Bekundung des Volkswillens hinderte die 
„Demokraten“ der regierenden „Großen Koalition“ aus Konservativen, Sozialdemokraten und abgespaltenen „Demokrati¬ 
schen Sozialisten“ allerdings nicht, das von der „Troika“ diktierte Sparpaket im Parlament dennoch zu beschließen - wenn 
auch nur mit knapper und bröckelnder Mehrheit. Ein schönes Beispiel für„Demokratie“, wie sie die Oberen in Athen und in 
der EU verstehen: Demokratie ist, wenn das Parlament das Gegenteil dessen beschließt, was das Volk will... Was beschlos¬ 
sen wurde, ist ein weiteres Verarmungsprogramm, das das Land noch tiefer in Rezession und Krise stürzt: erneute Kürzung 
der Renten und Gehälter um 5 -15 Prozent, neue Einschnitte in die Sozial- und Gesundheitsausgaben - „das größte jemals 
gegen das Land und das Volk begangenen politische und soziale Verbrechen“, sagte ein führender Gewerkschafter der 
Dienstleistungsgewerkschaft GSEE auf der großen Kundgebung in Athen. 


Setzung in Richtung Bewältigung der 
sozialen Probleme im Inneren der EU- 
Staaten, auf notwendige Erhöhung der 
Binnenkaufkraft oder eine Zukunfts¬ 
planung zum Ausbau der sozialen Siche¬ 
rungs-, Bildungs- und Gesundheitssyste¬ 
me fehlte. Wachstum kommt laut Merkel 
aus „unternehmerischer Tätigkeit“, und 
die kann sie sich nur als Tätigkeit von 
privaten Kapitalbesitzern vorstellen, die 
nach der Vergrößerung ihres Reichtums 
streben. Politik und Staat haben für sie 
lediglich die Aufgabe, für die „Freiheit 
und notwendige Flexibilität“ dieser Art 
von „unternehmerischer Tätigkeit“ zu 
sorgen. 

Daraus folgt Merkels Kernpunkt Nr. 2: 
die EU und Euro-Zone müssen weiter 
ausgebaut, die Macht der EU-Zentralen 
gegenüber den Mitgliedsstaaten weiter 
gestärkt werden, vor allem, um eine stär¬ 
kere „wirtschaftlichen Koordinierung“ 
durchsetzen. Dabei dürfe man auch 
vor der Veränderung der vertraglichen 
Grundlagen nicht zurückschrecken. 
Ausdrücklich betont hat die deutsche 
Kanzlerin, dass diese wirtschaftspoliti¬ 
sche Koordinierung auch dort durchge¬ 


setzt werden müsse, „wo Kernbereiche 
nationaler Souveränität betroffen sind“, 
beispielsweise bei der Arbeitsmarktpo¬ 
litik (!) und der Steuerpolitik. Deshalb 
befürwortete sie neben zaghaften Schrit¬ 
ten zu einer stärkeren Finanzmarktre¬ 
gulierung vor allem, der „europäischen 
Ebene echte Durchgriffsrechte gegen¬ 
über den nationalen Haushalten“ zu ge¬ 
währen. Es müsse möglich gemacht wer¬ 
den, „die notwendige Ausrichtung nati¬ 
onalen Handelns auf die Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit“ auch tatsächlich 
durchzusetzen. Also die EU-Zentralen 
müssen die Befugnis bekommen, den 
Mitgliedsstaaten auch bei der Arbeits¬ 
marktpolitik Richtlinien und Auflagen 
aufzudiktieren. „Alle Mitgliedsstaaten 
müssen Reformen, Strukturanpassungen 
und harte Konsolidierungsmaßnahmen 
für mehr Wettbewerbsfähigkeit durch¬ 
setzen“, sagte sie ausdrücklich. 

Ein Schlaglicht darauf, was damit kon¬ 
kret gemeint ist, bot die Merkel-Rede 
in der Passage, wo sie für die leidenden 
Opfern der EU-Spardiktate den „Trost“ 
bereit hielt, dass die „Reformen“ doch 
auch schon „erste Erfolge“ gezeigt hät¬ 


ten. Wörtlich: In Irland, Portugal, Spa¬ 
nien und auch Griechenland seien „die 
Lohnstückkosten spürbar gesunken“. 
Das sei „ein wichtiger Faktor für die 
Wettbewerbsfähigkeit“. 

Das also ist die Quintessenz von Merkels 
Vorstellungen: mehr Wettbewerbsfähig¬ 
keit durch Senkung der Lohnstückkos¬ 
ten. Wie ist das erreichbar? Natürlich so, 
wie EU-weit die Unternehmerverbände 
fordern: durch Senkung der Löhne und 
„Lohnnebenkosten“. Wenn Frau Mer¬ 
kel von „mehr Wettbewerbsfähigkeit“ 
spricht, meint sie die weitere Absen¬ 
kung der Löhne und Sozialkosten auf 
ein Niveau, das sich den Zuständen in 
den Billiglohnländern in anderen Welt¬ 
regionen immer mehr anpasst. Damit die 
Profite der transnationalen Finanz-, In¬ 
dustrie- und Handelskonzerne und der 
Wohlstand der Kapitalbesitzer wach¬ 
sen. Das ist der Sinn von Merkels EU- 
„Reformpolitik“. Georg Polikeit 

* Alle mit Anführungszeichen gekennzeich¬ 
neten Zitate stammen aus dieser Rede - 
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/ 
Rede/2012/11/2012-11 -07-merkel-eu.html 
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Die Rückkehr der Defizit-Krieger 


Nach der US-Wahl: Alter Wein in alten Schläuchen 


D er Müll von Obamas Wahlpar¬ 
ty war noch nicht abgeräumt, 
da hatte die neoliberale Kampf¬ 
presse ihr neues, altes Großthema ge¬ 
funden: „Den USA drohen griechische 
Verhältnisse“ ist sich der „Spiegel“ si¬ 
cher. Nach der Wiederwahl Obamas 
erwarteten die Amerikaner statt der 
Wahl-“Horrorfilme“ „deutlich reale¬ 
re Schreckensvisionen“: In „wenigen 
Wochen könnten in den USA Tausen¬ 
den von Kindern Impfungen oder ein 
Hortplatz verweigert werden. Viele Er¬ 
wachsene müssten auf HIV-Tests ver¬ 
zichten, auf Bildungsstipendien oder 
Sozialwohnungen. Auch Fluglotsen, 
das FBI, Grenzbeamte und das Militär 
könnten ihrer Arbeit nicht mehr wie 
bisher nachkommen.“ 

Nun, das hört sich finster an, ist aber 
nicht ganz dasselbe, was sich zur Zeit 
in Griechenland abspielt. Und es be¬ 
schreibt nicht annähernd den real exis¬ 
tierenden Horror, welchen die Krise 
und - das sollte nicht unerwähnt blei¬ 
ben - das Krisenmanagement der Bush¬ 
und Obama-Administration hinter¬ 
lassen haben: Bei überschäumendem 
Reichtum - anhaltend hohe Arbeitslo¬ 
sigkeit, Dequalifizierung, Ruinierung 
des Mittelstandes, Millionen enteig- 
neter Immobilienbesitzer, fast 50 Mio. 
Menschen, die von Lebensmittelunter- 
stützung leben, die gesellschaftlichen 
Kosten fortgesetzter Interventions¬ 
kriege, eine verfallende Infrastruktur 
... Dieser alltägliche Wahnsinn küm¬ 
mert den „Spiegel“ naturgemäß we¬ 
niger. Die „Schreckensvision“ drohe, 
sofern die USA nicht vor dem „fiscal 
cliff“ (finanzpolitische Klippe) zum Ste¬ 
hen kämen. 

Das „fiscal cliff“, ein Begriff des Fed- 
Chefs Ben Bernanke, ist eine Art US- 
amerikanischer Schuldenbremse. Sie 
tritt mit einem Volumen von etwa 5-6 
Prozent/BIP, falls der Kongress nichts 
anderes beschließt, zum Jahreswechsel 
automatisch in Kraft. Ziel ist die Re¬ 
duzierung des Haushaltsdefizits bzw. 
der Staatsschulden. Das „fiscal cliff“ ist 
das Ergebnis der Pattsituation im Kon¬ 
gress. Sie führte dazu, dass die Repu¬ 
blikaner die Verhandlungen über eine 


Erhöhung der Verschuldungsobergren¬ 
ze (debt ceiling) zur Erpressung mas¬ 
siver Zugeständnisse nutzen konnten. 
Eben zur Verabschiedung des „Bud¬ 
get Control Act“ (fiscal cliff) und zur 
Etablierung des Schuldenthemas ganz 
allgemein an der Spitze der politischen 
Agenda. Die Parallele zu Deutsch¬ 
land/Europa ist kaum zu übersehen 
(Die Wirkungen ebenso). Die Groß¬ 
erzählung auch hier: Der (Wohlfahrt-) 
Staat ist an allem schuld. Wir haben 
über unsere (gemeint ist: ihr habt über 
eure) Verhältnisse gelebt und ein Heer 
von Sozialparasiten herangezogen (ge¬ 
meint sind nicht die Couponschneider). 
Damit muss nun Schluss sein. 
Natürlich wäre diese Misere nicht er¬ 
forderlich gewesen. Barack Obama 
hatte in den ersten Jahren eine kom¬ 
fortable Mehrheit in beiden Häu¬ 
sern. Warum er sie nicht genutzt hat, 
bleibt sein Geheimnis bzw. das sei¬ 
ner Geldgeber. Jedenfalls gab es 
neben der fortgesetzten Banken¬ 
mast weiterhin Guantanamo, den 
Krieg im Nahen Osten und Bushs 
Steuergeschenke an die Reichen. 

Die Unzufriedenheit über das 
miserable Krisenmanagement 
und der Politik zugunsten der 
Banken und Bellizisten rief die 
nützlichen Idioten der Tea Party 
auf den Plan und verschaffte den 
Republikanern bei den Zwischen¬ 
wahlen 2010 eine Blockademacht 
im Repräsentantenhaus. Letztere 
ist auch nach Obamas Wieder¬ 
wahl ungebrochen und dürfte 
eine Garantin für einen asozialen 
Ausgang des sich anbahnenden 
Konfliktes sein. 

Haushaltssanierung ist, wie in Eu¬ 
ropa, nur ein Euphemismus für 
die neoliberale Trias Leistungs¬ 
reduzierung, Privatisierung und 
Lohndumping. Eine tatsächliche 
Sanierung wird mit dieser Auste- 
ritätspolitik, wie das Großexpe¬ 
riment Südeuropa eindrucksvoll 
belegt, natürlich nicht erreicht. 

Im Gegenteil. Die Verschuldung 
steigt nach jedem ultimativen 
Sparpaket nur umso mehr. 


Angesichts des medialen Trommelfeu¬ 
ers, welches von den „deficit hawks“ 
in den USA oder den „schwäbischen 
Hausfrauen“ hierzulande geschossen 
wird, lohnt sich ein Blick auf die pro¬ 
fanen Ursachen der sich progressiv ent¬ 
wickelnden Verschuldungsprobleme. 
Die schleichende Deindustriealisie- 
rung hat von dem ehemals 50-Pro- 
zent-Anteil, den die USA nach dem II. 
Weltkrieg an der globalen Industrie¬ 
produktion realisieren konnten, nicht 
viel gelassen. Der Anteil der Beschäf¬ 
tigung im Verarbeitenden Gewerbe 
an der Gesamtbeschäftigung sank von 
über 30 Prozent Mitte der 1950er Jah¬ 
re auf heute deutlich unter 10 Prozent. 
Laut US Census Bureau fahren die 
USA in 2012 mit nahe¬ 
allen 



Handelspartnern ein Handelsbilanz¬ 
defizit ein. Kulminiert pro Monat rund 
60 Mrd. Dollar. Seit Ende der 1980er 
Jahre ist so ein Minus von über 10 Bio. 
Dollar aufgelaufen. 

Der gefeierte Königsweg der neolibe¬ 
ralen Rambos Reagan wie auch That¬ 
cher hieß: Statt mühevoller materi¬ 
eller Produktion Profitmaximierung 
und -konzentration durch die Errich¬ 
tung eines Casinos für das globale Fi¬ 
nanzkapital; bei gleichzeitig materiel¬ 
ler Absicherung durch die Forcierung 
strategischer Rüstungsgüter und ent¬ 
scheidender Schlüsseltechnologien 
und -Patente. Die Ruhigstellung des 
politisch relevanten Mittelstandes soll¬ 
te die Aufblähung der parasitären wie 
deprivierenden Dienstleistungs- und 
Unterhaltungsindustrien („Tittytain- 
ment“) besorgen. 

Ergänzt wurde dieser „Casinoka¬ 
pitalismus“ durch die Ausschüt¬ 
tung einer spezifischen „Frie¬ 
densdividende“ nach dem „vor¬ 
läufigen Endsieg“ über den 
Sozialismus. Die herrschen¬ 
den Klassen, der Notwendig¬ 
keit des Klassenkompromis¬ 
ses enthoben, kehrten zur al¬ 
ten Profitmaximierung und 
den sie ideologisch fundie¬ 
renden Sozialdarwinis¬ 
mus zurück. Als eines der 
wichtigsten Hindernisse 
für den Erfolg der Er¬ 
folgreichen erscheint 
natürlich der Sozial¬ 
staat. Seither verhält 
sich die Bereitschaft 
Steuern zu zahlen 
in etwa umgekehrt 
proportional zum 
realisierten 
Einkommen. 
Das führte zu 
dem paradoxen 
Phänomen ei¬ 
nes immer hö¬ 
her verschulde¬ 
ten Staates bei 
gleichzeitiger 
explosionsar¬ 
tiger Reichen- 


und Reichtums-Vermehrung. Mit Re¬ 
agans neoliberal-antikommunistischem 
Kreuzzug begann der Marsch in den 
Schuldenstaat. 

Im Strudel der Krise ist die fröhliche 
Selbstgewissheit des ungehemmten 
Kohlemachens untergegangen. Zwar 
konnte der große Absturz zuerst mit 
viel Staatsknete und dann mit viel 
Zentralbankgeld abgefangen werden, 
aber die Staatsschulden sind dadurch 
nicht weniger, sondern mehr geworden. 
Sehr viel mehr. Aktuell liegt die Brut- 
to-Verschuldung bei 16,2 Bio. Dollar. 
Dazu kommt eine auf drei Billionen 
aufgeblähte Fed-Bilanz. Damit stehen 
die Brosamen für das Fußvolk zur Dis¬ 
position. 

Real betrachtet sind die Staatsschul¬ 
den der USA mit 105 Prozent/BIP 
zwar hoch, aber nicht das, was man an¬ 
gesichts des Obengenannten ein dra¬ 
matisches Problem nennen könnte. Die 
USA zahlten für ihre Staatsschulden in 
den letzten zwölf Monaten 360 Mrd. 
Dollar. So wenig wie seit 2005 nicht 
mehr. Der Zinssatz liegt deutlich unter 
der Inflationsrate. Schulden wären so, 
eine intakte Ökonomie vorausgesetzt, 
eher ein Geschäft denn eine Belastung. 
Und da sie in eigener Währung vorlie¬ 
gen, käme es zum Schwur, letztlich ir¬ 
relevant. 

Die Forcierung des Schuldenthemas 
dient im Effekt vor allem der Senkung 
der Lohn-, Sozial- und Staatsquote. 
Strukturinvestitionen sind nicht mehr 
vorgesehen. Während die Kanzlerin 
in der Eurozone einen harten Ausle¬ 
se- und Germanisierungskurs fährt, 
macht sich die Supermacht daran, das 
Unglück seiner wachsenden und abge¬ 
schriebenen Reservearmee vollends 
zu privatisieren. Im Ringen der großen 
Machtblöcke USA, EU, und China/Asi¬ 
en geht es um die Kontrolle der Roh¬ 
stoffe, Handelswege, Marktzugänge, 
Patent- und Markenrechte etc. - ganz 
allgemein um die zukünftigen Verwer¬ 
tungschancen. Ganz offensichtlich sind 
die Kontrahenten (wieder einmal) be¬ 
reit, in diesem Billionen-Spiel Millio¬ 
nen zu opfern. 

Klaus Wagener 


Versprechungen für alle 

Frank Stronach - Milliardär gründet eigene Fraktion ohne Wahlen 


Frank Stronach, Milliardär mit doppelter Staatsbürgerschaft in Kanada und Öster¬ 
reich, hat einen Wohnsitz in Zug, dem „steuergünstigsten“Schweizer Kanton. Mit 
1,75 Mrd. Franken Vermögen sieht ihn das Magazin „ Bilanz “ dort auf Platz 83 der 
300 Reichsten. 1968 gründete der gebürtige Österreicher in Kanada die Magna Inter¬ 
national, heute ein führender Auto zuliefer er und Autofertiger mit 90 000 Beschäftig¬ 
ten. Vor zwei Jahren gab er die operative Führung, kürzlich den Aufsichtsratsposten 
ab. 

Nun will er Politiker in Österreich werden. Er hat die Partei „ Team Stronach “ mit 
Überläufern aus dem BZÖ und SPÖ gegründet. Anfang November erhielt sie Klub- 
Status (Fraktions-Status). Das bringt über zwei Millionen jährliche Förderung, Re¬ 
dezeit im Parlament, Teilnahme an Parlamentsausschüssen und Zugang zu Politdis- 
kussionen im Fernsehen. Zur Nationalratswahl will er mit dem Slogan „ Wahrheit - 
Transparenz - Fairness“ antreten. Umfragen sagen ihm ca. 10 Prozent Stimmenanteil 
voraus. Die UZ interviewte dazu Peter Scherz, er hat 46 Jahre bei Steyr Daimler Puch 
in Graz gearbeitet, davon 31 als Betriebsrat des Gewerkschaftlichen Linksblock, 13 
Jahre davon im Magna Konzern von Stronach. 



UZ: Peter, was sagst du zu Stronachs 
Slogan „ Wahrheit - Transparenz - Fair¬ 
ness“? 

Peter Scherz: Stronach hat im kanadi¬ 
schen Konzern Magna mit nur 7 Pro¬ 
zent Aktienanteil in der Hauptver¬ 
sammlung die Stimmenmehrheit ge¬ 
halten und so den gesamten Konzern 
beeinflusst. Ist das „fair“? Fairness ist 
bei ihm nur ein Aushängeschild. 

UZ: 1998 kaufte er Steyr Daimler Puch 
in Graz für seinen Magna-Konzern ein. 
Wurde die Betriebsratsarbeit leichter? 
Peter Scherz: Wir haben in Österreich 
eine Arbeitsverfassung, die die Einhal¬ 
tung von Gesetzen und Kollektivver¬ 
trägen, Einstellungen und Kündigun¬ 
gen, den Abschluss einer Betriebsver¬ 
einbarung regelt. Stronach wollte uns 
als Konkurrenz zum Betriebsrat ein 
„Fairness-Komitee“ einreden. Hört 
sich gut an, hat aber keine gesetzlich 
geschützten Rechte. 

Natürlich konnte er bei unserer star¬ 
ken Gewerkschaftstradition den Be¬ 
triebsrat nicht abschaffen. Aber ver¬ 
sucht hat er es. Sein Personalchef war 


damals Karl-Heinz Grasser.* In an¬ 
deren großen Magna-Werken in der 
Steiermark gibt es jedoch keinen Be¬ 
triebsrat. Es ist schon bekannt, dass mit 
sanften und weniger sanften Methoden 
Betriebsrats wählen verhindert wurden. 
UZ: Der Schweizer „ Tagesanzeiger“ zi¬ 
tiert Stronach, wie er den großen Auto¬ 
konzernen seine Dienste anbiete:„Sagt 
mir, was ihr braucht, ich mach es schnel¬ 
ler und billiger als die Konkurrenz.“ Wie 
hat er das gemacht? 

Peter Scherz: Magna ist bestens orga¬ 
nisiert. Es gibt Personaleinsatzrechnun¬ 
gen. Wenn zuviel Personal im Verhält¬ 
nis zum Auftrag da ist, wird abgebaut. 
Nirgends wurde so konsequent wie bei 
den Arbeitern der Lohn sofort verrin¬ 
gert, wenn es nach unten ging. Gab es 
eine Umsetzung nach oben, mussten 
die Kollegen oft mehrere Monate war¬ 
ten, der Betriebsrat musste mehrmals 
„betteln“ gehen. 

Stronach verstand es auch immer ge¬ 
schickt, den Leuten nach dem Mund zu 
reden. 2009 gelang es ihm, den Ange¬ 
stellten einen freiwilligen Lohnverzicht 


Peter Scherz 

einzureden. Einigen wurde dann sogar 
gekündigt. Wenn du zuviel bist, bist du 
zuviel, da kannst du noch so viel auf 
Gehalt verzichten. 

UZ: In der Zeitung war zu lesen, dass 
sich Stronach über eine Milliarde Dollar 
auszahlen lassen hat, als er den Konzern 
verließ. Fair? 

Peter Scherz: Das beweist um so mehr, 
dass er ein kalter Rechner ist, der mit 
dem Aushängeschild Fairness den Leu¬ 
ten etwas vorgaukeln will. Es gibt nur 
den kalten Rechner, sonst überlebt ei¬ 
ner nicht als Milliardär im Kapitalis¬ 
mus. Wir kleinen Leuten haben von 
ihm nichts zu erwarten. 

UZ: Manche Medien unterstellen Stron¬ 
ach eine gewisse Verrücktheit, Eitelkeit, 
Widersprüchlichkeit, ja sogar politische 
Unkenntnis. Es gibt auch Häme über 
sein Vorhaben in die Politik einzustei¬ 
gen. Was, glaubst du, ist das Ziel seiner 
Partei? 

Peter Scherz: Ich bin überzeugt, dass 
es in großen Teilen der Wirtschaft ein 


Interesse an einer starken Unterneh¬ 
merpartei gibt. Diese Kapitalisten be¬ 
stärken Stronach. Sie brauchen seine 
Popularität, um Druck auf die ÖVP zu 
machen, damit Unternehmerinteres¬ 
sen stärker zur Geltung kommen und 
in Gesetze gegossen werden. Stronachs 
Programm ist Reduzierung ihrer Steu¬ 
ern, weniger Verwaltung, also Personal¬ 
abbau und unsere Schutzgesetze ein¬ 
zudämmen. 

Aber sie haben ja weit mehr vor: Ar¬ 
beitszeitverlängerung und Flexibilisie¬ 
rung sollen möglichst gesetzlich ver¬ 
ankert werden, das gesetzliche Pensi¬ 
onssystem soll den Finanzhaien zum 
privaten Profit vorgeworfen werden. 
Da kann eine von Stronach geführte 
Partei schon ungeheuren Druck ma¬ 
chen, nicht nur im Parlament. Und sie 
kann sich Anzeigen kaufen. 

UZ: Was hältst du davon, dass er ei¬ 
nerseits ein „starkes Europa“ will und 
andererseits „ganz neue Regeln für den 
Euro“? 

Peter Scherz: Er verspricht halt allen 
das, was sie hören wollen. Hauptsache, 
Arbeiter und Angestellte geben ihm 
ihre Stimme. Im Parlament arbeiten 
will er ja selber gar nicht. Er will nur 
unsere Stimmen und den Weg bestim¬ 
men. Da brauchen wir einfachen Men¬ 
schen gar nichts für uns zu erwarten. 
Dass einer allen alles verspricht, das 
gab es ja schon mal in der deutsch-ös¬ 
terreichischen Geschichte. 

Die Fragen stellte Anne Rieger 

* FPÖ-Finanzminister unter Bundeskanzler Schüssel, 
später aus der FPÖ ausgetreten. Heute sind Höchst¬ 
gerichte mit Vorwürfen gegen ihn beschäftigt. Es wird 
ihm gewerbsmäßige Abgabenhinterziehung seit 2003 
vorgeworfen. 


Assad will verhandeln 

Syrische „Opposition“ schließt sich 
zusammen 

Die bewaffnete Opposition in Syrien 
stützt sich laut Präsident Baschar al-As¬ 
sad auf von den entsprechenden Struk¬ 
turen des Westens kontrollierte Ge¬ 
heimdienste der Länder der Region. In 
einem Interview für den Fernsehsender 
„Russia Today“ wurde Assad gefragt, ob 
die syrischen Behörden über Angaben 
verfügen, die die finanzielle Unterstüt¬ 
zung der bewaffneten „Oppositions¬ 
kämpfer beweisen würden“. „Nein“, er¬ 
widerte Assad. „Uns ist aber bekannt, 
dass sie diese Kämpfer mit Informatio¬ 
nen versorgen, hauptsächlich über die 
Türkei, manchmal über den Libanon.“ 
„Es gibt aber auch andere Geheim¬ 
dienste, nicht die westlichen, sondern 
die regionalen, die noch aktiver sind 
als die westlichen, von diesen aber na¬ 
türlich kontrolliert werden“, so Assad. 
Der syrische Präsident rief die Kon¬ 
fliktseiten erneut zu Friedensverhand¬ 
lungen auf. Er sei bereit, die Situation 
im Lande mit denen zu erörtern, „die 
Syrien wirklich helfen wollen“. Er wol¬ 
le aber „keine Zeit an diejenigen ver¬ 
schwenden, die die Krise für eigene In¬ 
teressen ausnutzen wollen“. 

In der katarischen Hauptstadt Doha 
haben die syrischen Regierungsgegner 
am Sonntag eine Vereinbarung zur Bil¬ 
dung einer Nationalen Koalition unter¬ 
zeichnet. Die Bildung der „Nationalen 
Koalition“ sei „ein Meilenstein auf dem 
Weg zum Ende von Assads blutiger 
Herrschaft und zum Beginn einer fried¬ 
lichen, gerechten und demokratischen 
Zukunft“ für alle Menschen in Syrien, 
erklärte ein Sprecher des US-Außen¬ 
ministeriums. Er dankte der Regierung 
des Golfemirats Katar für deren Un¬ 
terstützung. Nach internationaler An¬ 
erkennung der Koalition will diese eine 
Provisorische Regierung bilden. 
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Bettina lürgensen, Vorsitzende der DKP, 
zum Ausgang der US-Präsidentenwahl 

Die Wahlen werden nichts ändern! 



Hungerstreik in türkischen Gefängnissen 

Interview mit Songül Turhal vom Kurdischen Frauenbüro für Frieden e. V. (Cent) 


US-Präsident Obama hat es erneut 
geschafft, die Wahlen zu gewinnen. 
Er ist der Mann des sozialdemokra¬ 
tischen, bürgerlich-liberalen Spekt¬ 
rums. Er wurde unterstützt von Ge¬ 
werkschaftern, Linken, Mitstreitern 
aus progressiven Bewegungen und 
fortschrittlichen Kulturschaffenden. 
Romney steht für reaktionäre Sozial¬ 
politik (Rücknahme der gesundheits¬ 
politischen Maßnahmen der Obama- 
Regierung), unbedingte Kriegspolitik 
gegen den Iran und Syrien, Frauen¬ 
diskriminierung und religiösen Fun¬ 
damentalismus. 

Es ging im Wesentlichen um zwei 
Varianten bürgerlicher Politik, die 
in vielen Problemfeldern ähnliche 
Sichtweisen haben. Wenn Obamas 
Wiederwahl trotzdem eher positiv 
gegenüber einer Romney-Wahl zu 
bewerten ist, dann hat dies vor allem 
folgende Gründe: 

★ US-Präsident Obama ist „druck¬ 
empfindlicher“, wenn es zu umfas¬ 
senden sozialen Bewegungen in den 
nächsten Jahren kommen sollte. Poli¬ 
tische Veränderungen sind nur durch 
eine starke außerparlamentarische 
Bewegung denkbar. 

★ Obama muss Antworten auf die 
jetzigen und kommenden Heraus¬ 
forderungen geben. Das gilt sowohl 
für Initiativen zur Beendigung jetzt 
geführter Kriege und für die Gefah¬ 
ren durch neue Kriege, aber auch für 
Antworten auf die sozialen Forde¬ 
rungen in großen Teilen der US-Be- 
völkerung. „Yes, we can“ wird einen 
Praxistest durchlaufen. 

★ International werden die Voraus¬ 
setzungen zumindest nicht schlechter, 


Die Verdienstobergrenze für die Mi¬ 
nijobber in Deutschland steigt von 
400 auf 450 Euro. Das beschlossen 
die Regierungskoalitionäre, SPD, 
Linke und Grüne stimmten geschlos¬ 
sen dagegen. Seit 2003 dürfen Mini¬ 
jobs (Verdienstobergrenze 400 Euro) 
auch als Nebenjob ausgeübt werden. 
Seither verwandeln Unternehmer 
allzu gerne reguläre Arbeitsplätze in 
solche 400-Euro-Jobs, um so billiger - 
auch an Tarifverträgen vorbei - mit 
angeblichen Aushilfen eigentlich re¬ 
guläre Beschäftigung zu machen. Da¬ 
mit entgehen den Beschäftigten Löh¬ 
ne und Sozialversicherung. 

Derzeit arbeiten mehr als 7,4 Mil¬ 
lionen Menschen in Deutschland 
in Minijobs „brutto für netto“. Am 
Beispiel der Discount-Lebensmit¬ 
telkette „Netto“ wird das deutlich. 
Laut Gewerkschaft ver.di sind hier 
rund 30 000 Mini-Jobber beschäf¬ 
tigt. Das ist fast die Hälfte aller Be¬ 
schäftigten der Kette - alles angebli¬ 
che „Aushilfen“. Der Vorteil für das 
Unternehmen: „Netto“ zahlt den Mi¬ 
ni-Jobbern viel weniger pro Stunde, 
nämlich nur einen Mindestlohn von 
7,50 Euro. Den anderen Beschäftig¬ 
ten stehen mindestens knapp neun 
Euro zu. „Netto“ spart so im Jahr fast 
geschätzte 40 Millionen Euro netto, 
ganz auf Kosten der „lieben Mitar¬ 
beiter“. 

Für etwa zwei Drittel von ihnen ist 
diese „geringfügige“ Beschäftigung 
der einzige Job, nur für etwa ein Drit¬ 
tel ein Nebenjob. Die schwarz-gelbe 
Koalition will daher die von ihr be¬ 
schlossene Anhebung der Verdienst¬ 
obergrenze von 400 auf 450 Euro als 


gravierende Probleme anders zu lö¬ 
sen als bisher. Es lohnt sich, den in¬ 
ternationalen Druck zu verstärken, z. 
B. sich verstärkt für die Freilassung 
der seit 15 Jahren unrechtmäßig in 
den USA inhaftierten fünf Kubaner 
und für die Aufhebung der Blockade 
gegen Kuba zu engagieren. 

★ Das Wahlergebnis ist eine Nieder¬ 
lage für die international vernetzte 
reaktionär-konservative Fraktion des 
Kapitals. Sie kann mit ihrer Demago¬ 
gie und ihren Versprechungen auch 
in dieser „Großen Krise“ oft keine 
Mehrheiten erringen. 

Allerdings bedeuten diese Feststel¬ 
lungen nicht, dass wir in irgendeiner 
Form Illusionen haben oder solche 
zuzulassen. Große Erwartungen, die 
nicht wenige Obama-Wählerinnen 
und -Wähler nach den letzten Präsi¬ 
dentschaftswahlen hatten, sind nicht 
erfüllt worden. Gerade die Men¬ 
schen, die in schwierigen sozialen 
Verhältnissen leben müssen und die 
wegen ihrer Herkunft diskriminiert 
werden, bleiben enttäuscht von die¬ 
ser Politik. 

Auch in Europa wäre es zu wün¬ 
schen, dass endlich mehr Menschen 
sich ihrer eigenen Kraft besinnen, die 
Lage erkennen, daraus Schlussfolge¬ 
rungen ziehen und mehr als bisher 
kämpfen. 

Wir wünschen unseren Genossin¬ 
nen und Genossen der KP der USA 
und den vielen Gewerkschafterin- 
nen und Gewerkschaftern, den Oc- 
cupy-Bewegten und vielen anderen 
bei der Organisierung dieser not¬ 
wendigen Auseinandersetzung viel 
Erfolg! 


„Inflationsausgleich“ verstanden wis¬ 
sen - schließlich ist diese seit 2003, 
als sie unter der rot-grünen Bundes¬ 
regierung im Zuge der Hartz-Refor¬ 
men erhöht wurde, unverändert ge¬ 
blieben. Die beschlossene lächerli¬ 
che Anhebung um gerade mal 50,00 
Euro dient aber nicht wie von den 
Kapital-Koalitionären behauptet, 
zur Verbesserung der Lage der Mi¬ 
nijobber, sondern weitet den Sektor 
für unterbezahlte und schlecht abge¬ 
sicherte Arbeit nur noch weiter aus. 
Völlig zu Recht warnte der DGB, 
Minijobber seien schon heute akut 
armutsgefährdet. Die Arbeiterwohl¬ 
fahrt nannte es einen falschen Anreiz 
und die IG Bau forderte, Minijobber 
wenigstens schon ab dem ersten Euro 
in den Sozialversicherungsschutz ein¬ 
zubeziehen. 

Die freche Behauptung der Regie¬ 
rung, dass mit der Erhöhung nun die 
Einkommen der Minijobber steigen 
ist ein schlechter Witz. Im Schnitt er¬ 
halten Minijobber bisher nicht 400, 
sondern nur 220 Euro. Die meisten 
Minijobber - davon die Mehrzahl 
Frauen - landen erfahrungsgemäß 
in einer lebenslangen Sackgasse und 
bleiben buchstäblich in diesem Nied¬ 
riglohnsektor eingemauert. 

Der arbeitsmarktpolitische Sprecher 
der FDP-Fraktion, Johannes Vogel, 
wies den Vorwurf des Lohndumpings 
in Zusammenhang mit den Minijobs 
forsch zurück: „Minijobs sind gewollt 
und werden gebraucht.“ Und da hat 
die Plaudertasche des Kapitals aus¬ 
nahmsweise Recht. Er hat nur verges¬ 
sen zu sagen von wem. 

Manfred Dietenberger 


UZ: In der Türkei befinden sich 10 000 
kurdische politische und Kriegsgefan¬ 
gene im Hungerstreik, einige Dutzend 
seit dem 12. September, dem Jahrestag 
des Militärputsches 1980. Worum geht es 
ihnen, was hat der Streik mit dem Putsch 
zu tun? 

Songül Turhal: Am 12. September tra¬ 
ten 63 Gefangene aus der PKK und der 
PAJK in den Hungerstreik. Sie fordern 
die Aufhebung der Isolationshaft gegen 
Abdullah Öcalan, die Gewährleistung 
seiner Gesundheit sowie die Anerken¬ 
nung der kurdischen Sprache - ein¬ 
schließlich des Rechts auf Bildung in 
der Muttersprache - und die Aufhe¬ 
bung der Assimilationspolitik gegen 
Kurdinnen. Das sind Schlüsselfragen 
für die politische Lösung der kurdi¬ 
schen Frage sowie einen Demokrati¬ 
sierungsprozess in der Türkei. 

Der Putsch von 1980 steht in der Tür¬ 
kei für die faschistische Verfassung, 
den Ausnahmezustand, willkürliche 
Verhaftungen, Hinrichtungen und Fol¬ 
ter. Die AKP war mit anderen Verspre¬ 
chungen angetreten, aber sie hat in ih¬ 
rer 10-jährigen Regierungszeit an der 
Verleugnungs- und Vernichtungspolitik 
gegen die Kurdinnen und progressive 
Kräfte festgehalten. Wie zu Zeiten des 
Militärputschs finden Razzien, Massen¬ 
verhaftungen und Massaker statt. Die 
Gefängnisse sind überbelegt. Jedoch 
geht es den Gefangenen nicht um Haf¬ 
terleichterungen. Sie erheben politi¬ 
sche Forderungen, die sie auch draußen 
vertreten haben und aufgrund derer sie 
inhaftiert wurden. 

UZ: Der Hungerstreik ist die letzte Waf¬ 
fe der Gefangenen. Er zielt auf eine Lö¬ 
sung im kurdischen Befreiungskampf. 
Wie bewertet ihr das? 

Songül Turhal: Die Aufhebung der To¬ 
talisolation gegen Abdullah Öcalan, 
die seit dem 28. Juli 2011 (!) verschärft 
praktiziert wird, wäre ein wichtiges Si¬ 
gnal. Jedoch lautet die eigentliche For¬ 
derung des Hungerstreiks „Freiheit für 
Öcalan!“ 

Mit dieser Forderung stehen die Ge¬ 
fangenen nicht allein. Seit Beginn 2012 
haben Kurdinnen in allen Teilen Kur¬ 
distans und in der Diaspora unter der 
Losung „Freiheit für Öcalan“ Mobi¬ 
lisierungen durchgeführt. Denn ohne 
Freiheit für Öcalan ist eine politische 
Lösung der kurdischen Frage nicht 
möglich. 

Millionen Kurdinnen vertrauen Öca¬ 
lan als ihrem legitimen Repräsentan¬ 
ten. Obwohl eine Delegation des Staa¬ 
tes mit Öcalan den Dialog suchte und 
im Juli 2011 notwendige Schritte für 
einen Friedensprozess erstellt wurden, 
brach die AKP-Regierung den Dialog 
ab und antwortete mit neuen Repres¬ 
sionen und Militäroperationen. 

Es müssen Bedingungen geschaffen 
werden, die den Weg zum Dialog und 
zu einer politischen Lösung öffnen. 
UZ: Wie ist der Gesundheitszustand der 
Gefangenen, droht ihnen Zwangsernäh¬ 
rung? 

Songül Turhal: Die erste Gruppe ist seit 
über 60 Tagen im Hungerstreik. Spätes¬ 


tens mit dem 50. Tag beginnen irrepa¬ 
rable gesundheitliche Schäden. Ange¬ 
hörige und Menschenrechtsorganisa¬ 
tionen berichten, dass viele körperlich 
sehr geschwächt sind. 

Zu Zwangsernährung kam es bislang 
nicht, jedoch sind die Hungerstreiken¬ 
den mit Schikanen, psychischer und 
physischer Folter konfrontiert. Hunger¬ 
streikende wurden in Isolationszellen 
gesteckt, misshandelt und entwürdigt. 
UZ: Es gibt bittere Erfahrungen in der 
Türkei. Bei dem sogenannten Todesfas¬ 
ten politischer Gefangener vor einem 
Jahrzehnt starben über 130 Gefangene. 
Es wurde nur eine geringfügige Verbes¬ 
serung der Haftbedingungen durchge¬ 
setzt. Warum sollte der türkische Staat 
heute anders reagieren? 

Songül Turhal: Die Hungerstreiken¬ 
den haben sich zu dieser Form des Wi¬ 
derstands entschlossen, obwohl sie die 
menschenverachtende Haltung der 
AKP-Regierung kennen. 

Äußerungen türkischer Regierungspo¬ 
litiker waren: „Wir warten bis die Ge¬ 
fangenen bewusstlos sind, dann grei¬ 
fen wir ein.“ Über die Medien wurden 
Falschinformationen gestreut. Es hieß, 
der Hungerstreik sei abgebrochen und 
Erdogan erklärte gegenüber Merkel, 
„Bei uns hungert niemand“, während 
zugleich der Justizminister seiner deut¬ 
schen Amtskollegin gegenüber zuge¬ 
ben musste, dass sich 683 Gefangene 
in 66 Gefängnissen im Hungerstreik 
befinden. 

Deshalb ist es wichtig, dass andere Ak¬ 
teure die türkische Regierung zu einer 
Änderung ihrer Politik bewegen. Der 
Gefangenensprecher Deniz Kaya hat 
am 5. November den Hungerstreik als 
einen „Appell an das Gewissen“ be¬ 
zeichnet. 

Er sagte: „Als inhaftierte Freiheits¬ 
kämpferinnen wollen wir erreichen, 
dass durch unseren Hungerstreik un¬ 
sere Forderungen nach den grundle¬ 
gendsten Menschenrechten sowie unse¬ 
re legitimen Forderungen nach sozialen 
und politischen Rechten in der ganzen 
Welt gehört werden.“ Außerdem ist es 
wichtig, den politischen Kontext, inner¬ 
halb dessen dieser Kampf stattfindet, 
zu beleuchten. Die weltweite System¬ 
krise und die Situation im Nahen Os¬ 
ten, insbesondere in Syrien, verdeutli¬ 
chen, dass wir uns in einer Umbruch¬ 
phase befinden. 

Der Gefängniswiderstand findet in ei¬ 
ner Zeit statt, in der in vielen Städten 
Westkurdistans (auf syrischem Territo¬ 
rium) de facto eine Selbstverwaltung 
der Bevölkerung als Alternative zum 
Staat in Kraft getreten ist. In Nordkur¬ 
distan hat der Aufbau von Selbstver¬ 
waltungsstrukturen bereits 2005 be¬ 
gonnen. 

Die kurdischen Volksverteidigungs¬ 
kräfte haben im letzten Jahr erfolgrei¬ 
che Aktionen gegen Militärstationen 
und Ziele wie Ölpipelines durchge¬ 
führt und kontrollieren weite Gebie¬ 
te. Das heißt, es wurde mit der Entko¬ 
lonialisierung des Landes begonnen, 
während zugleich neue Strukturen für 


eine demokratische, ökologische und 
geschlechterbefreite Gesellschaft auf¬ 
gebaut werden. 

UZ: Sind es nur kurdische politische 
Gefangene oder streiken aus Solidarität 
auch andere Gefangene? Gibt es Solida¬ 
rität außerhalb der Gefängnisse? 
Songül Turhal: Der Hungerstreik wur¬ 
de zunächst von Gefangenen aus der 
PAJK und der PKK begonnen. Später 
schlossen sich andere kurdische Ge¬ 
fangene an. Politische Gefangene aus 
der türkischen Linken haben den Hun¬ 
gerstreik bislang mit befristeten Soli¬ 
daritätshungerstreiks unterstützt. Am 
12. November schlossen sich vier Ge¬ 
fangene der MLKP dem unbefristeten 
Hungerstreik an. 

Jeden Tag gibt es in Dutzenden von 
Städten Kundgebungen und Demons¬ 
trationen. Trotz Verboten, brutalen An¬ 
griffen der Polizei und über 600 Fest¬ 
nahmen geht die Mobilisierung weiter. 
Neben der BDP, Angehörigen-, Frau¬ 
en- und Menschenrechtsorganisationen 
beteiligen sich Gewerkschaften und de¬ 
mokratische und linke Organisationen. 
Am 60. Tag schlossen sich sieben Par¬ 
lamentsabgeordnete der BDP, der 
Bürgermeister von Diyarbakir und 14 
Ratsmitglieder des Demokratischen 
Gesellschaftskongresses dem Hunger¬ 
streik an. Intellektuelle und Künstler 
wie Zülfü Livaneli, Sezen Aksu und 
Yasar Kemal appellierten an die Re¬ 
gierung, den Forderungen Gehör zu 
schenken. 

UZ: Wie kann der Hungerstreik von 
hier aus unterstützt werden? 

Songül Turhal: Zu den Instanzen, die 
auf die Türkei Einfluss nehmen kön¬ 
nen, gehören der Europarat, die OSZE, 
UNO und Regierungen. Deshalb ist es 
wichtig, diese Institutionen dazu zu be¬ 
wegen, auf die Forderungen der Hun¬ 
gerstreikenden einzugehen. 

Das ist nicht einfach! In der BRD und 
in anderen Ländern haben linke Par¬ 
teien, Gruppen und Politikerinnen 
ihre Solidarität mit den Hungerstrei¬ 
kenden und ihren Forderungen erklärt 
und sich an Demonstrationen und Ak¬ 
tionen beteiligt. Diese Form der So¬ 
lidarität ist wichtig. Jedoch wird der 
Hungerstreik noch zu wenig wahrge¬ 
nommen. 

Auch wenn es ein paar Berichte in 
deutschen Medien gegeben hat, so 
reicht das noch nicht aus. Neben Öf¬ 
fentlichkeitsaktionen und Leserin¬ 
nenbriefen sind Online-Petitionen und 
Protestbriefe an den türkischen Minis¬ 
terpräsidenten, Innenminister und Jus¬ 
tizminister ein Mittel, die türkische Re¬ 
gierung spüren zu lassen: Die Hunger¬ 
streikenden sind nicht allein! 

Ihre Situation und die Legitimität ihrer 
Forderungen müssen in einer breiten 
Öffentlichkeit thematisiert und auf die 
Tagesordnung der Politik gesetzt wer¬ 
den. Hierzu kann auch die Unterschrif¬ 
tenkampagne „Freiheit für Öcalan“ ei¬ 
nen wichtigen Beitrag leisten. 

Mehr Informationen dazu gibt es auf der 
Homepage http://www.freeocalan.org 



Solidaritätsaktion für die Hungerstreikenden (siehe Interview). 


Wer braucht diese Minijobs? 


Karikatur: Bernd Bücking 
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Die Fotos auf dieser Seite können die Trauer und den Schmerz über die Opfer nur 
ungenügend widerspiegeln. Das Foto oben zeigt eine Demonstration, auf der 
der Opfer von Mölln gedacht wurde. 

Foto unten: Proteste nach dem Anschlag in Solingen. Dort starben in den 
Flammen fünf Menschen. Darunter das Mahnmal in Solingen. 




Bild oben rechts: Antifaschisten demonstrieren anläßlich der Ereignisse in 
Rostock-Lichtenhagen vor 20 Jahren. 

Bild unten: Einer der vielen Ermordeten (Aktion am 10.11.2012 in Köln-Chorweiler). 
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1 1 Vereinigung der Verfolgen des 
\ NazsreglrnGs - Bund der Antifaschist imen 
x\ und Antitochtettn 


Die Spur der 
faschistischen Gewalt 


M indestens 182 Morde wurden 
zwischen 1990 und 2011 von 
Faschisten und Neo-Nazis in 
Deutschland verübt - nach Recher¬ 
chen der MUT-Redaktion und des Op¬ 
ferfonds CURA der Amadeu Antonio 
Stiftung. 

Es ist allerdings zu vermuten, dass die 
Dunkelziffer, insbesondere bei Morden 
an Obdachlosen, weit darüber liegt. 
Denn nicht nur Migrantlnnen stehen 
ganz oben in der Liste der von Faschis¬ 
ten Verfolgten, sondern auch Obdach¬ 
lose, Homosexuelle, Prostituierte, Ge- 
werkschafterlnnen, Antifaschistinnen 
oder manchmal auch völlig willkürlich 
ausgesuchte Bürgerinnen, die aus blo¬ 
ßer „Mordlust“ zu Tode gepeinigt, ge¬ 
hetzt und geprügelt werden. 

Auch die Zahl der rechten Straf- und 
Gewalttaten erreicht mehr als besorg¬ 
niserregende Ausmaße. Die Polizei 
registrierte von Januar bis Ende Juni 
dieses Jahres insgesamt 8 096 Delikte, 
darunter 354 Gewalttaten. 1 307 Straf- 
und 82 Gewalttaten wurden in NRW 
verübt - damit trauriger Spitzenreiter - 
gefolgt von Sachsen (814/29) und Bay¬ 
ern (784/27). 

Die Bundesregierung erkennt indes 
nur 47 von den 182 Morden als „poli¬ 
tisch motiviert“ an und offenbart ihre 
Blindheit auf dem „rechten Auge“. Da 
verwundert es auch kaum, dass die 
Mörderbande des NSU (Nationalso¬ 
zialistischer Untergrund), die mindes¬ 
tens zehn Morde verübt hat, von Ver¬ 
fassungsschutz und Polizei nicht nur 
14 Jahre lang gedeckt wurde, sondern 
auch mit Steuergeldern finanziell un¬ 
terstützt - von den personellen Ver¬ 
flechtungen ganz zu schweigen. 

Das alles unterstreicht die Notwendig¬ 
keit eines breitestmöglichen und akti¬ 
ven Antifaschismus, der an die Opfer 
der faschistischen Verbrechen erinnert 
und den „braunen Horden“ Widerstand 


leistet. Pogrome und Anschläge wie in 
Rostock-Lichtenhagen (UZ berichtete 
am 17. August 2012), in Mölln oder in 
Solingen dürfen nicht in Vergessenheit 
geraten. 

Brandanschlag von 
Mölln vor 20 Jahren 

Am 23. November 1992 zündeten Neo- 
Nazis in der schleswig-holsteinischen 
Kleinstadt Mölln das Haus der Fami¬ 
lie Arslan mit Molotow-Cocktails an. 
Bei dem Anschlag wurden die 10-jäh¬ 
rige Yeliz Arslan, die 14-jährige Ayse 
Yilmaz und die 51-jährige Bahide Ars¬ 
lan ermordet. Weitere Familienmitglie¬ 
der wurden teilweise sehr schwer ver¬ 
letzt. Zuvor hatten die Neonazis bereits 
einen Brandanschlag auf die Ratzebur¬ 
ger Straße 13 verübt, wo ebenfalls Men¬ 
schen mit türkischem Migrationshinter¬ 
grund wohnten. Neun von ihnen erlit¬ 
ten teils schwere Verletzungen. 

Aber auch heute, 20 Jahre danach, ste¬ 
hen die Überlebenden der Familie Ars¬ 
lan noch im Fadenkreuz der Faschisten. 
In der Nacht zum 1. November tauch¬ 
ten in Mölln und besonders in der Um¬ 
gebung des ehemaligen Wohnhauses 
der Familie Arslan zahlreiche Neona¬ 
zi-Graffitis mit dem Schriftzug „Nati¬ 
onaler Sozialismus jetzt“ auf. Die bei¬ 
den Brandstifter die zu zehn Jahren 
Haft nach dem Jugendstrafrecht bzw. 
zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe 


verurteilt wurden sind inzwischen bei¬ 
de wieder auf freiem Fuß - nach sieben¬ 
einhalb bzw. 14 Jahren. 

Brandanschlag von 
Solingen vor 19 Jahren 

Am 29. Mai 1993 entzündeten Neo-Na¬ 
zis in Solingen ein Zweifamilienhaus, 
das von Menschen türkischer Abstam¬ 
mung bewohnt war. 

In den Flammen starben fünf Men¬ 
schen Saime Geng (4), Hülya Geng 
(9), Gülüstan Öztürk (12), Hatice Geng 
(18), Gürsün Ince (27). Ein sechs Mo¬ 
nate alter Säugling, ein dreijähriges 
Kind und der 15 Jahre alte Bekir Geng 
wurden mit lebensgefährlichen Ver¬ 
letzungen ins Krankenhaus gebracht; 
14 weitere Familienmitglieder erlitten 
zum Teil schwere Verletzungen. Der 
Anschlag löste heftige Reaktionen aus. 
Das Oberlandesgericht Düsseldorf 
verurteilte den 24-jährigen Haupttäter 
wegen fünffachen Mordes, 14-fachen 
Mordversuches und besonders schwe¬ 
rer Brandstiftung zu 15 Jahren Frei¬ 
heitsstrafe. 

Die drei Mittäter (18,19 und 22) wur¬ 
den zur höchsten Jugendstrafe von 
zehn Jahren verurteilt. Inzwischen sind 
alle vier Attentäter wieder auf freiem 
Fuß - zwei von ihnen wurden wegen 
guter Führung vorzeitig aus der Haft 
entlassen. 

MHad 


„Rassismus und Neofaschismus werden in unserer Gesellschaft immer noch 
heruntergespielt. Es ist Zeit, ihnen entschlossen entgegenzutreten. Das Erin¬ 
nern zu erkämpfen bleibt eine dringende gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
Als Opfer sind wir keine Statisten, sondern die Hauptzeugen des Geschehe¬ 
nen. Und wir lassen uns nicht zum Schweigen bringen - nicht durch Neonazi- 
Graffitis, nicht durch Naziaufmärsche und nicht durch rassistische Tendenzen 
in der Gesellschaft.“ 

Ibrahim Arslan, 

(überlebte als Siebenjähriger den Brandanschlag von Mölln nur knapp). 



Mölln <92 




Konzert | konser: saat 16’da /16 Uhr, Stadtwerke Arena 
(Am Schulberg): Murat Kayi, Neonschwarz, Dj mad, 

Jan Delay feat. delaydies, Sammy Deluxe, Sisters 

Organisiert durch den Freundeskreis derFamilie Arslarf'v.so^ JE 32 
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TÖTET! I 


Anma ve kmama! 

Gedenken und anklagen! 


Im Gedenken an Yeliz Arslan und Ay§e Yilmaz und 
Bahide Arsla -1992 durch einen rassistischen Brand - 
anschlag ermordet / Yeliz Arslan, Ay$e Yilmaz ve Bahide 
Arslan’m amsma -1992 yilmda irkgi bir kundaklama sonucu 
öldürüldüler. 

Demo I yürüyü§: 

17. November/kasim 2012 

12 Uhr Bahnhof Mölln /12 saat, Mölln istasyonu 
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November 1932 - Wird Hitler gestoppt? 

Intrigen, Terror und Widerstand (Teil 2) • Von Heinz Karl 



Werktätige versammeln sich am 25. Januar 1933 vor dem Karl-Liebknecht-Haus zu einer Gegende¬ 
monstration gegen den vorausgegangenen faschistischen Aufmarsch. 


S ehr bald erwies sich, wie präzis Thälmanns 
Beurteilung der Schleicher-Regierung war, 
und wie realitätsfern die bürgerlichen und 
sozialdemokratischen Prognosen. Am 4. Januar 
1933 verhandelten Papen (im Auftrag des Reichs¬ 
präsidenten) und Hitler in Köln beim Bankier 
von Schröder über die Bildung einer faschisti¬ 
schen Koalitionsregierung. Am 7. Januar traf Hit¬ 
ler sich bei Kirdorf mit führenden Unternehmern, 



Schleicher (links) und sein Vorgänger Papen 

am 17. Januar verhandelte er mit Hugenberg, am 
18. und 22. Januar wieder mit Papen. 

Für die ausschlaggebenden Kräfte des Großka¬ 
pitals und die mit ihnen verbundenen politischen 
und militärischen Machteliten waren die faschis¬ 
tische Nazipartei und ihr Chef die optimale politi¬ 
sche Variante. Mit ihnen verband sich mehr als mit 
jeder anderen politischen Kraft die Erwartung auf 
eine rücksichtslose, vor nichts zurückschreckende 
Durchsetzung ihrer Profit- und Machtinteressen, 
der hemmungslosen terroristischen Bekämpfung 
aller Gegner dieser Interessen, verbunden mit der 
weitgehenden (alle reaktionären Konkurrenten 
übertreffenden) Fähigkeit, durch skrupelloseste 
und dreisteste Demagogie Massen irrezuführen, 
sie systematisch zu beeinflussen und längerfristig 
zu kontrollieren. Aus diesen Besonderheiten er¬ 
klärt sich auch, dass sie nach der für ihre Förderer 
enttäuschenden Wahlniederlage vom November 
nicht fallen gelassen, sondern gestützt wurden. 
Diese fieberhaften Aktivitäten hinter den Kulis¬ 
sen verbanden die Nazis mit einer demonstrati¬ 
ven Steigerung ihres Terrors: in der Neujahrsnacht 
zwei Morde in Berlin und Überfälle in Hamburg, 
Wanne-Eickel, Trier, Delitzsch, Glogau und an¬ 
deren Orten; an einem einzigen Tag, am 12. Janu¬ 
ar, Terrorakte in Berlin, Köln, Breslau, Duisburg, 
Chemnitz, Koblenz, Meißen und Detmold; an die 
200 Verletzte in nur zwei Wochen; Überfälle auf 
Arbeiterlokale, Konsumläden und Erholungshei¬ 
me. 

Den faschistischen Provokationen begegnete an¬ 
tifaschistischer Widerstand. In der ersten Januar¬ 
hälfte demonstrierten in Berlin, Leipzig, Essen, 
Dortmund, Bochum, Stuttgart, Kassel und vielen 
anderen Orten viele Tausende gegen die Schlei¬ 
cher-Regierung und den braunen Mordterror. 
Als die Verhandlungen zwischen den verschie¬ 
denen ultrareaktionären Gruppierungen über 
eine Regierungskoalition in ihre entscheidende 


Phase traten, inszenierte die Nazipartei, um ihr 
politisches Gewicht als stärkste und aktivste Par¬ 
tei der bürgerlichen Reaktion zu demonstrieren, 
eine groß angelegte Provokation in der Reichs¬ 
hauptstadt. Am 22. Januar marschierten mehrere 
tausend Mann SA, beschützt von einem weit grö¬ 
ßeren Polizeiaufgebot, vor dem Karl-Liebknecht- 
Haus - dem Sitz des ZK der KPD - auf, begleitet 
vom Protest Tausender Antifaschisten. Die Polizei 
löste allein 19 Gegendemonstrationen auf, wäh¬ 
rend die Berliner Nazi-Anhänger sich fernhielten. 
Die Nazi-Provokation wurde damit beantwortet, 
dass am 25. Januar 130 000 Berliner vier Stun¬ 
den lang bei 18 Grad Frost am Karl-Liebknecht- 
Haus vorbeizogen, wo sie von Ernst Thälmann, 
John Schehr, Walter Ulbricht, Wilhelm Florin und 
Franz Dahlem begrüßt wurden. Gleichzeitig fan¬ 
den in Spandau und Oberschöneweide Parallel¬ 
kundgebungen statt. 

Am 28. Januar trat Schleicher zurück da Hinden- 
burg ihm jede weitere Unterstützung, vor allem 
eine neuerliche Reichstagsauflösung, versagte (die 
Hitler vehement ablehnte, vor der aber auch die 
SPD bangte - beide Parteien befürchteten wei¬ 
tere Verluste). Am nächsten Tage erschien „Die 
Rote Fahne“, das Zentralorgan der KPD, unter 
der Schlagzeile „Alarm! Alarm!“ Sie warnte vor 
dem faschistischen Generalangriff, der Bildung 
eines Hitlerkabinetts, und erklärte, sich „der gan¬ 
zen ungeheuerlichen Reichweite der kommenden 
Ereignisse für das weitere Schicksal des deutschen 
Proletariats bewusst, wiederholen die Kommunis¬ 
tische Partei und die RGO ihr schon am 20. Juli 
vorigen Jahres gemachtes Einheitsfrontangebot“. 
Auch die Bezirksorganisationen der KPD wand¬ 
ten sich umgehend mit Aufrufen zu Streiks und 
Demonstrationen an die Bevölkerung. Die Be¬ 
zirksleitung Ruhrgebiet erklärte: „Wenn ihr, so¬ 
zialdemokratische Klassenbrüder und Reichsban¬ 
nerkameraden, gemeinsam mit uns aufmarschiert 
und gemeinsam mit uns zur Waffe des politischen 
Massenstreiks gegen eine Papen-Hitler-Regierung 
greift, dann sehen wir in unserer kämpfenden Ein¬ 
heitsfront eine unüberwindliche Kraft!‘715/ Die 
KPD-Organisationen mobilisierten ihre Mitglie¬ 
der zur Teilnahme an den von den Behörden zuge¬ 
lassenen Kundgebungen der SPD am 29. Januar. 
An diesem Tage einigten sich Hitler und Papen 
endgültig über die Zusammensetzung der faschis¬ 
tischen Koalitionsregierung. Am 30. Januar 1933 
ernannte Reichspräsident von Hindenburg Hitler 
zum Reichskanzler. Doch dies ist schon ein neues 
Thema, das im Rahmen dieses Artikels nicht er¬ 
örtert werden kann. 

Gab es eine Alternative? 

War der schließliche Erfolg der zur faschistischen 
Diktatur drängenden bürgerlichen Reaktion un¬ 
vermeidlich? Das ist eine zentrale, aber auch au¬ 
ßerordentlich komplizierte Frage, Man kann sie 
weder mit Ja noch mit Nein unwiderlegbar be¬ 
antworten. 


Sicher ist nur zweierlei: Zum einen, dass dieses 
faschistische Regime von den ökonomischen, po¬ 
litischen, militärischen und bürokratischen Macht¬ 
eliten des bürgerlichen Deutschland erstrebt und 
durchgesetzt wurde. Zum anderen, dass alle poli¬ 
tischen Entscheidungen, die zu diesem Ergebnis 
führten, nicht durch die Bürger, die Wähler, die 
Massen, sondern durch diese Machteliten getrof¬ 
fen wurden. Nicht Wahlen entschieden, sondern 
Lobbyismus und Intrigen. Bezeichnend ist, dass 
ausgerechnet der große Verlierer der erst kurze 
Zeit zurückliegenden allgemeinen Wahlen, der 
Chef der in der Novemberwahl schwer ange¬ 
schlagenen Nazipartei, an die Spitze der Regie¬ 
rung gelangt. 

Gab es eine Kraft, die dies hätte verhindern, die 
Bestrebungen und Ränke der Machteliten hätte 
durchkreuzen können? Die - insbesondere seit 
den 90er Jahren - wiederholt vorgetragene Auf¬ 
fassung, auch eine gemeinsam handelnde Arbei¬ 
terbewegung hätte keine Chance gehabt, wurde 
jedoch nie auch nur annähernd begründet. Ich 
meine, übereinstimmend mit Wolfgang Abendroth 
und Willy Brandt, dass gerade in der aktiv und ko¬ 
ordiniert auftretenden Arbeiterbewegung - wie 
beim Kapp-Putsch 1920 - der Schlüssel des Er¬ 
folges gelegen hätte, 

Ausschlaggebend für die schrittweise Realisierung 
der faschistischen Bestrebungen war das Handeln 
(die Handlungsfähigkeit und -bereitschaft) staat¬ 
licher Machtorgane und ihrer bewaffneten Kräfte 
(Reichswehr und Polizei). Und diese handelten, 
weil sie sicher waren keinem geschlossenen Wi¬ 
derstand zu begegnen. Ihre Taktik war stets da¬ 
rauf gerichtet, eine solche Situation unter allen 
Umständen zu vermeiden. Ohne die durch Erfah¬ 
rung geprägte Gewissheit, dass die SPD-Führung 
kampflos kapitulieren würde, wäre der Papen- 


Putsch am 20. Juli 1932 nicht inszeniert worden. 
Dies bestimmte auch das Handeln der Reaktion 
im Herbst 1932 und Januar 1933. 

Warum kam die Aktionseinheit der Arbeiterbe¬ 
wegung, deren Keim nur das Zusammenwirken 
der beiden großen Arbeiterparteien sein konn¬ 
te, nicht zustande? Ausschlaggebend dafür war, 
dass - wie oben (vor allem im Zusammenhang mit 
der grundsätzlichen Entscheidung des SPD-Par- 
teiausschusses am 10. November 1932) ausführ¬ 
lich belegt - der entscheidende potenzielle Part¬ 
ner der KPD, die die Politik von SPD und ADGB 
bestimmenden Kräfte, grundsätzlich (und völlig 
unabhängig von der Politik und dem konkreten 
Verhalten der KPD!) gegen eine Zusammenar¬ 
beit waren. 

Jedoch wäre bei einem konsequenteren und über¬ 
zeugenderen Bemühen der KPD um ein Zusam¬ 
mengehen mit der Sozialdemokratischen Partei, 
ihren offiziellen Strukturen und Führungsgremien, 
bei genereller und rascherer Überwindung sek¬ 
tiererischer, provozierender, emotionsgeladener 
Parolen der Druck auf die sozialdemokratischen 
Führungskräfte größer und vielleicht ausreichend 
gewesen, um sie zum Einlenken zu bewegen. 
Natürlich hätte ein Zustandekommen der Ein¬ 
heitsfront nicht automatisch den Erfolg garan¬ 
tiert - dafür war das politische und gesellschaft¬ 
liche Kräfteverhältnis viel zu labil und unsicher 
(aber eben für beide Seiten). Aber sie wäre die 
unumgängliche Voraussetzung eines möglichen 
Erfolges gewesen. 

Anmerkung 

/15/Die Antifaschistische Aktion. Dokumentation 
und Chronik, Berlin 1965, S. 348. 

(Teil 1 erschien in der UZ vom 9. November) 


Stalin: Geschichte und Kritik 

Zu Domenico Losurdos Buch 


Über Stalin ist noch nicht das letzte Wort gespro¬ 
chen und kein abschließendes Urteil gefällt. Jede 
Generation von Historikern beschäftige sich er¬ 
neut mit ihm, schreibt die Zeitschrift „Osteuropa“ 
(04/2012). So ist es nicht weiter verwunderlich, 
dass vor einigen Monaten die deutsche Überset¬ 
zung von Domenico Losurdos Buch „Stalin. Ge¬ 
schichte und Kritik einer schwarzen Legende“ er¬ 
schienen ist. 

Seitdem es erschienen ist, wird es in der linken Pu¬ 
blizistik teilweise kontrovers besprochen. Es wird 
dabei deutlich, dass dies meist entlang der ideo¬ 
logischen Gräben geschieht. Ablehnung erfährt 
das Buch vor allem vonseiten der trotzkistischen 
Presse. So wird Losurdo vorgeworfen, er wolle die 
schwarze Legende um Stalin in eine weiße ver¬ 
wandeln. Gänzlich ist diese Kritik nicht von der 
Hand zu weisen. 

In weiten Teilen des Buches verwendet Losurdo 
die Methode des Vergleichs. In der Geschichts¬ 
wissenschaft ist der Vergleich eine anerkannte 
Methode - mit Beschränkungen. Vorzüge hat sie 
bei der Erstellung von Typologien, Mustern und 
Verlaufsformen, schreiben die Historiker Ro¬ 
land Scheel und Dittmar Schorkowitz. Wie gro¬ 
ße Revolutionen verlaufen, hat Losurdo bereits 
in einem vorangegangenen Werk untersucht. In 
seinem Stalinbuch nimmt er aber diesen Faden 
wieder auf und zeigt, dass sowohl die Glorreiche 
Revolution in England, die Große Französische 
Revolution und die Oktoberrevolution in ihrem 


Verlauf ähnlich waren. Diese eindrucksvolle Dar¬ 
stellung beschränkt sich allerdings auf drei Ka¬ 
pitel (Kapitel 2 bis 4). In den anderen Kapiteln 
nimmt der Vergleich die Form des schematischen 
Gegenübersteilens mit der „westlichen Welt“ an. 
Das wirkt sich negativ aus, denn es bleibt der Ein¬ 
druck zurück, ganz so schlimm könne die Zeit 
nicht gewesen sein. 

Im ersten Kapitel setzt sich Losurdo mit der Ge¬ 
heimrede Chrustschows auseinander. Dieser hatte 
„das Bild eines krankhaft blutgierigen, eitlen und 
recht mittelmäßigen oder auf intellektueller Ebe¬ 
ne sogar lächerlichen Diktators skizziert“ (S. 15). 
Bis zum Ende der Sowjetunion hat dieses Bild die 
Geschichtswissenschaft geprägt. Aber mit dem 
Ende des Kalten Krieges setzte sich im englisch¬ 
sprachigen Raum eine neue Historikergeneration 
durch und Stalins Handeln wurde mehr aus Kon¬ 
texten und Strukturen heraus erklärt. Als Beispiel 
sei nur der US-amerikanische Historiker Lars T. 
Lih angeführt, der die Briefe Stalins an Molotow 
analysierte, und er konnte nachweisen, dass Stalin 
ein rational handelnder Mensch war und zahlrei¬ 
che besondere Fähigkeiten hatte. 

In den Kapiteln 2 bis 4 greift Losurdo seine Re¬ 
volutionstheorie wieder auf und versucht mit ihr, 
die komplexe Geschichte der Oktoberrevolution 
bis zu Stalins Tod zu untersuchen. Das Hauptau¬ 
genmerk legt er dabei auf die Dialektik Saturns, 
wie er es nennt. Saturn hatte in der römischen My¬ 
thologie seine eigenen Kinder gefressen, nur um 


selbst nicht vom Götterthron gejagt zu werden. 
Warum beginnen die Revolutionäre nach einer 
erfolgreichen Revolution sich gegenseitig zu be¬ 
kämpfen? Damit eine Revolution langfristig sieg¬ 
reich sein könne, so Losurdo, müsse sie den Ideen 
der Gleichheit und Allgemeinheit einen konkre¬ 
ten und bleibenden Inhalt verleihen. Dabei müs¬ 
se die neue Führungsgruppe jene Ideen von der 
naiven Form reinigen und mit einem realistischen, 
zeitgemäßen Inhalt füllen, was unvermeidlich zu 
Konflikten führt. „Im Verlauf dieses schwierigen 
Übergangs beginnt die revolutionäre Front, die 
sich bis dato zumindest dem Schein nach durch 
Einstimmigkeit ausgezeichnet hatte, die ersten 
Risse und die ersten Zerrüttungen aufzuweisen, 
und kommen die Enttäuschungen, die Entzaube¬ 
rung, der Vorwurf des Verrats auf.“ (S. 140) „Die 
Anschuldigung oder der Verdacht des Verrats 
taucht bei jeder Wendung dieser besonders kom¬ 
plexen Revolution auf, die von der Notwendigkeit 
der Regierungsgeschäfte dazu geführt wird, ge¬ 
wisse ursprüngliche utopistische Motive zu über¬ 
denken, und die jedenfalls gezwungen ist, ihre 
großen Ambitionen an der extremen Schwierig¬ 
keit der objektiven Lage zu messen.“ (S. 55) An 
den Beispielen der Gleichheit, der Familie, des 
Eigentums und des Staates zeigt Losurdo, wie 
unter den Bolschewiki ein Klima des Misstrau¬ 
ens entstehen konnte, dass dann in einen offenen 
Machtkampf der verschiedenen Fraktionen gip¬ 
felte. Verschärfend kommt hinzu - was Losurdo 
aber nicht schreibt -, dass man damals offenbar 
glaubte, unter Folter gemachte Geständnisse seien 
wahr. Lars T. Lih hat dieses Denken Stalin nach¬ 
gewiesen. Wen wundert es dann noch, dass sich 


die Lager mit angeblichen Spionen und Saboteu¬ 
ren füllten? 

Die Kapitel 5 bis 8 handeln von der Totalitaris¬ 
musdoktrin und dem Selbstbildnis der westlichen 
Welt. Mit viel Engagement zeigt Losurdo, dass 
Stalin auf keinen Fall mit Hitler gleichzusetzen 
ist. Dennoch bleiben Fragen. Losurdo zeigt, z.B. 
dass Stalin kein Antisemit gewesen sein könne 
und die Sowjetunion keine antisemitische Politik 
betrieben haben kann, während man prominente 
westliche Politiker doch als Antisemiten ansehen 
kann (S. 251-296). Aber auf die Quotierung von 
Juden an sowjetischen Hochschulen geht er nicht 
ein. Auch nicht auf die Zerschlagung des jüdischen 
antifaschistischen Komitees und die Hinrichtung 
ihrer Anführer, weil sie angeblich die Krim von 
der Sowjetunion abtrennen wollten. Auch nicht 
auf die antizionistische Kampagne nach dem 
„Ärztekomplott“. 

Das Buch hat Mängel. Dennoch ist es lesenswert 
und einer Diskussion würdig, zumal der deutsche 
Leser über viele Ergebnisse der englischsprachi¬ 
gen Geschichtswissenschaft nicht informiert sein 
dürfte. Besonders die Kapitel 2 bis 4 sind hervor¬ 
zuheben. Losurdos Revolutionstheorie zeigt, dass 
jede linke Bewegung wissen oder herausfinden 
muss, wie sie ihre Ziele konkret umsetzen kann. 
Beschränkt sie sich auf abstrakte Ziele, wird der 
Verdacht des Verrats ihr ständiger Begleiter sein. 

Bernd Müller 

Domenico Losurdo: Stalin. Geschichte und Kritik 
einer schwarzen Legende. Mit einen Essay von 
Luciano Canfora; 2012; Köln: Papyrossa Verlag; 
22,90 Euro; ISBN: 978-3-89438-496-8 






m unsere zeit 


Kultur 


Freitag, 16. November 2012 11 


Rosa L. in Kunst, Karikatur und Plakat 


Ausstellung im Vorfeld der Rosa-Luxemburg-Konferenz der „jungen Welt“ 


R osa L. im künstlerischen Spiegel 
von Malerei und Grafik aus den 
zwanziger Jahren bis zur Gegen¬ 
wart zeigt die jW-Ladengalerie in der 
Nähe des Rosa-Luxemburg-Platzes 
in Berlin seit 8. November bis zum 
18. Januar. Die Ausstellung von 45 
Originalen und Kopien ist als mittel¬ 
fristig vorausschauender Beitrag zum 
LLL-Wochenende 2013 zu verstehen, 
für das die theoretisch fundierte Rosa- 
Luxemburg-Konferenz der Tageszei¬ 
tung „junge Welt“ seit den 90er Jah¬ 
ren ein Markenzeichen ist. Hervorge¬ 
hoben wird die bewährte Kooperation 
mit Dagmar Rubisch von der Rosa-Lu- 
xemburg-Stiftung. Die Auswahl beruht 
auf einer umfänglichen Sammlung des 
Berliners Hans Hübner und auf Leih¬ 
gaben. Neben Einzelblättern, Plakaten 
und Kleinreliefs werden auch Repro¬ 
duktionen aus der deutschen, französi¬ 
schen, italienischen, sowjetischen oder 
dänischen Presse, aus Büchern und 
Zeitschriften gezeigt. In die zusammen¬ 
getragenen „Kunst-Stücke“ gingen Er¬ 
werbungen vom Kunstmarkt des UZ- 
Pressefestes und Ergänzungen aus dem 
Archiv von Prof. Anneliese Laschitza 
ein, die als Biografin von Rosa Luxem¬ 
burg wie auch von Karl Liebknecht an¬ 
erkannt ist. 

Für den Zeitgeist in der alten Bun¬ 
desrepublik erwähnte Hans Hübner 
die zielführende antikommunistische 
Kampagne von 1973/74 gegen Brief¬ 
marken der Deutschen Bundespost 
mit Rosas Konterfei im Wert von ins¬ 
gesamt 30 Millionen DM. Sie wurden 
damals eingestampft. Stellvertretend 
für jene westdeutschen Künstler, die 
in den 70er und 80er Jahren gegen den 
Strom schwammen, sind Arbeiten von 
Renate Sendler-Peters, Stefan Siegert, 
Michael Mathias Prechtl und ande¬ 
ren zu sehen. Blätter z.B. von Herbert 
Sandberg, Arno Mohr, Barbara Tuchol- 
ke oder Harald Kretzschmar repräsen¬ 
tieren neben anderen eine vielfältige 
Beschäftigung mit dem Thema in der 
DDR. Allerdings reicht der große his¬ 
torische Bogen in der Ladengalerie von 
der „Roten Fahne“ 1918, Conrad Felix¬ 
müller und George Grosz 1919, Max 
Schwimmer 1929, Max Lingner 1932 
und Sella Hasse 1945 über Beispiele 
aus Israel, den Niederlanden und den 
USA bis hin zu Rolf Biebl 2008 und zu 
Rainer Ehrt 2011. 

jW-Chefredakteur Arnold Schölzel 
hatte bei der Ausstellungseröffnung 
an den notwendigen Widerstand ge¬ 
gen eine beliebte Methode des „Ge¬ 
denkens“ erinnert, mit der in der 
Bundesrepublik stets die reaktionäre 
Blutspur der deutschen Geschichte ge- 


Marianne Konze, die frühere Frauen¬ 
verantwortliche der DKP, hat unter 
dem Titel „Links war ich immer“ einen 
kleinen Lebensrückblick gehalten, den 
sie auf 60 Seiten selbst herausgegeben 
hat. Das Heft über ihre Erinnerungen 
ist kurzweilig und doch einprägsam, 
was die Vermittlung ihrer Botschaften 
an den Leser betrifft. 

Mit ihrer Erzählform von Kurzge¬ 
schichten und Ereignissen im gemein¬ 
samen Leben der Konzes werden die 
großen gesellschaftlichen Ereignis¬ 
se und die privaten Lebensgeschich¬ 
ten gestreift und aus der Sicht einer 
konsequenten Friedensaktivistin und 
Frauenrechtlerin entsprechend bewer¬ 
tet und uns als ein Vermächtnis mit auf 
den Weg gegeben. 

Marianne Konze hat sich immer ein¬ 
gemischt, bis auf den heutigen Tag. So 
wurde sie 2004 in Gelsenkirchen für die 
PDS in die Bezirks Vertretung gewählt 
und war dort gleich als Alterspräsiden¬ 
tin, wie ihr großes Vorbild Clara Zetkin 
im Deutschen Reichstag, für die Rechte 
der Frauen in Gelsenkirchen aktiv. 
Marianne und ihr Mann Robert sind 
ein bekanntes kommunistisches Ge¬ 
spann und haben alle persönlichen und 
politischen Höhen und Tiefen durch¬ 



Rainer Ehrt,„Den großen Kladderadatsch ...", Acryl, 2011 (v. I. n.r. Clara Zetkin, Karl Liebknecht, August Bebel, Gustav Noske, 
Philipp Scheidemann, Friedrich Ebert; auf dem Stuhl: Rosa Luxemburg. 


leugnet und verdrängt wurde und wird. 
Daher ließen einige Künstler zum 90. 
Jahrestag der Ermordung von Karl 
und Rosa vor der Haustür der „jungen 
Welt“ in Berlin ein Duplikat der Bron¬ 
zeplastik „Rosa Luxemburg“ von Rolf 
Biebl aufstellen. Sie „blickt“ seitdem 
von der Weydinger-/Ecke Linienstraße 
zum Karl-Liebknecht-Haus am Rosa- 
Luxemburg-Platz und erinnert an eine 
peinlich-anpasserische Kampagne aus 
den Reihen der PDS 1997. Angesichts 
der Diskussion um die Aufstellung 
des originalen Gusses von Biebls Lu¬ 
xemburg-Skulptur hatte sich der spä¬ 
tere Kultursenator Flierl damals par¬ 
teiintern gegen den Aufstellungsort 
im Eingangsbereich der PDS-Zen¬ 
trale gewandt und den „vormodernen 
Kunstbegriff“ des Vorhabens kritisiert. 
In diesem Sinn wurde Rosa Luxem¬ 
burg 1999 vor das ND-Gebäude am 
Franz-Mehring-Platz „ausgelagert“. 
Flierls These, mit ihrer Denkmal-Eh¬ 
rung durch die PDS am Liebknecht- 
Haus und am Luxemburg-Platz wür¬ 
de die Partei „kulturell im Pleistozän“ 
verschwinden (etwa 2,5 Millionen Jah¬ 
re v.u.Z. bis 10 000 Jahre v.u.Z.), sorgt 
noch heute für Heiterkeit. 


Im zweiten Teil der Eröffnungsveran¬ 
staltung boten Gina Pietsch und ihr 
musikalischer Begleiter Uwe Strei- 
bel eine vertonte lyrische Hommage 
an Rosa Luxemburg: „Nachgeboren“. 
Dem 2009 von der Rosa-Luxemburg- 
Stiftung angeregten Werk der Pots¬ 
damer Autoren Christa Müller (Text) 
und Christian Kozik (Musik) folgten 
die Zuhörer nachdenklich und sicht¬ 
lich bewegt. 

Die 1936 geborene Dichterin setzt dar¬ 
in ihre kritische Reflexion auf das rück¬ 
wärts gedrehte Rad der Zeit in Bezie¬ 
hung zum „Heldentod“ des Vaters und 
zur Nachkriegsprägung der Mutter. In 
der unpathetischen, differenzierenden 
Interpretation erschließen sich „Ver¬ 
rat und Dummheit“ als Bindeglieder 
der erinnernden Abschnitte, von Ro¬ 
sas Ermordung bis zu den Leipziger 
Oktober-/Dezember-Ereignissen 1989. 
„Sie hat alles gegeben/ihre Kraft, ihren 
Geist und ihr Leben/es haben Sozial- 
demokraten/Ebert, Scheidemann und 
Noske/die Revolution verraten./Rede, 
Klio, Rede!“, heißt es in einem Song 
der Hommage. Und über die neuerli¬ 
che Konterrevolution vor zwei Jahr¬ 
zehnten: „Den Haß meiner Feinde 


atmend trug ich die Fahne ins Leere/ 
die Macht lag verdutzt auf der Stra¬ 
ße/ich stieg drüber weg/bückte mich 
nicht sie aufzuheben/war in der Men¬ 
ge allein/.. ./den Haß meiner Feinde at¬ 
mend rollt 4 ich/bespuckt und verhöhnt/ 
die Fahne zusammen/ging in die Lega¬ 
lität des Waldes/zu Bäumen - meinen 
Genossen -/hundert Setzlinge pflanzte 
ich diesen Tags um die Stange/trockne¬ 
te Schweiß und Tränen im Tuch. Wenn 
diese ein Wald sind/sagte ich/ist eine 
andere Zeit“. 

Bertolt Brecht und Kurt Weill hat¬ 
ten bei der konzeptionellen Vortrags¬ 
rahmung „mitzureden“. Gina Pietsch 
besang den wundersamen „Opal des 
Himmels“ in der metaphorischen Bal¬ 
lade „Vom ertrunkenen Mädchen“. In 
diesem 1927 entstandenen Nachgang 
zur 1919 geschriebenen „Ballade von 
der roten Rosa 44 - eingangs gebo¬ 
ten - scheinen erstmals Ansätze von 
Brechts historisch-dialektisch gepräg¬ 
tem Denken auf: Das Rad der Ge¬ 
schichte dreht sich, die Nacht weicht 
dem Tag. 

Hilmar Franz 


„Links war ich immer“ 

Zu den Lebenserinnerungen von Marianne Konze 


lebt. Sie waren nach dem Krieg Mitbe¬ 
gründer der FDJ, Mitglieder der KPD 
und haben als Kinder die Bedrohung 
ihrer Familien, ihrer Eltern durch die 
Faschisten am eigenen Leibe gespürt 
und kennen gelernt. Marianne in Thü¬ 
ringen, Robert im Ruhrgebiet. Auf der 
Rosa-Luxemburg-Schule lernten sie 
sich Anfang der 50er Jahre als junge 
FDJler kennen und lieben. Marianne 
zog in den Westen zu Robert, zu einer 
Zeit, in der mit dem FDJ- und KPD- 
Verbot die Kommunistenverfolgung in 
Westdeutschland einsetzte. 

Sie waren an vorderer Stelle beim Auf¬ 
bau der internationalen Frauen- und 
Friedensbewegung sowie der Gewerk¬ 
schaftsbewegung aktiv. Robert Konze 
wurde wegen seiner illegalen Tätigkeit 
in der KPD und seines Engagements 
für die Friedensbewegung mehrfach 
verhaftet und verfolgt und musste Ma¬ 
rianne mit den familiären Sorgen und 
Nöten allein lassen, was sie niemals 
hinderte, selbst aktiv zu werden und 
für die Rechte der Frauen einzutreten. 
Ohne das eigenständige Frauenpro¬ 
gramm der DKP hätten wir bis zum 
heutigen Tag nie eine solche tiefe Ver¬ 
ankerung auch in der Friedensbewe¬ 
gung erhalten. Das ist nicht zuletzt 


ein Verdienst der Arbeit von Marian¬ 
ne Konze und ihres Mannes. Es wäre 
ein Fehler, diesen Beitrag der Frau¬ 
en gering zu schätzen. Häufig sucht 

Links war ich immer 

Erinnerungen von MariwMve Kfflräe 



man ja nach subjektiven Fehlern, die 
man doch so gern für den Verlauf der 
Geschichte verantwortlich machen 
möchte. Da wird auch die Friedens¬ 
bewegung oder die Frauenbewegung 
genannt, oder aber die Bedeutung der 
Arbeit der Genossinnen und Genos¬ 
sen in diesem Bereich völlig unter¬ 
schätzt. 

Das Frauenprogramm der DKP hat in 
allen Bereichen eine gesellschaftspoli¬ 
tische Diskussion über die Rechte der 


Frauen angestoßen und auch zu einer 
Erneuerung gesellschaftlicher und par¬ 
teipolitischer Strukturen bis zum heu¬ 
tigen Tag geführt. Dies ist ein histori¬ 
scher Prozess, der sich auch noch weiter 
entwickeln und vertiefen wird. 

Clara Zetkin rief die Völker, die Frau¬ 
en und die Jugend vor fast 100 Jahren 
auf der Berner Konferenz gegen den 
Krieg auf und begründete mit dieser 1. 
Internationalen Frauenkonferenz die 
Frauen- und Friedensbewegung für 
die wir heute immer noch gemeinsam 
streiten und eintreten. Dabei steht die 
ehemalige Frauenverantwortliche der 
DKP, Marianne Konze, bis heute an 
besonderer Stelle, weil mit dem Frau¬ 
enprogramm der DKP und ihrem per¬ 
sönlichen Engagement dafür Pflöcke 
gesetzt wurden, die letztlich wieder zu 
einem Erstarken der Bewegungen füh¬ 
ren werden. 

Wir sollten das Heft von Marianne 
Konze nutzen, um die Bedeutung des 
Kampfes für die Rechte der Frauen zu 
erkennen und zu wahren, gegen Dik¬ 
tatur der Bourgeoisie und Krieg, für 
Völkerverständigung und Frieden, für 
das Selbstbestimmungsrecht der Völ¬ 
ker heute. 

Ulrich Farin 


Alte Kinderlieder, 
neu aufbereitet 

„Dunkel war‘s der Mond 
schien helle“ 

Zaches und die Grenzgänger sind seit 
Jahren dafür bekannt, Geschichte in 
Musikform zu dokumentieren und al¬ 
tes Liedgut in neuem Gewand zu prä¬ 
sentieren. Dabei entstehen beeindru¬ 
ckende Konzeptalben wie „1920 - Lie¬ 
der der Märzrevolution“. 

Nun hat die Gruppe als neues Projekt 
eine CD mit einer historischen Aus¬ 
wahl bekannter und weniger bekann¬ 
ter deutscher Kinderlieder veröffent¬ 
licht. - Die Idee dazu ist nicht neu: 
schon vor vielen Jahren hat die Bayeri¬ 
sche „Biermösl Blosn“ gemeinsam mit 
ihren Kindern ein Kinderliederalbum 
zur Wahrung des Bayerischen Kinder¬ 
liederschatzes produziert. 

Das Titellied des Albums, „Dunkel 
war 4 s der Mond schien helle“ (ein Ge¬ 
dicht, das wohl jeder aus seiner Kind¬ 
heit kennt und dessen Text um 1900 
erstmals gedruckt wurde), ist charak¬ 
teristisch für die Stärken der Grenzgän¬ 
ger. Sie haben zu dem Reim eine gut 
passende Melodie komponiert und ein 
schönes Lied daraus gemacht. 

Unter den 21 eingespielten Titeln fin¬ 
den sich Ohrwürmer vieler Kinderge¬ 
nerationen, wie „die Affen rasen durch 
den Wald“ (ein Klassiker der „Mundor¬ 
gel 44 im Reggae-Rhythmus), oder „Mei¬ 
ne Oma fährt im Hühnerstall Motor¬ 
rad“. Im umfangreichen und schön auf¬ 
gemachten Begleitheft zur CD gibt es 
einige Anreize zur persönlichen Wei¬ 
terentwicklung des Liedes, wie (heute 
besonders aktuell) „Meine Oma fährt 
im Panzer zum Finanzamt“. 

Es gibt aber auch Kinderlieder ohne 
Text, wie den „Schleifer“, eine Tanz¬ 
melodie aus dem nördlichen Bayern, 
überliefert aus dem Jahr 1750. 
Überfliegt man die Beschreibung der 
aufgenommenen Lieder, stellt man fest, 
dass die Mehrzahl davon historisches 
Material im wahrsten Sinn des Wortes 
ist. Manche der überlieferten Kinder¬ 
lieder stammen aus dem Mittelalter, 
viele aus dem neunzehnten oder dem 
frühen zwanzigsten Jahrhundert. Die 
Aufnahmen sind musikalisch in hoher 
Qualität eingespielt, abwechslungs¬ 
reich geordnet und werden - je nach 
Stimmung und Inhalt des Liedes - lus¬ 
tig oder nachdenklich interpretiert. 
Trotzdem vermittelt das Album der 
Grenzgänger mit dieser Zusammen¬ 
stellung auch historische Unvollstän- 
digkeit und Begrenztheit. Warum feh¬ 
len die fortschrittlichen Kinderlie¬ 
der der BRD aus den Siebzigern wie 
„Die Rübe“ (Christiane & Frederik), 
„Baggerführer Willibald“ oder „Kalles 
Freundin“ (Dieter Süverkrüp) - und 
natürlich auch die Beispiele der reich¬ 
haltigen Kinderliederkultur der DDR, 
die 40 Jahre lang für ein humanisti¬ 
sches, friedliches und sozialistisches 
Deutschland stand. Durch das Feh¬ 
len dieser Kinderlieder (und ihrer da¬ 
mit verbundenen geschichtlichen Ab¬ 
schnitte) bekommt das Album trotz sei¬ 
ner Professionalität etwas Altbackenes. 
Kinderlieder sind keine politischen 
Lieder, aber: Kinderlieder sind trotz¬ 
dem nicht unpolitisch. Sie widerspie¬ 
geln immer die sozialen Verhältnis¬ 
se und die Geschichte - Not, Hunger, 
Krieg. Vor diesem Hintergrund fallen 
mir auf Anhieb zwei bekannte volks¬ 
tümliche Kinderlieder ein, die auf dem 
Album fehlen: „In Mueders Stübele“ 
und „Maikäfer flieg“ (entstanden ca. 
1800). Werner Lutz 



Die CD kann bestellt werden für 13,- Euro+Versandkos¬ 
ten beim Neue Impulse Versand, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen, Tel.: (0201) 24 86 482, E-Mail: info@neue- 
impulse-verlag.de 
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„Keine Rendite mit der Miete!“ 

Berlinerinnen demonstrieren gegen hohe Mieten und 
Zwangsräumungen 


Protest gegen Berufsverbote 

DKP, GEW, SPD, Grüne und „Die Linke“ fordern Rehabilitierung 



Protestaktion vor dem Landtag in Hannover. 


D as Thema „Berufsverbot“ stand 
am Freitag, 9. November, auf der 
Tagesordnung in der Plenumssit¬ 
zung des niedersächsischen Landtages. 
Begleitet wurde die Sitzung von Pro¬ 
testaktionen gegen Berufsverbote und 
„Radikalenerlass“ Bereits im Vorfeld 
der Plenumssitzung wurde dem nie¬ 
dersächsischen Ministerpräsidenten 
David McAllister am Rande einer öf¬ 
fentlichen Pressekonferenz ein von 21 
Betroffenen der Berufsverbote Unter¬ 
zeichneter offener Brief überreicht. 
Auch die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) und die Fraktio¬ 
nen von SPD, Grünen und der Partei 
„Die Linke“ solidarisierten sich mit den 
Forderungen, die Betroffenen 40 Jahre 
nach dem Radikalenerlass endlich zu 
rehabilitieren. GEW-Landesvorsitzen- 
der Eberhard Brandt verwies auf das 
Bundesland Bremen, das inzwischen 
die Berufsverbotepolitik durch einen 
einmütigen Beschluss der Bürgerschaft 
aufgehoben hat. Sigrid Leuschner von 
der SPD-Landtagsfraktion erinner¬ 
te daran, dass Willy Brandt und auch 
Helmut Schmidt die Berufsverbote als 
Irrtum bewertet hätten. Aus eigener Er¬ 
fahrung berichtete Klaus-Peter Bach¬ 
mann, innenpolitischer Sprecher der 
SPD-Fraktion, vom Umgang mit „Lin¬ 
ken“. Helge Limburg, Fraktion Bünd¬ 
nis 90/Grüne, erinnerte an den Europäi¬ 
schen Gerichtshof, der die Berufsverbo¬ 
te als rechtswidrig verurteilt habe. 
Hans-Henning Adler, Fraktionsvor¬ 
sitzender der Partei „Die Linke“ im 
niedersächsischen Landtag, der selber 
von Berufsverboten betroffen war - ihn 
war untersagt worden, als Notar tätig 
zu werden - erklärte: „Wir werden das 
Thema in der nächsten Legislaturperio¬ 
de garantiert wieder aufgreifen. Unsere 
Idee ist, neben der politischen Rehabi¬ 


litierung auch einen Härtefond einzu¬ 
richten, aus dem diejenigen entschädigt 
werden sollen, die es sozial besonders 
hart getroffen hat und die jetzt bei Ein¬ 
tritt in das Rentenalter spürbare Be¬ 
nachteiligungen erfahren müssen. Das 
Unrecht, das geschehen ist, darf sich 
nicht bis ins Rentenalter perpetuieren.“ 
Die Sitzungsleitung zog den entspre¬ 
chenden Tagesordnungspunkt 56 vor 
und ging gleich zur Abstimmung ohne 
Aussprache über. Die vorgesehenen 
Redebeiträge von Sigrid Leuschner 
(SPD) und Christel Wegener (DKP) 
konnten nicht gehalten werden. Sigrid 
Leuschner wollte fordern, den histori¬ 
schen Kontext zu berücksichtigen, der 
zur Verabschiedung des Radikalener¬ 
lasses geführt habe. Der Landtag sei 
vielmehr verpflichtet, „aus politischen 
Fehlern zu lernen und daraus die Kon¬ 
sequenzen zu ziehen.“ Ebenso wollte 
die SPD-Landtagsabgeordnete daran 
erinnern, dass die Bremer Bürgerschaft 
auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen und der SPD beschlossen 
hat, den Radikalenerlass in Bremen 
aufzuheben. 

Ohne Aussprache wurde der Antrag 
mit den Stimmen der CDU und FDP im 
Landesparlament abgelehnt. Aber es 
besteht weiter Hoffnung: Am 20. Janu¬ 
ar 2013 ist in Niedersachsen die nächste 
Landtagswahl. Dann wird entschieden, 
ob die FDP wieder in den Landtag ein¬ 
zieht und wie groß der Stimmenanteil 
der CDU sein wird. Die Proteste wer¬ 
den weitergehen und der Antrag zur 
Aufhebung und Rehabilitierung der 
von den Berufsverboten Betroffenen 
wird einen neuen Anlauf nehmen. Mat¬ 
thias Wietzer - Lehrer mit zwölfjähri¬ 
gem Berufsverbot - stellte klar:“Wir 
fordern von den politisch Verantwortli¬ 
chen, dass sie diese Politik auch in Nie¬ 


dersachsen durch entsprechende Land¬ 
tagsbeschlüsse revidieren.“ 

Uwe Koopmann 


Ein Jahr nach dem Bekannt werden der 
Mord- und Anschlagsserie des „Natio¬ 
nalsozialistischen Untergrunds“ (NSU) 
haben 1 300 Menschen für die Auflö¬ 
sung des Verfassungsschutzes in Köln- 
Chorweiler demonstriert. Aufgerufen 
dazu hatte ein breites Bündnis aus an¬ 
tifaschistischen Initiativen, migranti- 
schen Organisationen, Jugendverbän¬ 
den, Bundestagsabgeordneten und 
Künstlerinnen. Den Auftakt bildete 
eine Kundgebung, auf der verschiede¬ 
ne Rednerlnnen nicht nur die Verstri¬ 
ckungen des Verfassungsschutzes mit 
der NSU thematisierten, sondern auch 
die die rassistischen gesellschaftlichen 
Verhältnisse kritisierten. 

Im Stadtteil Chorweiler, dem Sitz des 
„Dienstes“, heizte der Kabarettist Jür- 


Trotz Regens beteiligten sich etwa 
1000 Menschen an der Berliner De¬ 
monstration gegen hohe Mieten und 
Verdrängung durch den Stadtteil 
Kreuzberg, gibt das Bündnis „Keine 
Rendite mit der Miete“ an. An vor¬ 
derster Stelle steht das Bündnis ge¬ 
gen Zwangsräumungen mit den Akti¬ 
vistinnen der Initiative „Kotti und Co“. 
Seit Juli harren sie vor dem Kottbus¬ 
ser Tor in Zelten aus und protestieren 
mit dem Ruf „Wir bleiben alle!“ gegen 
die menschenverachtende Mietsteige¬ 
rungspolitik privater Gesellschaften 
wie OSW. Betroffen sind Mieterinnen 
von insgesamt 28 000 Wohnungen, für 
die die Anschlussförderung durch den 
Senat beendet wurde. Aktivistinnen 
aus diversen Gruppierungen und Or¬ 
ganisationen nahmen an der Demons¬ 
tration teil: Aktivistinnen vom aktuell 
bedrohten Sozial- und Kulturzentrum 
Yaam, die Initiativen „Wem gehört 
Kreuzberg“ und „Wem gehört Moa¬ 
bit“, Aktive von Avanti, Sozialmieter, 
de und „Stadtvernetzt“, Anwohnerin¬ 
nen der Linienstrasse im Prenzelberg 
und nicht zuletzt die am Kotti von An¬ 
fang an präsente DKP-Gruppe Fried¬ 
richshain-Kreuzberg. Auch Parteimit- 


gen Becker den Schlapphüten ein. Die 
Antifaschistische Koordination Köln 
und Umland (AKKU) verwies auf 
den Austausch von Geld und „Perso¬ 
nal“. Ein Rechtsanwalt der Opfer aus 
der Kölner Keupstraße zeigte auf, wie 
Transparenz bei der Aufdeckung der 
Verbrechen verhindert wurde. Noch 
immer gebe es keine Beratungsstelle 
für die Angehörigen. Mitat Özdemir 
aus der Keupstraße erinnerte daran, 
dass der Verfassungsschutz die Opfer 
nicht geschützt habe, vielmehr seien 
sie selbst als Täter ins Visier genom¬ 
men worden. 

Vor dem Zaun der VS-Trutzburg in der 
Merianstraße 100 erinnerte Ulrich San¬ 
der (VVN-Sprecher) am Beispiel der 
eigenen Person eindrucksvoll an 50 


glieder der Partei „Die Linke“ und der 
Grünen reihten sich ein. 

Ein besonderes Hallo galt einer lärm¬ 
schlagenden Flüchtlings-Abordnung 
und der stets aktuellen Vernetzung mit 
den zur selben Zeit unter einem Dach 
laufenden Mietdemonstrationen. Den 
Mitteilungen zufolge kam die Hambur¬ 
ger Demo auf ca. 4 000 Teilnehmerin¬ 
nen im Bündnis „Mietenwahnsinn 
stoppen“ und die Freiburger Demo auf 
ca. 1 000 Teilnehmerinnen im Bündnis 
„Recht auf Stadt“. 

Mit Spannung wurde die für den 
13. November im Berliner Abgeord¬ 
netenhaus durchgesetzte Konferenz 
zum sozialen Wohnungsbau begrüßt. 
Unter dem Motto „Nichts läuft hier 
richtig“ waren alle Teilnehmerinnen 
aufgerufen, auf die Verantwortlichen 
in Sozialsenat, Stadtentwicklungsse¬ 
nat und Senat für Integration, Arbeit 
und Frauen einzuwirken, endlich So¬ 
fortmaßnahmen zu ergreifen. Gefor¬ 
dert werden erstens ein Moratorium 
für die Jobcenter, die reale Miete im 
Sozialen Wohnungsbau anzuerkennen, 
und zweitens eine sofortige Mietsen¬ 
kung als Brückenlösung. 

H.F. 


Jahre Bespitzelung durch den Inlands¬ 
geheimdienst, der sein Personal bis in 
die oberste Spitze aus dem Spektrum 
der Alt-Nazis rekrutiert habe und nun 
mit den Neonazis kooperiere. 
Deutlich wurde in allen Beiträgen, 
dass der „Verfassungsschutz“ jegli¬ 
che Glaubwürdigkeit verloren hat, die 
Verfassung zu schützen. Die derzeiti¬ 
ge „Aufklärung“ sei nicht geeignet, die 
volle Transparenz der Untergrundtä¬ 
tigkeit zu erwirken. Aktenvernichtung 
und Schwärzung, fehlende „Kommuni¬ 
kation“ zwischen „Verfassungsschutz“ 
und der Militärspionage, dem Militäri¬ 
schem Abschirmdienst (MAD), seien 
Belege für die fortgesetzte Verletzung 
der Verfassung. 

-ler 


Verfassungsschutz auflösen! 

i 300 Menschen demonstrierten in Köln-Chorweiler 



DKP Südbayern 

Einladung zur Bezirksmitgliederversammlung 

Samstag, 15. Dezember 2012,10 bis 16 Uhr, 

München, Kulturzentrum im Giesinger Bahnhof, 

Giesinger Bahnhofsplatz 1, direkt am S- und U-Bahnhof 

Tagesordnung (Vorschlag) 

1 Eröffnung und Begrüßung 

2 Wahl der Versammlungsleitung 

3 Beschluss der Tagesordnung, der Geschäftsordnung und der Wahlordnung 

4 Wahl der Mandatskommission und Wahlkommission sowie der 
Antragskommission 

5 Referat 

6 Diskussion 

7 Wahl der Delegierten und Ersatzdelegierten zum 20.Parteitag 

8 Beratung und Beschluss über vorliegende Anträge (Antragsschluss 
am 8. Dezember 2012) 

9 Schlusswort 


Einladung an die Mitglieder der kreisfreien Parteigruppen in Südbayern 
Allgäu, Augsburg, Ebersberg, Fürstenfeldbruck, Rosenheim 

Mitgliederversammlung am 15.12.12 zur Wahl einer (eines) Delegierten 
zum 20.Parteitag (Zeitvorschlag: am Ende unserer Mittagspause) 


Bitte Mitgliedsbücher mitbringen 


Einladung zur 

Bezirksdelegiertenkonferenz der DKP Saarland, 

Die Kaputtsparer stoppen! 

Umfairteilen: Reichtum, Macht, Eigentum! 

Den Kapitalismus überwinden! 

Die Bezirksdelegiertenkonferenz findet statt am Sonntag, 2. Dez. 2012, 
in Sulzbach, Kulturzentrum Salzbrunnenhaus, Straße „Auf der Schmelz“. 
Beginn 10.15 Uhr. Einlass ab 9.45 Uhr 

Vorschlag für die Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Beschlussfassung zur Einberufung der 2. Tagung der 
Bezirksdelegiertenkonferenz 

3. Konstituierung der Konferenz 

4. Referat und Berichte 

5. Diskussion 

6. Entlastung des Bezirksvorstandes 

7. Wahlen 

8. Beratung und Beschlussfassung von Anträgen und Entschließungen 

9. Schlusswort 

Antragsschluss ist Donnerstag, 22. November. Eingeladen sind die Delegier¬ 
ten und Gastdelegierten. Das Mitgliedsbuch ist mitzubringen. 

Bezirksvorstand Saarland 



Einladung 

zur 20. Bezirks-Delegiertenkonferenz der DKP Ruhr-Westfalen 
am Samstag, dem 8. Dezember 2012. Beginn: 10 Uhr 
Ort: Janusz-Korczak-Gesamtschule, Hörster Straße 114, Bottrop 

Der Vorschlag zur Tagesordnung wird der schriftlichen Einladung an die 
Delegierten beigelegt. 

Bitte Mitgliedsbücher mitbringen. 

Bezirksvorstand der DKP Ruhr-Westfalen 


Auf zur LL-Demo nach Berlin 
DKP und SDAJ Rheinland-Westfalen 
fahren am 11./12. Januar 2013 wieder nach Berlin 

Nachtbus(se): Freitagnacht, 23.55 Uhr, ab KL-Schule, Leverkusen 
Tagbus: je nach Anmeldung 

Preise: 

Nur-Fahrt (Hin- und Rück) 30,00 Euro 

Nur-Übernachtung gibt es nicht! 

Fahrt und Übernachtung im 
Einzelzimmer 73,00 Euro 

Doppelzimmer 57,00 Euro 

Mehrbettzimmer 52,00 Euro 

Bitte möglichst früh melden bei: 

Anne Frohnweiler, anne.frohnweiler@web.de 
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D ie Massenmedien, voran ARD 
und ZDF, manipulieren so krass, 
dass es einem den Atem ver¬ 
schlägt. Man könne sich einfach 
nicht vorstellen, dass derart rotzfrech 
gelogen wird“ schreibt Willy Wahl, He¬ 
rausgeber der Zürcher Internetseite 
Seniora. Recht hat er. In unserer TV- 
Idiokratie wird selbst über Konflikte 
im Pazifik noch aus dem Blickwinkel 
USA-höriger Atlantiker berichtet. Ak¬ 
tuelles Menü für den zum Politdeppen 
verbildeten Mediennutzer: Sorgten un¬ 
sere Freunde, die USA, nicht für Ruhe 
im Streit um eine Mikro-Inselgruppe 
im Ostchinesischen Meer, dann gingen 
sich Chinesen und Japaner längst an die 
Gurgel. Bei den Inseln werde nämlich 
Erdöl vermutet. 

Die Vermutung der UNO-Asien-Wirt- 
schafts-Kommission (UN Economic 
Commission for Asia and the Far East. 
ECAFE), ist allerdings nicht neu, son¬ 
dern seit den 60er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts bekannt. Der Streit um 
das Gebiet wurde erst gefährlich, seit 
zur Jahrtausendwende die US-Ener- 
giebehörde (Energy Information Ad¬ 
ministration, EIA) das Gesamtvorkom¬ 
men - sechs verschiedene Lager unter 
dem Meeresboden sind bereits erfasst - 
auf bis zu 16 Milliarden Tonnen Öl und 
32 Milliarden Tonnen Gas schätzte, die 
zehntgrößte Fundstätte weltweit. Das 
weckte das Interesse der US-Ölmultis. 
Schlimmer noch: Wahrscheinlich gibt 
es in der angrenzenden Tiefsee Edel¬ 
metalle und Manganknollen mit hohen 
Anteilen an Kupfer, Kobalt und Nickel. 
Was weitere international agierende 
Konzerne auf den Plan rief. 

Der umstrittene, seit 1895 von Japan 
okkupierte Mini-Archipel liegt 110 
Seemeilen nordöstlich von Taiwan. 
Oder, andersrum, 210 Seemeilen süd¬ 
westlich von Okinawa. Fünf unbe¬ 
wohnte Inselchen und drei Felsen, ins¬ 
gesamt 7 qkm groß. So unscheinbar, 
dass die zu Beginn der Neuzeit vor¬ 
übersegelnden Seefahrer aus Portugal 
und später Holland sie auf ihren Kar¬ 
ten nur namenlos verzeichneten. Sind 
es nun (chinesisch) die Diäoyü-täi, oder 
(japanisch) die Senkaku-shoto? Auf 
einer guten Weltkarte findet man sie 
unter 123°30 4 27“ östlicher Länge und 
25°44‘25“ nördlicher Breite. Die Suche 
nach ihrem rechtmäßigen Eigentümer 
ist nicht ganz so einfach. 

ARD und ZDF berichteten unter Ver¬ 
zicht auf Hintergrunddaten, Japan wol¬ 
le die Eilande ihren privaten Besitzern 
(?) abkaufen. Das nutze die Regie¬ 
rung in Peking, um von parteiinternen 
Querelen im Vorfeld des Nationalen 
Volkskongresses abzulenken, indem 
sie die Inseln für sich reklamiere und 
nationalistischen Massendemonstra¬ 
tionen gegen Japan Vorschub leiste. 
Washington habe vor einer Eskalati¬ 
on gewarnt. So simpel, so platt werden 
TV-„Nachrichten“ wenn Redaktionen 
nur einfach Agenturtexte verwursten, 
90 Sekunden Korrespondentenbericht 
dranhängen und sich einen Dreck um 
Richtigkeit und Vollständigkeit sche¬ 
ren: Hauptsache antichinesische Sen¬ 
sation. 

Schön, die US-Regierung hat „vor Es¬ 
kalation gewarnt“. Jede halbwegs kri¬ 
tische Nachprüfung vor Ort hätte die 
Verlogenheit dieser Inszenierung so¬ 
fort sichtbar gemacht. Beispiel: Die 
US-Marine hatte kurz vor den dreis¬ 
ten Ankündigungen Tokios die bei¬ 
den Flugzeugträger „Eisenhower“ und 
„Stennis“ sowie amphibische Kampf¬ 
truppen in das Gebiet entsandt. Wir ha¬ 
ben es selbstverständlich nicht nur mit 
der fernöstlichen Variante eines loka¬ 
len Grenzkonflikts zu tun. Auch geht 
es nicht allein um reiche Rohstoffla¬ 
ger bei den umstrittenen Inseln. Son¬ 
dern um weit mehr: Das US-Imperium 
kreist China und Russland militärisch 
ein, um seine Weltherrschaft zu sichern. 
Washington kaschiert zugleich seine 
Jahrzehnte zurückliegenden Vertrags¬ 
brüche im Westpazifik. 

US-Schirm übereinem 
Vertragsbruch 

Erkenntnisfördernd, wenn auch längst 
nicht mehr journalistische Selbstver¬ 
ständlichkeit, ist ein Blick ins zeitge¬ 
schichtliche Archiv. Dank Internet in¬ 
zwischen eine relativ leichte Übung. 
Als ich mich vor fast 13 Jahren mit 


dem Konflikt beschäftigte, musste ich 
die historischen Daten noch in Biblio¬ 
theken und kartographischen Samm¬ 
lungen zusammensuchen: 

„Bis zum Beginn des japanisch-chine¬ 
sischen Krieges (anno 1894), in dem 
die Japaner siegten, gehörten die In¬ 
seln China. Chinesische Fischer hatten 
sie vor Jahrhunderten entdeckt. ...“ 
(V.B. Inseln über dem Öl In: Ossietzky, 
1999/5, S. 152ff.). 

Ergänzung: Hinweise auf die Entde¬ 
ckung sind schon in der Ming-Zeit 
(1368-1644) dokumentiert: 1372 be¬ 
richteten chinesische Seeleute zum ers¬ 
ten Mal von ihnen. Spätestens seit 1534 
wurden sie auf chinesischen Karten als 
Teil des Kaiserreichs dargestellt. Weiter 
in meinem Text von 1999: 

„... Seither holten Fischer aus Taiwan 
aus den kaum 200 Meter tiefen Ge¬ 
wässern um die Tiaoyutais beachtliche 
Fänge und nutzten die Inseln, um dort 
Gerät und Ersatzteile zu deponieren. 


Ich fand nicht nur chinesische, sondern 
auch japanische Karten aus den Jahren 
1873 bis 1879, auf denen die Tiaoyutais 
eindeutig als zu China gehörig ver¬ 
zeichnet sind.... 

Die westlichen Alliierten hatten zwar 
bereits 1943 (Deklaration von Kairo) 
beschlossen, dass Japan nach seiner 
Niederlage sämtliche unrechtmäßigen 
Besitzungen an China und die anderen 
eroberten Länder zurückgeben müsse. 
Im Potsdamer Abkommen wurde der 
Beschluß präzisiert. Japan beugte sich 
in seiner Kapitulationserklärung vom 
2. September 1945. Die USA dürften 
aber bereits 1945 gewusst haben, wie 
bedeutungsvoll, wirtschaftlich und stra¬ 
tegisch, die Tiaoyutais werden würden. 
Das US-amerikanische Hochkommis¬ 
sariat in Okinawa jedenfalls duldete, 
dass die dortige Provinzregierung die 
Tiaoyutais unter der Hand in ihre Zu¬ 
ständigkeit einbezog, obwohl das den 
internationalen Verträgen und der 
Historie ebenso widersprach wie den 
geologischen Gegebenheiten. Die In¬ 
selgruppe liegt, gemeinsam mit Taiwan, 
auf dem Grat eines unterseeischen Ge¬ 
birgszuges vulkanischen Ursprungs. 
Die Inselkette ist von Japan durch den 
mehr als 2000 Meter tiefen Okinawa- 


Graben getrennt. Von Japan sind die 
Tiaoyutais mehr als 200 Seemeilen 
entfernt, also viel weiter als von Tai¬ 
wan. ...“ 

„... Was schert das alles... US-ameri¬ 
kanische Ölkonzerne? Und was schert 
es die übrige Welt? Japanische Kriegs¬ 
schiffe umringten, nachdem es fast ein 
halbes Jahrhundert nach dem Zwei¬ 
ten Weltkrieg in der Gegend ruhig ge¬ 
blieben war, die Tiaoyutais und hiss¬ 
ten jetzt dort die Flagge mit der roten 
Sonne. Chinesische Proteste, aus Taipei 
ebenso wie aus Peking, blieben unbe¬ 
achtet. ... Japan behauptet, die Tiaoy¬ 
utais seien bis in die Gegenwart, seit 
die japanische Fahne dort flattert,,ter¬ 
ra nullius 4 gewesen. Niemandsland, das 
dem gehört, der es zuerst beansprucht. 
Nicht einmal ein leiser Ordnungsruf 
war dazu aus Washington zu hören, und 
der einst vom US-Hochkommissar in 
Okinawa geduldete Übergriff blieb un- 
korrigiert ...“ 


So weit der mehr als 12 Jahre alte Text 
im nicht digital verfügbaren Ossietzky- 
Jahrgang 1999. Heute patrouillieren er¬ 
neut japanische Kriegsschiffe bei den 
Eilanden und vertreiben Fischtrawler 
aus Taiwan, die zu nahe heranfahren. 
Auch ein zudringlicher ZDF-Reporter 
wurde, obwohl an Bord eines japani¬ 
schen Kutters, am Landgang gehindert, 
sein Charterboot verscheucht. Die VR 
China hat nun ebenfalls Kriegsschiffe 
zu den Inseln in Marsch gesetzt. Eine 
Flotte von 50 Fischkuttern aus Taiwan 
ist in Begleitung von zehn Patrouillen¬ 
booten bereits bei den Inseln einge¬ 
troffen und lässt sich von den japani¬ 
schen Marineeinheiten nicht mehr be¬ 
eindrucken. Noch beschießen sich die 
Kriegsschiffe nur mit Wasserkanonen. 
Die Feindseligkeit nimmt zu, es kann 
brenzlig werden. 

Nur ökonomische Interessen stehen 
Japans Okkupationspraxis und seinem 
militärischen Übereifer im kritiklosen 
US-Gefolge entgegen. Die japanische 
Autoindustrie und der Maschinenbau 
fürchten, ihre Absatzmärkte in China 
könnten von Peking mittels Sonderzöl¬ 
len und Kaufboykott erledigt werden. 
Japans Einzelhandel reklamiert, chine¬ 
sische Ausfuhrzölle könnten den Im¬ 


port günstiger Produkte aus der VRCh 
ruinieren. Peking zeigte sich Anfang 
Oktober tatsächlich zum Wirtschafts¬ 
krieg bereit und boykottierte das Jah¬ 
restreffen der Welthandelsorganisation 
WTO. Tokio und Washington müssen 
es schlucken: Wirtschaftlich sitzen die 
Chinesen am längeren Hebel. 

Illegales Vertragswerk 

Zur präzisierenden Ergänzung meiner 
Skizze aus dem Jahr 1999: Nach dem 
Sieg über China (April 1895) führte 
Japan ein grausames Kolonialregime. 
Ganze Landstriche kamen gewaltsam 
in Besitz japanischer Privatleute. So 
auch die heute umstrittenen Inseln. 
Um 1900 etablierte der Unternehmer 
Tatsushiro Koga dort einen Fischver¬ 
arbeitungsbetrieb. 1940 ging der Laden 
ein, trotz reicher Fänge an Bonitos, ei¬ 
ner Thunfischart. Seitdem wohnt nie¬ 
mand mehr da. 

1970 verkauften Kogas Nachfahren 


vier der Eilande an andere japanische 
Privatinteressenten. Die Besitzwechsel 
sowie die Pachtverträge zwischen ja¬ 
panischen Privatleuten und ihrer Re¬ 
gierung, aktuell der am 11. September 
2012 von der Regierung in Tokio voll¬ 
zogene „Rückkauf“ von drei der Inseln 
(für rund 2 Mio. US-Dollar), beruhen 
auf einem von den USA begangenen 
Rechtsbruch: Als habe es das völker¬ 
rechtlich besiegelte Potsdamer Ab¬ 
kommen und die japanische Kapitu¬ 
lationsurkunde nie gegeben, übertrug 
Washington 1971 einseitig die Hoheits¬ 
rechte über die Inseln an Japan - und 
dies im selben Vertrag, der das wirklich 
japanische Okinawa an Japan zurück 
erstattete (Okinawa Reversion Treaty). 
Tokio konnte also mit US-amerikani¬ 
schem Segen einen Rest seiner eins¬ 
tigen Kriegsbeute in China neuerlich 
kontrollieren. 

Dem völkerrechtlich äußerst fragwür¬ 
digen Akt liegt zwar der Friedensver¬ 
trag von San Francisco vom 8. Septem¬ 
ber 1951 zugrunde, mit dem Japan sei¬ 
ne volle Souveränität zurückerhielt. In 
diesem Vertrag sind jedoch die Territo¬ 
rien, zu deren Rückgabe sich Japan mit 
seiner Kapitulation verpflichtet hatte, 
teils gar nicht erwähnt, teils unpräzise 


bezeichnet. Mit der Konsequenz, dass 
noch heute z.B. über die Kurilen-In- 
seln gestritten wird. Den konfligenten 
Vertrag von San Francisco haben au¬ 
ßerdem wichtige Weltkriegsteilnehmer 
nicht unterzeichnet, insbesondere die 
Volksrepublik China, die Sowjetunion 
und Indien. Russland, Nachfolger der 
Sowjetunion, verweigert die Anerken¬ 
nung bis heute. Der damalige chine¬ 
sische Ministerpräsident Zhou Enlai 
veröffentlichte eine Erklärung, in der 
er den Vertrag als illegal brandmarkte. 
Weitere Pazifikstaaten legten Wider¬ 
spruch ein, allen voran die Regierung 
der „Republik China“ (Taiwan), die 
seinerzeit noch international anerkannt 
und Ständiges Mitglied im Sicherheits¬ 
rat der Vereinten Nationen war, wo sie 
ganz China vertrat. 

Konkret änderte sich jahrzehntelang 
nichts. Chinesische Fischer (zumeist 
aus Taiwan) nutzten die unbewohnten 
Inseln als Zwischendepot. Gelegentlich 
kamen kleine japanische Marineeinhei¬ 
ten vorbei, zogen an Land Japans Flag¬ 
ge auf und verjagten taiwanische See¬ 
leute. Taipeis Proteste wurden weltweit 
geflissentlich überhört. 

Basis für US-Raketen 

2002 aber pachtete das Innenministe¬ 
rium in Tokio drei der in japanischem 
Privatbesitz befindlichen Inseln für 
jährlich 250 000 US-Dollar. Japans Ver¬ 
teidigungsministerium sicherte sich die 
vierte („Kuba-shima“) und überließ sie 
sogleich den USA - natürlich zu „Ver¬ 
teidigungszwecken“. Die US-Air Force 
nutzt sie als Übungsgelände für Bom¬ 
benabwürfe. Selbstredend sind die In¬ 
seln auch als Basis für elektronische 
Überwachungsanlagen geeignet, mit 
denen das US-Militär Teile der VR 
China und Russlands ausspioniert. 
Und welch ein Zufall: Die USA und Ja¬ 
pan vereinbarten im September, zeit¬ 
gleich mit dem Insel-„Rückkauf“, den 
Aufbau eines weiteren Raketenschirms 
in der Region. Vorgeblich zum Schutz 
vor Angriffen aus Nordkorea. Tatsäch¬ 
lich entsteht da aber ein neues, gegen 
China gerichtetes US-Radarsystem, ge¬ 
koppelt an ein Arsenal landgestützter 
Raketen. Nicht Schutz, sondern Droh¬ 
potential. Es stellt zugleich sicher, dass 
Taiwan seine vorsichtige Annäherung 
an Peking nicht übertreibt. 

Der von Washington unter Rechtsbrü¬ 
chen ermöglichte und militärisch ab¬ 
gesicherte Status quo ist auf friedliche 
Weise anscheinend nicht mehr zu än¬ 
dern. Obwohl die Inseln im 200-See- 
meilen-Bereich Taiwans (das vorläufig 
mit Peking am gleichen Strang zieht) 
liegen und damit nach Internationalem 
Seerecht zur chinesischen Wirtschafts¬ 
zone gehören. Über den - nach um¬ 
fassender Abwägung: chinesischen - 
Diäoyü-täi-Inseln wehen die Flaggen 
Japans und der USA. Nicht mehr fried¬ 
liche Symbole ihrer Völker, sondern 
Machtdemonstration jener Eliten, die 
in beiden Ländern jeweils das Sagen 
haben. 

In Taiwan, dem von Washingtons Gna¬ 
den abhängigen Inselstaat ohne inter¬ 
nationale Anerkennung, richten sich die 
öffentlichen Proteste natürlich nicht ge¬ 
gen die imperialen USA, sondern gegen 
den einstigen und neuerlichen Besatzer 
Japan. Die Demonstrationen in Peking 
hingegen haben mehr als nur nationa¬ 
listische Beweggründe. Sie sind ein ent¬ 
schiedener Protest gegen die USA und 
die Reaktion darauf, dass der westliche 
Imperialismus auch im Ostchinesischen 
Meer einmal mehr seine Fratze zeigt. 



Aufgebrachte chinesische Demonstranten verbrannten japanische Flaggen. 
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Wir sind des Geyers schwarze Haufen 
Heia ho ho! 

Und wollen mit Tyrannen raufen 
Heia ho ho! 

Spieß voran, drauf und dran 
Setzt aufs Klosterdach den roten Hahn. 



Geschlagen ziehen wir nach Haus 
Heia ho ho! 

Unsre Enkel fechten ‘s besser aus 
Heia ho ho! 

Spieß voran, drauf und dran 
jetzt aufs Klosterdach den roten Hahn 


Unsere Genossin und Kameradin 

Hilde Faul-Gerber 

ist am 30. Oktober im Alter von 97 Jahren verstorben 


Hilde wird am 26.8.1915 in eine sozialistisch orientierte Arbei¬ 
terfamilie geboren. Ihre ersten politischen Kindheitserlebnisse 
sind die illegalen Treffen im Elternhaus sowie die Verhaftung 
des Vaters und der Besuch bei ihm im Gefängnis. 

Hilde ist als Mitglied des KJVD und der KPD im antifaschis¬ 
tischen Kampf ebenso wie ihr Vater und ihre Brüder tätig. Im 
Frühjahr 1933, als 17-Jährige, reorganisiert sie die Nürnberger 
Gruppe des KJVD und verteilt illegal Flugblätter. Vater und 
Bruder müssen ins Ausland flüchten, die Mutter wird verhaf¬ 
tet und von den Nazis misshandelt. Am 15. August 1933 wird 
Hilde verhaftet. Sie bleibt 14 Monate in Einzelhaft. Verurteilt 
wegen „Vorbereitung zum Hochverrat“ bekommt sie weitere 
8 Monate Einzelhaft in Aichach. Im Juni 1935 wird Hilde in 
Schutzhaft genommen, zunächst in Landshut und danach im 
Frauenkonzentrationslager Moringen. 

Am 2. Mai 1937 wird Hilde mit strengen Auflagen entlassen: 
zweimal wöchentliches Melden bei der Polizei, Verbot den 
Wohnort zu verlassen, Verbot den Arbeitsplatz ohne Geneh¬ 
migung der Gestapo zu wechseln. 

1945 bei der Befreiung vom Faschismus ist Hilde 30 Jahre alt. 
Ihre Sorge gilt nun der Familie, bis sich alle Überlebenden aus 
Emigration, KZ und Gefängnis wieder einfinden. Im zerbomb¬ 
ten Nürnberg beginnt sie die Suche nach überlebenden Freun¬ 
den und Genossen. Von der ersten Stunde an ist sie eine akti¬ 
ve Genossin der KPD. Sie arbeitet in der Betreuungsstelle für 
politisch Verfolgte und wird dann vom Bayerischen Landes¬ 
entschädigungsamt übernommen, wo sie bis zur Auflösung der 
Dienststelle 1955 tätig ist. 1951 bekommt sie einen Strafbefehl 
wegen unerlaubten Verteilens von Flugblättern gegen die Re¬ 
militarisierung der BRD. 

Als Verfolgte des Naziregimes ist sie mit Gründung der VVN 
ein aktives Mitglied dieser Organisation. Die Vermittlung ih¬ 
rer Erfahrungen aus der Zeit des Faschismus vor allem an die 
junge Generation ist ihr Herzensangelegenheit. Von Beginn an 
unterstützt Hilde ab den 1980er Jahren die Treffen der ehema¬ 
ligen Häftlinge des Frauen- und Jugendkonzentrationslagers 
in Moringen, um bei der geschichtlichen Aufarbeitung des Fa¬ 
schismus in diesem kleinen Ort zu helfen und eine, wenn auch 
späte, Achtung und Anerkennung vor allem der damals als Ju¬ 
gendliche Inhaftierten zu erreichen. 

Den Kampf für eine bessere Welt setzt sie in der illegalen KPD 
und dann in der DKP fort, solange es ihr Gesundheitszustand 
erlaubt. 

Mit ihrem klaren Verstand und der realistischen Einschätzung 
von gesellschaftlichen Zusammenhängen war sie eine gefrag¬ 
te Gesprächspartnerin vor allem der jungen Generation. Ihre 
Lebenserfahrung, ihre fröhliche und kameradschaftliche Art 
machte sie zu unserer Freundin, mit der es sich auch gut Wan¬ 
dern, Singen und Feiern lies. 

Hilde , deine Kammeraden und Genossen, 
deine Kumpel sagen dir ein letztes Mal Servus 

DKP-Nordbayern 

DKP-Nürnberg 

WN-BdA Kreisvereinigung Nürnberg 


Unser 

Genosse Willi Schuh 

ist im 86. Lebensjahr verstorben. 

Willi war ein aufrechter, konsequenter und ruhiger Genosse, 
der, so lange es seine Gesundheit zuließ, mit Rat und Tat am 
Parteileben teilnahm. 

So wie Willi gearbeitet hat, so war auch sein Wunsch sich zu ver¬ 
abschieden. In aller Stille. 

Die, die ihn kennen lernen durften, wissen was wir verloren ha¬ 
ben. 


Deutsche Kommunistische Partei 
Kreis Frankfurt am Main 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der TOSCANA-SEGGIANO 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 

Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung für 2 - 5 Pers. Ruhige Lage. Keine Haustiere. 

Pension Knutzen, Südhörn 14, Tinnum / Sylt, 

Tel.: 0 46 51 7 311 99 

Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Herzlichen Glückwunsch unserer Genossin 

Käthe Klosters 

zum 90. Geburtstag 

Am 18. November 1922 wurde unsere Käthi als erstes von vier 
Kindern in einer kommunistischen Arbeiterfamilie in Hanau 
geboren. Schon früh engagierte sie sich in dieser Arbeiterstadt 
bei den Roten Arbeitersportlern. 

Während der Nazi-Diktatur musste sie viel Leid erfahren. So 
war die Familie vielfältigen Schikanen ausgesetzt. Ihren Vater 
sperrten die braunen Machthaber elf Jahre in Zuchthaus und KZ 
ein. Zusammen mit ihrem ältesten Bruder, der im faschistischen 
Krieg sein Leben verlor, setzte sie durch, den geliebten Vater im 
KZ Buchenwald besuchen zu können. 

Direkt nach Kriegsende trat sie der KPD bei und wurde 1948 bis 
zum Parteiverbot Stadtverordnete in ihrer Heimatstadt. Dabei 
war das Thema Wohnungsnot im total zerbombten Hanau ihr 
Hauptanliegen, ohne andere Fragen zu kurz kommen zu lassen. 
Auch nach dem KPD-Verbot war Käthe weiter im kommunis¬ 
tischen Sinn aktiv, gab regelmäßig Flugblätter heraus und war 
bei vielfältigen Aktionen und Diskussionen immer mit vollem 
Engagement dabei. 1965 heiratete sie ihren Erich und beide zu¬ 
sammen waren für viele Hanauer die Kommunisten schlechthin. 
Bei der Konstituierung engagierte sich Käthe sofort in den Rei¬ 
hen unserer DKP und übernahm den Vorsitz in der Stadtgruppe. 
35 Jahre war die Kreiskassierung bei ihr in den besten Händen. 
Selbst im fortgeschrittenen Alter setzte Käthe unnachahmliche 
Zeichen in Hanau. Unvergessen ist ihr Auftritt bei der Veran¬ 
staltung zum 60.Jahrestag der Hessischen Verfassung. Erst von 
den Stadtoberen nicht eingeladen, meldete sie sich zu Wort und 
hielt die antifaschistische und sozialistische Tradition hoch. Wenn 
es ihr Gesundheitszustand erlaubt, ist Käthi auch heute noch bei 
jeder Aktivität, nicht nur unserer DKP, im Main-Kinzig-Kreis 
dabei und bereichert mit ihren Beiträgen unsere Arbeit. 

Von ihren reichhaltigen Erfahrungen profitieren wir immer wie¬ 
der. Käthi, Du bist uns ein echtes Vorbild, und wir hoffen, dass 
wir noch viele Jahre an Deinem Wissen und Deiner Erfahrung 
teilhaben dürfen. 

In diesem Sinne wünschen wir Dir, hebe Käthi, alles, alles Gute, 
Gesundheit und Glück. 

Deine DKP-Kreisorganisation Main-Kinzig 


Der eine wartet, dass die Zeit 
sich wandelt, 

der andere packt sie kräftig an 
und handelt. 

Dante 

Warten ist nicht dein Ding! Handeln schon eher! 

Tatkräftig und zuverlässig, hilfsbereit und solidarisch, das ist Mo¬ 
nika. Seit Jahrzehnten engagierst du dich in der DKP, bei den 
Naturfreunden und in den verschiedensten Initiativen. 

Deine jungen Genossinnen und Genossen schätzen das ebenso 
wie die älteren, die immer an deiner Seite standen. Du bist un¬ 
entbehrlich! 

Am 19. November 2012 feiert unsere Genossin 

Monika Schützenhofer 

ihren 

70. Geburtstag. 

Über unsere UZ, hebe Monika, gratulieren wir dir sehr herzlich, 
wünschen dir Gesundheit und erlebnisreiche Zeiten mit deinem 
Fredl und auch mit uns. 

Bärbel, Charlotte, Dieter, Erwin, Gisela, Günter, 

Hans Günter, Heike, Horst, Inge, Ingrid, Jürgen, Käthe, 
Klara, Klaus, Marcel, Margret, Nico, Nicole, Petra, Renate, 
Rita, Rolf, Sara, Uwe, Vurgun, Walter 


NEU VON JUMP UP 



Pol Mac Adaim: 

My name is Troy Davis 


Rebellious Folk Music from Ireland 

Die Parole des notfontkämperbundes Wir 
bluten rot. Wir siegen rot. Für uns. Für 
euch. Für alle.' ist die Richtung, die auch 
für die Lieder yon Pol Mac Adaim gilt. Das 
Titellied zu dem am 21 September 2011 
unschuldig hingerichteten Troy Davis geht 
tief unter die Haut. Die revolutionären 
Lieder seiner irischen Heimat fehlen auch 
auf seiner neuen CD nicht. Seine Gedanken 
gehen ebenfalls zu den in ihrer Existenz 
bedrängten Menschen In Palästina. 

Fs ist ein besonderes, intensives Folk 
Album geworden.Preis: 12,50 Euro + 
Versandkosten 

Bestellungen über Jump Up 
Postfach 11 04 47, 28207 Bremen, 
Tel./Fax 04 21 / 4 98 85 35 
E-Mail: info@jumpup.de 
www.jump-up.de 


Kulturkneipe in NRW 
sucht stv. Geschäfts¬ 
führer/in mit Organisa¬ 
tionstalent und Gastro¬ 
nomieerfahrung. 

Nähere Informationen 
/ Bewerbungen an: 
UnsereZeit@iacd.net 

Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro, 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton 
portofrei. 

Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bienenwachskerzen. 
Anfrage bei: 

Imkerei Trauth, 
02241/973111 
comatra@web. de 


DKP 


Linker Niederrhein 

„Kritik des Bedingungslosen 
Grundeinkommens“ 


Öffentl. Veranstaltung mit Dr. H.-P. Brenner, Mitglied des DKP- 
ParteiVorstands und Mitherausgeber der Marxistischen Blätter 


Dienstag, 27. November 2012,19:30 Uhr 
Arbeitslosenzentrum Westwall 32/34, Krefeld 



20. Fuhlsbüttler Fil 

22.^23. November 2012 


Hamburg: Grüner Saal 
U-/ S-Bf. Ohlsdorf 
Ausgang Bad 


PapyRoSSa Verlag I Luxemburger Str. 202150937 Köln 


Frank Deppe: Gewerkschaften 
in der Großen Transformation 

Frank Deppe beschreibt, wie die Gewerkschaften auf 
die >Große Transformation der Weltwirtschaft seil Mitle 
der 1 970er Jahre und auf ihre damit einhergehende eige¬ 
ne Krise reagieren. Und er diskutiert, wie sie die Folgen 
der Ausferiiätspolitik im Zuge der Eurokrise abwehren 
können. 

148 S. | EUR 11,90 



Z t 


Andreas Wehr: Die Europäische Union 

Basiswissen Politik ( Geschichte / Ökonomie 


Andreas Wehr 
5 Die Europäische 
Union 

j ^4 h 


Die EU - ein fragiles Bündnis. In ihm dominierl das 
Machtstreben der großen Mitgliedsstaaten, unter denen 
Deutschland den Ton angibt. Das Ziel, zum »wettbewerbs¬ 
fähigsten Wirtschafte raum« zu werden, hat sie bisher 
nicht erreicht. So besteht ihre Entwicklung derzeit in 
Rückschlägen 

Pocketformat 1134 S , | EUR 9,90 



Conrad Taler: Skandal ohne Ende 
Deutscher Umgang mit dem Rechts extrem ismus 

Wenn eine Gruppe von Neonazis lange Zeit ungehindert 
morden kann, so ist das auch eine Folge jahrelanger 
Verharmlosung des Rechtsextremismus. Conrad Taler 
nennt jene beim Namen, die sich hieran beteiligt haben. 
Auch jene, für die der Feind schon immer links stand: Die 
Geheimdienste. 

175 S, | EUR 12,90 


Tel.: (02 21) 44 65 45 | mail@papyrossa.de | www.papyrossa.de 


Toskana, nah am Meer 

Kleiner Öko-Hof braucht nette Helfer für die Olivenernte 
Unterkunft, Verpflegung und Ferien inbegriffen. 

Tel. 0039.0566.81478 

lmogen.gruben@online.de, www.toskana-biohof.de 


GJoitfjof Reimes 

IBM 1685 1980 1889 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 



In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Flotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 €p.P. • VP. 22,- € p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 



Entschieimigung: 


Ruhe & Naiur satt im Müritz-National¬ 
park. 2 FeWoje 2 3 Pers. ganzjährig in 
Kratzcburg-Grnnzin. Havel & Havclsccn. 
Root& Rad. Info: www.trinogga.de oder 
0331/870796 (AB) 


Toskana, nah am Reer 

binhef. de 1MU.Ktf. flUTfl 


Ükohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle ZimneL 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen: 

KindcTpa-adiis, 
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Notwendig ist ein 
Übergangsprogramm 

Betr.: „Der entscheidende Kampf 
UZ vom 2.11.2012, S. 13 

Ich danke der Redaktion dafür, dass sie 
den Beitrag von Jo Cottenier „Der ent¬ 
scheidende Kampf findet nicht in einem 
einzigen Land statt - Eine Strategie für 
die kommunistischen Parteien der EU“ 
veröffentlicht hat, den ich mit Freude 
und großer Zustimmung gelesen habe. 
Er hat mich in meiner Sicht bestärkt, 
dass dieser vorgeschlagene Weg auf der 
Grundlage der Parteiprogrammatik ein 
Übergangsprogramm (Ausbruchspro¬ 
gramm) in Präzisierung der antimono¬ 
polistischen Strategie zwecks Heran¬ 
führung und Organisierung der Arbei¬ 
terklasse und ihrer Bündnispartner an 
und für den revolutionären Ausbruch 
aus dem spätkapitalistischen imperia¬ 
listischen System benötigt. Bereits ei¬ 
nige Male habe ich dieses lebenswich¬ 
tige Anliegen für das Fortschreiten 
unserer sozialistischen Sache aufge¬ 
worfen - auch in „Unsere Zeit“. Prob¬ 
leme der Ausgestaltung eines solchen 
Programms stehen natürlich auf einem 
anderen Blatt; sie würden den Rahmen 
eines Leserbriefes weit sprengen. 

Ingo Wagner ; Leipzig 

(K)ein Ende der 

Menschenrechtsverletzungen? 

Betr.: Wahl Obamas 

Zu hoffen ist..., dass Obama seine Po¬ 
litik in Sachen der furchtbaren außerge¬ 
richtlichen Hinrichtungen mit Drohnen 
und den menschenrechtsverletzenden 
Prozessen im Gefangenenlager in Gu- 
antänamo auf Kuba nicht fortsetzt. 
Barack Obama segnete außergericht¬ 
liche Hinrichtungen von Verdächtigen 
mit ferngelenkten Drohnen bisher ab. 
Auch des Terrorismus verdächtige US- 
Bürger dürfen bei diesen Einsätzen 
heute umgebracht werden. Auf all die 
überflüssigen bürgerlichen Prozeduren 
wie Beweisaufnahme, Gerichtsverfah¬ 
ren, Verteidigung usw. wird verzichtet, 
bevor solche Todesurteile durch den 
Henker an der Computerkonsole in den 
USA vollstreckt werden, wie bei einem 
Killergame. Wenn dann so ein des Ter¬ 
rorismus Verdächtiger in Afghanistan, 
Pakistan, dem Jemen oder in Somalia 
getötet wird, kommen nicht selten Zivi¬ 
listen um, Frauen, Männer und Kinder, 
die das Pech hatten, sich gerade auch 
in der Gegend aufzuhalten, in der die 
ferngesteuerte Bombe explodierte ... 
In Guantänamo auf Kuba finden jetzt 
Prozesse statt. Khalid Sheikh Moham¬ 
med bekannte sich dort nach „Behand¬ 
lungen“ durch den Geheimdienst der 
USA, den CIA, von „A bis Z“ zu den 
Terrorattacken auf das World Trade 
Center und auf das Pentagon. Khalid 
Sheikh Mohammed wurde 183 mal dem 
sogenannten „Waterboarding“ unterzo¬ 
gen, bei dem der Verhörte zu ertrinken 
glaubt. Wie wird Obama diese Prozesse 
weiterführen? Werden diese Angeklag¬ 


ten auf Grund von durch Folterungen 
erzwungenen Geständnissen verurteilt 
...? 

Heinrich Frei, Zürich 

Nach den Taten beurteilen 

Betr.: Wiederwahl Obamas 

...In den USA haben Millionen Men¬ 
schen keinen Grund zum Jubeln, näm¬ 
lich die Millionen Arbeitslosen und 
Ausgegrenzten - ebenso die Menschen 
in Pakistan, Afghanistan, Irak und Je¬ 
men. Denn der viel gepriesene „Frie¬ 
densnobelpreisträger“ Obama entschei¬ 
det persönlich, über Ziele ferngesteuer¬ 
ter US-Drohnen mit tödlichem Auftrag 
in diesen Ländern. 

Allein in Pakistan hat er so über 
3 000 Menschen töten lassen, darunter 
800 Zivilisten und 170 Kinder. Obama, 
der sympathisch auftretende Präsident, 
hat also eine hohe Killerquote. Politiker 
sind nach ihren Taten und nicht nach 
ihren Worten zu beurteilen. Ebenso 
bei uns. Denn auch die deutsche Bun¬ 
desregierung ist mitverantwortlich und 
deutsche Firmen sind beteiligt an die¬ 
sem Morden. Z.B. die Firma Rheinme¬ 
tall Defence Electronics produziert die 
Kampfdrohne Taifun ... 

Ernst Busche, Bremen 

Keine anderen Argumente? 

Betr.: Reliefskulptur von Peter Lenk, 
UZ vom 19.10.2012, S. 4 

... Haben wir so etwas nötig? Haben 
wir keine anderen Möglichkeiten im 
Kampf gegen Sozialabbau und gesetz¬ 
lich verordnete Armut? Haben wir kei¬ 
ne anderen, besseren Argumente um 
die Raffsucht dieser Personen aufzu¬ 
zeigen?... 

Wolfgang Zierold, Oelsnitz 

Keine Solidarität? 

Betr.: „Solidarisch und vertraut - Zur 
Zusammenarbeit der KPen Benelux- 
Deutschland“, UZ vom 26.10.2012, S. 7 

In dem Artikel wird als Beispiel „ge¬ 
meinsamer Aktivitäten“ aufgeführt (11. 
Spiegelstrich): „Eine Solidaritätserklä¬ 
rung mit den kämpfenden griechischen 
Genossen und Kollegen, insbesondere 
der KKE und der PAME“. 

Hier scheint sich jemand mit fremden 
Federn schmücken zu wollen. Denn 
tatsächlich hat es am 1. Juni 2012 eine 
solche Erklärung gegeben. Sie wurde 
am 3.6.2012 bei www.redglobe.de do¬ 
kumentiert. Titel der Erklärung: „Stel¬ 
lungnahme der kommunistischen Par¬ 
teien der Benelux-Länder: Solidarität 
mit dem griechischen Volk“. Unter¬ 
zeichner: Partei der Arbeit Belgiens 
(PTB), Neue Kommunistische Partei 
der Niederlande (NCPN), Kommunis¬ 
tische Partei Luxemburgs (KPL). Und 
eben nicht: DKP ... 

Nun ist es das eine (und schlimm ge¬ 
nug), dass die Mehrheit der DKP-Füh- 
rungsgremien der im schärfsten Klas¬ 
senkampf stehenden und sich bewäh¬ 
renden Geschwisterpartei KKE die 


notwendige Unterstützung versagt. 
Dann aber in einer Art Rechenschafts¬ 
bericht internationaler Aktivitäten in 
der UZ das genaue Gegenteil zu be¬ 
haupten, ist unerträglich. 

Heinz- W. Hammer, Essen 

Red.: Im Bericht von Heinz Stehr „Für 
eine sozialistische Perspektive“ über das 
Treffen europäischer kommunistischer 
Parteien in Brüssel (1./2. Oktober, UZ 
vom 12.10.2012, S. 6) verweist der Au¬ 
tor darauf, dass am Rande des Treffens 
„Absprachen zwischen KKE und DKP“ 
getroffen wurden „mit dem Ziel, bald¬ 
möglichst vier Veranstaltungen mit Ver¬ 
tretern kämpfender Belegschaften aus 
Griechenland in der Bundesrepublik 
durchzuführenDas war der Wunsch 
der DKP an die KKE bereits vor eini¬ 
gen Monaten (im Zusammenhang mit 
dem Streik der Stahlarbeiter). Der Fakt 
mit der Erklärung der kommunistischen 
Parteien der Beneluxländer ist jedoch im 
erwähnten Bericht tatsächlich falsch dar¬ 
gestellt. 

Tagesordnungen... 

Betr.: Einschätzung der UZ 

Eigentlich müsste ich wie Wilhelm 
Busch denken, bei dem es heißt: — 
doch der brave Bauersmann dachte 
„wat geiht meck das an“! Bin ich doch 
kein Mitglied eurer Partei, gleichwohl 
lese ich die UZ seit der Ersterscheinung 
sowie vorher die HVZ („Hamburger 
Volkszeitung“). 

In einer kurzen Bemerkung möchte ich 
euch bitten Folgendes zu bedenken. 

1. Positiv, es gibt nicht mehr die ellen¬ 
langen, oft einschläfernden, in Refera¬ 
ten ausufernden Leserbriefe. 

2. Negativ, ich war lange gewerkschaft¬ 
lich aktiv. Dort und auch bei euch ärger¬ 
te ich mich immer über die Aufgliede¬ 
rungen von Tagesordnungen. Es heißt 
immer „Vorgeschlagene Tagesordnung, 
und dann Punkt 1 Eröffnung und Be¬ 
grüßung. Ich meine, das gehört nicht zur 
Tagesordnung, das ist selbstverständ¬ 
lich. Was ist, wenn die vorgeschlagene 
Tagesordnung abgelehnt wird? Nimmt 
man dann auch die Eröffnung und Be¬ 
grüßung zurück? Es müsste also heißen: 
Nach Eröffnung und Begrüßung wird 
folgende Tagesordnung vorgeschlagen 

Nach dieser „Motzerei“ gehe ich zu 
meiner persönlichen Tagesordnung als 
Rentner über, lege mich auf das Sofa, 
denn ich muss noch einen weiteren in¬ 
teressanten Artikel in eurer Zeitung 
lesen. 

Günter Lucks, Hamburg 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 16. NOV 


Barhöft: „Die Bedeutung der Gewerk¬ 
schaften“, Bildungswochenende der 
DKP Mecklenburg-Vorpommern vom 
16. bis 18. November. Referate, Dis¬ 
kussionen, Filmabend, Wanderung 
und Gemütlichkeit. Anmeldung und 
weitere Informationen: www.dkp- 
mv.de/bildung. 


SA ★ 17. NOV 


Stuttgart: Bezirksmitgliederver¬ 
sammlung der DKP Baden-Würt¬ 
temberg mit Bettina Jürgensen, Vor¬ 
sitzende der DKP. Sängerhalle Un- 
tertürkheim, Lindenschulstraße 29, 
10.00 Uhr. 


Bremen: „95. Jahrestag Oktoberre¬ 
volution“, Veranstaltung der Bremer 
Antikapitalistischen Linke (BAL). 
Bürgerhaus Weserterrassen (unmit¬ 
telbare Nähe zum Weserstadion) 
17.30 Uhr. Eintritt 7 Euro, erm. 3 Euro. 


Frankfurt: „DKP queer und PDL 
queer - Gemeinsamkeiten und Un¬ 
terschiede“, Podiumsdiskussion im 
Rahmen des 23. Bundestreffens von 
DKP queer. DGB Haus Frankfurt/ 
Main, 18.00 Uhr. 


SO ★ 18. NOV 


Oberhausen: „Das braune Netz“, 
Buchvorstellung mit dem Autor Mar¬ 
kus Bernhardt. Veranstalter der LAG 
Antifaschismus der Partei „Die Lin¬ 
ke“. Linkes Zentrum, Elsässer Str. 19, 
11.00 Uhr. 

Hof/Saale: Mitgliederversammlung 
der DKP. Nina Hager referiert zum 
Leitantrag des PVs an den Parteitag. 
Büro der Partei „Die Linke“, Ernst- 
Reuter-Straße,n bis 16 Uhr. 


MO ★ 19. NOV 


Köln: Mitgliederversammlung der 
DKP Köln-Kalk, Naturfreundehaus 
Kalk, 19.00 Uhr. 

Köln: Mitgliederversammlung DKP 
Köln-Mülheim. Berliner Str. 97-99, 
19.00 Uhr. 


Berlin: „Wuppertaler Gewerkschafts¬ 
prozesse. Gewerkschaftlicher Wider¬ 
stand und internationale Solidari¬ 
tät.“ Buchvorstellung mit Stephan 
Stracke und Angehörigen der Wi¬ 
derstandskämpferinnen. Veranstal¬ 
tung der VVN-BdA. Cafe Sibylle, Karl- 
Marx-Allee 72,18.30 Uhr. 


DO ★ 22. NOV 


Bremen: „Krise und Postdemokra¬ 


tie“, Veranstaltung der MASCH 
Bremen mit Leo Mayer. Villa Ichon, 
Goethestraße 4,20.00 Uhr. 


FR ★ 23. NOV 


Kiel: „Griechenland im Herbst 2012 - 
und welche Alternativen gibt es 
zum Spardiktat der Troika?“ Veran¬ 
staltung der DKP Kiel mit Wolfgang 
Pomrehn, Redakteur der LinX (Sozi¬ 
alistische Zeitung für Kiel). Club M, 
Stadtfeldkamp 22,19.00 Uhr. 

München: „40 Jahre Berufsverbo¬ 
te- und heute?“ Diskussionsver¬ 
anstaltung mit den ehemals vom 
Berufsverbot betroffenen Michael 
Csaskoczy, Ingelore Priesing, Ingrid 
Pfreimer, Hans-Georg Frieser und 
Rechtsanwalt Tersteegen. Veranstal¬ 
ter: ver.di Einladerkreis. DGB-Haus, 
Schwanthalerstraße 64,18.00 Uhr. 

Essen: Eröffnung der „Ernst-Thäl- 
mann-Ausstellung“ zum Abriss der 
Gedenkstätte in Ziegenhals. Veran¬ 
stalter: DDR-Kabinett, Bochum. Hoff¬ 
nungstraße 18,19.30 Uhr. 


SA ★ 24. NOV 


Essen: „Alois Stoff. Ein Leben für 
den Frieden.“ Videopräsentation der 
DFG-VK zur „Ohne Mich“-Bewegung 
gegen die Militarisierung in den 50er 
Jahren. Cafe der ev. Kirchengemein¬ 
de, Hövelstraße 73,16.00 Uhr. 


MO ★ 26. NOV 


Darmstadt: Mitgliederversammlung 
der Gruppe Darmstadt - Bergstraße 
zur Arbeitsplanung 2013. LinksTreff 
Georg Fröba, Landgraf-Philipps-Anla- 
ge 32,19.30 Uhr. 


Dl ★ 27. NOV 


Krefeld: Veranstaltung der DKP 
Linker Niederrhein mit Hans-Peter 
Brenner zum „Bedingungslosen 
Grundeinkommen“. Arbeitslosen¬ 
zentrum (ALZ), Westwall 32-34, Kre- 
feldi9-30 Uhr. 


SA ★ 1. DEZ 


Teterow: La n d es m itg I i ed e rve rsa m m - 
lung der DKP Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern. Bismarckstuben/Kulturhaus, 
N.-Stensen-Straße 1,10.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 
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Meine progressive Woche 

Vom 3. bis 9. November 


Die US-Flagge... 





... ist fast immer dabei - auch am 11. November im New Yorker Stadtteil Queens, wo der Hurrican 
Sandy besonders verheerend wirkte.Trotz einer Nachrichtenflut in unseren Medien, wissen wir 
wenig bis gar nichts über die wirklichen Folgen des Sturms an der US-amerikanischen Ostküste. 
Was ist mit den gefluteten Atomkraftwerken? Wie hat - soweit vorhanden - der US-Katastrophen- 
schutz funktioniert? Was war die wirkliche Aufgabe der Nationalgarde in den betroffenen Gebie¬ 
ten? Wieviel Tote, wieviel Obdachlose gibt es wirklich? Die Liste der offenen Fragen ist lang. Fest 
steht nur, dass es in der „größten Demokratie" der Welt eine Transparenz-wie im ebenfalls vom 
Sturm betroffenen Kuba - an keinem Ort, zu keinem Zeitpunkt gegeben hat. 


Für die Selbstregulierung der Fanszene 

Offener Brief zum Runden Tisch beim Bundesinnenminister 


Sonntag 

Der Umgang der Medien mit dem Terror 
des Nationalsozialistischen Untergrunds 
(NSU) ist beinahe ebenso peinlich (bes¬ 
ser: verbrecherisch) wie die endlose 
„Pannen“-Serie der Geheimdienste und 
der polizeilichen Ermittlungsbehörden. 
Es gibt aber Ausnahmen, tagesschau.de 
ist für seine heutigen Fragen (www. tages¬ 
schau. de/inland/interview-nsul 00.html) 
an die Hamburger Opfer-Anwältin An¬ 
gela Wierig ebenso zu loben wie diese für 
ihre Antworten. 

Frau Wierig vertritt die Schwester von 
Süleyman Tasköprü, der 2001 von den 
NSU-Terroristlnnen mit drei Kopfschüs¬ 
sen hingerichtet wurde. Jahrelang wur¬ 
de Familie Tasköptü von den Behörden 
falschen Anschuldigungen ausgesetzt. 
Einen „Albtraum“ nennt Frau Wierig 
das, der für die Angehörigen nun weiter¬ 
gehe. Niemand habe sich entschuldigt. 
Gedenktafeln und Ähnliches empfinde 
ihre Mandantin als „Pseudo-Wiedergut¬ 
machung“ die zentrale Gedenkfeier als 
„ Werbeveranstaltung für Frau Merkel“. 
Zur Ermittlungsführung findet Frau Wie¬ 
rig deutliche Worte: „Die Ermittler sind 
nicht nur auf dem rechten Auge blind, 
sondern ich habe das Gefühl, die knei¬ 
fen beide Augen zusammen, stecken sich 
die Finger in die Ohren und singen laut 
,Lalala‘.“ Vom bevorstehenden Prozess 
befürchtet die Anwältin, „ dass die wirk¬ 
lich wichtigen Fragen - wurden die Op¬ 
fer zufällig ausgesucht oder gab es einen 
Plan, warum wurden die Menschen er¬ 
mordet - nicht beantwortet werden.“ 
Bliebe hinzuzufügen, dass angesichts 
des Umgangs mit Rechtsterrorismus und 
Neofaschismus der Albtraum nicht nur 
für Familie Tasköprü weitergeht. Unwil¬ 
le und Unvermögen der Behörden, mit 
dem Fascho-Spuk aufzuräumen, liegen 
wahrhaftig wie ein Alb auf dieser De¬ 
mokratie. 

Dienstag 

Heute hören wir, dass auch der Berliner 
Verfassungsschutz Akten widerrechtlich 
schredderte, in denen möglicherweise Er¬ 
kenntnisse über die NSU-Faschisten zu 


Vom 4. Oktober bis 12. November 1852 
fand vor dem Kölner Geschworenen¬ 
gericht der berühmt gewordene Kom- 
munisten-Prozess statt. 

Viereinhalb Jahre zuvor hatten sich 
die Völker in weiten Teilen Europas 
gegen die Adelsherrschaft erhoben - 
zunächst in Frankreich, Italien, Polen 
und - zum ersten Mal seit dem Bauern¬ 
krieg - in den Staaten des Deutschen 
Bundes. An der Seite der fortschrittli¬ 
chen Bourgeoisie fochten auch die eu¬ 
ropäischen Proletarier. 

Auf deutschem Boden endeten die 
Kämpfe am 23. Juli 1849, als preußi¬ 
sche Truppen die letzte revolutionäre 
Bastion, die Festung Rastatt in Baden, 
einnahmen. 27 Revolutionäre wurden 
standrechtlich erschossen, zahlreiche 
andere wurden zu langen Gefängnis¬ 
strafen verurteilt. Eine Periode der Re¬ 
aktion begann. 

In deren Verlauf wurde im Frühjahr 
1851 ein geheimer „Polizeiverein zum 
gegenseitigen Nachrichtenaustausch“ 
gebildet. In diesem arbeiteten die Po¬ 
lizeibehörden Preußens, Österreichs, 
Hannovers und Sachsens zusammen, 
denen sich nach und nach die meis¬ 
ten anderen deutschen Bundesstaaten 
anschlossen. Die Akten dieses Poli¬ 
zeivereins sind bis heute weitgehend 
unerschlossen. Die beabsichtigte tota¬ 
le Erfassung aller „staatsfeindlichen“ 
Bestrebungen scheiterte an den feh¬ 
lenden technischen Möglichkeiten. 
Immerhin musste jeder Vorgang hand¬ 
schriftlich erfasst und kopiert werden. 
Eine der ersten Aktionen des Polizei¬ 
vereins dürfte die Verhaftungs- und 
Verfolgungswelle von Mai bis Juni 
1951 gewesen sein, die sich auch ge¬ 
gen die relativ wenigen Parteigänger 
des Bundes der Kommunisten richte¬ 
te. Elf von ihnen wurde schließlich an¬ 


finden waren. Die Häufung solcher Vor¬ 
fälle lädt zum Sarkasmus förmlich ein. 
Etwa: „ Suche Fandesverfassungsschutz, 
der keine NSU-Akten geschreddert hat, 
Nichtauflösung möglich.“ 

Angesichts des Ernstes der Fage bleibt 
einem das Fachen darüber im Halse ste¬ 
cken. Wann, verdammt nochmal, fällt 
man endlich denen in den Arm, die nicht 
aus Schlamperei, nicht zufällig, sondern 
gezielt die Spur der Faschisten in den Be¬ 
hörden verwischen. 

Mittwoch 

Tagelang ging es mir wie dem Flugpas¬ 
sagier beim „endlosen“Durchfliegen des 
Unwetters: Rütteln, Absacken, Fichtaus- 
fall, plötzliches Verschwinden der Crew 
führen schließlich zu dem Stoßgebet: 
mach dem ein Ende, Herr, egal wie! 
Heute bin ich durch! Danke, Herr, dan¬ 
ke, die Sonne scheint, ruhig gleitet der 
Flieger: habemus US-Präsident! Egal 
ob Oba-ma oder Romney, Hauptsache, 
die hörige Frontberichterstattung unserer 
Medien hat ein Ende. 

Irgendwie geht es - nach den neuesten 
Statistiken - den Hartz-IV-Beziehern wie 
den Superreichen, sie werden weniger. 
Doch während die wenigen einen immer 
mehr Geld auftürmen, findet sich in den 
Taschen der wenigen anderen immer we¬ 
niger Geld - netto, brutto und tara. Aber 
das hat selbstverständlich nichts, aber 
auch gar nichts miteinander zu tun. 

Donnerstag 

Kanzlerkandidat Steinbrück bringt der 
SPD immer schlechtere Werte in den 
Wähler um fragen. Alles Bochum oder 
was? Wohl kaum. 

Steinbrück ist der fleischgewordene Be¬ 
weis, dass sich die SPD nicht von der 
Schröder-Politik lösen will - wie es Stein¬ 
meier und Gabriel nicht anders wären. 
Frischer Wind, andere Perspektiven, 
glaubwürdiges Personal, ab und an das 
Wörtchen Sozialismus und die Bereit¬ 
schaft zur Auseinandersetzung mit dem 
Kapital. Das wär‘ es Genossinnen. Aber 
wartet damit lieber nicht zu lang! 

Adi Reiher 


derthalb Jahre später in Köln der Pro¬ 
zess gemacht. 

Während der folgenden Wochen wur¬ 
de deutlich, dass die „Beweise“ für die 
staatsfeindlichen Bestrebungen der 
Angeklagten auf Fälschungen der Er¬ 
mittlungsbehörden beruhten. Trotz¬ 
dem reichte der Druck der preußi¬ 
schen Behörden aus, sieben Angeklag¬ 
te zu Strafen von sechs bis drei Jahren 
zu verurteilen. Dazu trug sicher bei, 
dass die Jury ausschließlich aus Vertre¬ 
tern der in Deutschland herrschenden 
Klassen bestand. 

Angesichts der skandalösen Fälschun¬ 
gen war vor dem Urteil zudem eine 
Situation entstanden, die Karl Marx 
in seinen „Enthüllungen über den 
Kommunisten-Prozeß zu Köln“ so be¬ 
schreibt: „Es stand den Geschwore¬ 
nen nicht mehr frei, die Angeklagten 
schuldig oder nichtschuldig, sie mußten 
jetzt die Angeklagten schuldig finden 
oder die Regierung. Die Angeklagten 
freisprechen hieß die Regierung ver¬ 
urteilen.“ 

Dass die Reaktion unter allen Demo¬ 
kraten gerade die Kommunisten ins 
Visier genommen hatte, stärkte letzt¬ 
endlich deren Ansehen und erhöhte ihr 
Selbstbewusstsein. Im Laufe des Pro¬ 
zesses verständigten sich die Kommu¬ 
nisten darüber, dass eine erneute Re¬ 
volution nicht unmittelbar bevorstand. 
Die Londoner Sektion des „Bundes 
der Kommunisten“ wurde auf Antrag 
von Marx am 17. November 1852 auf¬ 
gelöst und seine Fortdauer „auch auf 
dem Kontinent für nicht mehr zeit¬ 
gemäß erklärt“. Zwölf Jahre später, 
1864, wurde die ebenfalls von Marx 
und Engels inspirierte Internationale 
Arbeiterassoziation(IAA) gegründet, 
die Erste Internationale. AR 


nter dem Namen „Sicheres Sta¬ 
dionerlebnis “ hat die Deutsche 
Fußball-Liga (DFL) ein (re¬ 
pressives) Sicherheitskonzept für Fuß¬ 
ballstadien vorgelegt (siehe auch UZ 
vom 26. 10.) Anlässlich eines Runden 
Tisches beim Bundesinnenminister am 
14. 11. (nach Redaktionsschluss dieser 
Ausgabe) haben sich Fußballexperten 
mit einem Offenen Brief zu Worte ge¬ 
meldet. Wir dokumentieren im Folgen¬ 
den Auszüge: 

Am 14.11.2011 findet sich auf Einla¬ 
dung des Bundesinnenministers ein 
„Runder Tisch“ zusammen, der Maß¬ 
nahmen erörtern will, mit denen der 
„Gewalt im Fußball“ entgegen gewirkt 
werden soll. Die unsachlichen und zu- 



Logo der Schalker Fan-Initiative. 


nehmend hysterischen Aussagen im 
Vorfeld sowie die personelle Zusam¬ 
mensetzung der Runde - welche mit 
Ausnahme der Koordinationsstelle der 
Fanprojekte (KOS) all jene ausschließt, 
die sich Fanszenen zugehörig fühlen 
bzw. unmittelbar mit dieser in Kontakt 
kommen - lässt wenig Gutes erahnen. 
In zeitlicher Nähe zu den Vorfällen 
beim live im ZDF übertragenen Po¬ 
kalspiel BV Borussia Dortmund gegen 
SG Dynamo Dresden, die diesmal zum 
Auslöser von wellenartig wiederkeh¬ 
renden „moral panics“ wuchsen, wur¬ 
de der neue Jahresbericht der polizei¬ 
lichen Zentralen Informationssammel¬ 
stelle Sport (ZIS) veröffentlicht. Dort 
ist von einem „schwankenden aber ten¬ 
denziell konstant hohen“ Gewaltniveau 
die Rede, bei dem aber nur 0,0003 Pro¬ 
zent der Zuschauer durch Fangewalt 


oder bei Einsätzen der Polizei verletzt 
werden. Die Unterzeichnenden wollen 
Gewaltförmigkeit im Fußball keines¬ 
wegs verharmlosen bzw. ihre Opfer ver¬ 
unglimpfen. Die Relationen angesichts 
der Hysterie sind jedoch untragbar.... 
Jugendliche und jungerwachsene Fuß¬ 
ballfans wachsen in einem Land auf, 
in dem Jugendeinrichtungen und For¬ 
schung nach neuen, lebensweltorien¬ 
tierten Ansätzen stets und drastisch zu¬ 
sammengestrichen wurden. Parallel hat 
sich die Welt des Kommerzes und des 
Konsums vor ihnen entfaltet, kosten¬ 
freie, gemeinschaftsfördernde Erleb¬ 
nisfelder und Freiräume werden zuneh¬ 
mend beschnitten. „Runde Tische“ sind 
auch eine hilflose Konsequenz dessen. 
Auch wenn die Anzahl der sozialpäda¬ 
gogischen Fanprojekte angestiegen ist, 
entspricht ihre Ausstattung oftmals bei 
weitem nicht den Vorgaben des Natio¬ 
nalen Konzeptes Sport und Sicherheit 
(NKSS) ... 

Weder die Ereignisse von Dortmund, 
noch die Statistiken der ZIS sind re¬ 
präsentativ für die vielschichtige Ent¬ 
wicklung, die die deutsche, organisierte 
Fangruppenszene in den letzten Jahren 
genommen haben. Mit dem Auftau¬ 
chen und der Verbreitung des Fanmo¬ 
dells „Ultra“ hat sich eine nach außen 
bemerkenswert vielfältige, selbstregu¬ 
lierende, self-empowernde, partizipa- 
torische Fankultur etabliert, die wei¬ 
testgehend aktiv anti-demokratischen 
Tendenzen vorbeugt und sich für die 
Umsetzung von Menschen- und Bür¬ 
gerrechten einsetzt. Selten war das Po¬ 
tenzial so hoch wie heutzutage, eine 
erfolgreiche Selbstregulierung in den 
Fanszenen zu etablieren ... 

Wenn nun wieder einmal nach drako¬ 
nischen und in der Regel pauschalisie¬ 
renden Strafen und Verboten gerufen 
wird und wir die hier beispielhaft an¬ 
gedeutete gesellschaftliche Lage einbe¬ 
ziehen, ist es leider kein Wunder, dass 
bei den Ultras, aber auch anderen Fans, 
die Frustration steigt, die sich dann in 
manchen Fällen in einer emotional auf¬ 
geladenen Situation am Stadion mög¬ 
licherweise gegen die Polizei entladen 
könnte. 

Seit Jahren beklagt sich die Polizei in 
ihren Jahresberichten über Solidarisie¬ 
rungseffekte gegenüber Ordnungsper¬ 


sonal und Polizisten. Aber diese Soli¬ 
darisierung ist wenig verwunderlich, 
wenn den Funktionären und nicht sel¬ 
ten auch der Polizei nichts anderes ein¬ 
fällt als Verbote und pauschale, kollek¬ 
tive Strafen. 

12.11. 2012 

Gerd Dembowski, Jonas Gabler und 
zahlreiche andere. 

Der gesamte Text findet sich auf http:// 
aktive-fans.de 


Der rote Kanal 


Pension Boulanka, DDR 1964 

In der renommierten Künstlerpen¬ 
sion Boulanka wird eines Tages der 
belgische Gast Jan Gruytertot in sei¬ 
nem Zimmer aufgefunden, mit einer 
Schlinge um den Hals. Offensichtlich 
Mord,allerdings nicht ganz so, wie es 
anfangs aussieht... 

Mo., 19 . 11 ., 22 . 50 - 0.30 Uhr, mdr 

Mutter Krause ns Fahrt ins Glück, 
D1929 

Der Stummfilm basiert auf einer Idee 
des Zeichners Heinrich Zille. Schau¬ 
platz ist der Berliner Ortsteil Wed¬ 
ding, das damalige Arbeiterviertel. 
Mutter Krause lebt in einer kleinen, 
ärmlichen Wohnung zusammen mit 
ihren Kindern Paul und Erna. Wie es 
Zilles Art entsprach, spielt dieser Film 
im ärmsten proletarischen Milieu, 
hart an den Rändern des Absturzes 
in den Sumpf, zeichnet die Haupt¬ 
personen in ihrer kleinbürgerlichen 
Befangenheit, bald bedenkenlos lus¬ 
tig, bald resignierend, und stellt ih¬ 
nen in einem organisierten Arbeiter 
den Ausweg durch den Klassenkampf 
gegenüber. 

Di., 20 . 11 ., 23 . 20 - 1.35 Uhr, arte 

Nach dem Brand, D 2012 

Der Film zeichnet ein persönliches 
Portrait der Überlebenden des neo¬ 
faschistischen Anschlags von Solin¬ 
gen, ihren Umgang mit dem Verlust 
ihrer Angehörigen, ihren Träumen 
und Wünschen. 

Mi., 21 . 11 . 0 . 00 - 0.50 Uhr, ndr 


Kommunisten-Prozess in Köln 

Verurteilt trotz erwiesener Unschuld 

















